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Gottesdienst, Wort des Landesbischofs  
und Grußworte

Zur Eröffnung der Tagung feierten die Synodalen in der Stuttgarter Stiftskirche einen Gottesdienst, bei dem der Synodale  

Pfarrer Rainer Köpf über Martin Luthers kleinen Katechismus und seinen bekannten Morgensegen predigte. Köpf sagte, 

Luthers Morgengebet „atmet den Geist der Befreiung. Beim Erwachen mögen tausend Sorgengeier auf der Bettkante unserer 

Schlafstatt sitzen… Doch das Gebet setzt den Sogkräften der Angst eine Grenze. Der Aufblick zu Gott schafft innere Weite...“ 

Luthers Begeisterung für das Alltägliche ermutige „zu den Aufgaben, die vor uns liegen, und an ihnen auch kräftig und 

entschlossen zu schaffen… Wir dürfen von Gott her unsere Begabungen erkennen und dürfen und sollen die auch einsetzen, 

um Probleme zu lösen.“ Und weiter sagte Köpf: „Wir sind nicht die letzte Generation, die die Kirche retten muss. Wir sind nicht 

mehr als Zeuginnen und Zeugen seiner Liebe. Von uns wird nicht mehr erwartet, als dass wir treu sind und gewissenhaft und 

das tun, was wir können. Mehr nicht… Der Blick zu Christus schafft uns eine innere Freiheit, sogar vielleicht eine Heiterkeit, 

dass wir mit Humor und Lust und auf jeden Fall – wie Luther sagt – mit Freuden an unser Werk gehen.“

DIE KRAFT DER FREIHEIT

Landesbischof Ernst-Wilhelm Gohl sprach in seinem Wort zum Anfang der Synodal-

tagung über „Kirche als Hoffnungsraum“. Angesichts des Kriegs in der Ukraine habe 

es „der Blick auf eine gute Zukunft schwer. Viele fühlen sich belastet durch die poli-

tische Situation.“ Kirche sei „nicht mehr selbstverständlich. Wir müssen  

erklären, warum es gut und sinnvoll ist, in der Kirche zu sein.“ Dafür erinnerte Gohl 

an drei Faktoren, durch die Kirche in ihren frühen Jahren im römischen Reich die 

Menschen angesprochen habe: „Der Christliche Glaube war die Religion, die von 

der Vergänglichkeit und dem Tod befreit… Die Gleichheit aller war gegenüber der 

damaligen prinzipiellen gesellschaftlichen Ungleichheit hochattraktiv… Der dritte 

Faktor war die Diakonie. Die Christen kümmerten sich um die Menschen in Not – 

nicht beschränkt auf die Glaubensgeschwister, sondern um jeden Notleitenden.“ Der 

Kirche stehe ein Umbau bevor, „kein Abriss“, sagt Gohl. Und weiter: 

„Da ist es tröst- lich, welche Energie uns für diese Umbaumaßnahmen längst zur 

„Der Blick zu Christus schafft uns eine innere Freiheit, sogar vielleicht eine Heiterkeit, dass wir mit Humor und Lust und auf 
jeden Fall mit Freuden an unser Werk gehen,“ sagte Rainer Köpf in seiner Predigt. 

Landesbischof Ernst-Wilhelm Gohl
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Verfügung steht. Es ist die Kraft der Freiheit. In Gal 5,1 heißt es: „Zur Freiheit hat uns Christus befreit. So steht nun fest und 

lasst euch nicht wieder das Joch der Knechtschaft auflegen.“ Diese Freiheit, die aus der Taufe herrührt, kann Berge versetzen. 

Diese Freiheit gibt uns Kraft, Altes zu verabschieden. Diese Freiheit gibt uns Mut, Neues anzugehen. Diese Freiheit gibt uns 

Geduld, beides zu verbinden.“

AUFGERUFEN, LICHT DER WELT ZU SEIN

In einem digitalen Grußwort wies Martin Abrahams, Präsident der Moravian Church in Südafrika, auf die schwierige Lage in 

Afrika hin: „Wir in Südafrika sind auch vom Krieg in der Ukraine betroffen: Menschen in Afrika erleiden Dürrezeiten, Hunger, 

Durst. Am Horn von Afrika, in Äthiopien, sind Menschen vom Krieg betroffen – das sind die Herausforderungen, vor denen 

unsere Kirchen stehen.“ Abrahams betonte die Wichtigkeit der Hoffnung in dieser Zeit: „Während dieser Herausforderungen 

sind wir Christen aufgerufen, Licht der Welt zu sein, das Salz der Erde zu sein… Gerade ist eine Zeit, in der wir mit vielen 

Schwierigkeiten zu kämpfen haben, aber es wird auch eine Zeit kommen, in der wir die meisten Schwierigkeiten überwunden 

haben werden.“

KOOPERATION IM DIENST DER MENSCHEN

Der Stellvertretende Präsident der badischen Landessynode, Karl Kreß, betonte in seinem Grußwort an die Landessynode, 

auch in Baden müsse gespart werden. Er werde aber zu wenig kommuniziert, dass dies ohne Entlassungen gehen werde. Es 

fehlen nämlich Bewerbungen für Pfarrberuf und Diakonat. Wo man sich den Menschen aussetze, zeige sich der Unterschied 

zwischen Job und Berufung. Wo ein Mensch im Sterben liege, könne man nicht über Arbeitszeiten diskutieren. Auf der anderen 

Seite habe man in dieser Berufung die Möglichkeit, seinen Dienst sehr frei zu gestalten. Diese Freiheit der geistlichen Berufe 

ermögliche, für die Menschen da zu sein. Diese Freiheiten zu erhalten, sei Aufgabe der Synoden.

Im Hinblick auf die Idee einer Fusion der beiden Landeskirchen sagte Kreß, man solle zwar niemals nie sagen, aber Fusio-

nen brächten kritische Zwänge mit sich. Besser seien Kooperationen mit verschiedenen Partnern. Das spare Ressourcen und 

öffne den Blick für die anderen. In Kooperationen arbeite man so weit zusammen, wie es möglich und nützlich sei, man lerne 

voneinander, begegne sich freundschaftlich, entlaste einander gegenseitig, aber könne aber doch bei seiner eigenen Prägung 

bleiben. Kreß sagte, er wolle Mut machen, aufeinander zuzugehen und miteinander die Herausforderungen für die Menschen 

vor Ort aufzugreifen, für all die Menschen, die den Herrn Jesus suchen. 
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Erster Doppelhaushalt der Landeskirche

„Ausgewogener Haushalt trotz Inflation“

Unter Tagesordnungspunkt Nr. 26 der Synodaltagung wurde der Haushaltsplan der Evangelischen Landeskirche in Württem-
berg für die Haushaltsjahre 2023/2024 behandelt. Der Haushalt sei ausgewogenen und ermögliche, dass Kirche in der Gesell-
schaft verlässlich wirke. Doch Änderungen seien unumgänglich, so Dr. Fabian Peters im Bericht des Oberkirchenrats zum 
Haushaltsentwurf. Tobias Geiger, der Vorsitzende des Finanzausschusses, betonte die mittelfristige Stabilität und die Notwen-
digkeit von weiteren Einsparungen. 

Dr. Fabian Peters aus dem Referat Haushalt und Steuern im Ev. Oberkirchenrat wies zur Einleitung auf die Mitglieder- und 

Austrittszahlen vor dem Hintergrund der hohen Inflation hin; die Zahl der Kirchenaustritte sei bis einschließlich Oktober 

2022 gegenüber dem Vorjahreszeitraum um ein Drittel gestiegen, gegenüber dem Schnitt der vergangenen Jahre sogar um 60 

Prozent. Die Inflation wirke wie ein Katalysator auf das Austrittsgesche-

hen, das durch die Kirchensteuer und Indifferenz maßgeblich motiviert 

sei. 

INFLATION UND HAUSHALTSENTWURF

Dr. Peters stellte dar, wie die Inflation durch die Lohn-Preis-Spirale trotz 

hoher Austritte und der Inflation im Allgemeinen ein steigendes Kirchen-

steueraufkommen generiere und folgerte, dass die gestiegenen Erträge 

die stärker gestiegenen Aufwendungen nicht deckten. Das Problem für den 

Haushalt bestehe auf der Ausgabenseite. Die Gesamtaufwendungen 2023 

fielen um 21,9 Mio. Euro höher als die Gesamterträge aus, bedingt vor allem 

durch die tariflich gebundenen Personalkostensteigerungen.  Hinzu kämen 

zahlreiche andere Aufwandspositionen. So sei es nicht möglich gewesen, 

das im Rahmen der Eckwerte anvisierte Defizit einzuhalten. Das Ausein-

anderdriften von Aufwendungen und Erträgen 

könne auf Dauer so nicht weitergehen, beton-

te Peters. Durch die konsequente Rücklagen-

politik von Finanzdezernent Oberkirchenrat Dr. 

Martin Kastrup könne die Landeskirche darauf jedoch mit kühlem Kopf reagieren, sagte er, und verwies auf die Überlegungen 

des Oberkirchenrats und des Sonderausschusses im strategischen Bericht von Direktor Stefan Werner. 

Der vorgelegte Haushalt sei trotz der angespannten Situation sozial ausgewogen und missionarisch aktiv und lege die finan-

zielle Grundlage, in Württemberg flächendeckend und gesellschaftsverändernd zu wirken. 

VERTEILUNG DES KIRCHENSTEUERAUFKOMMENS

Peters berichtete zur Verteilung des Kirchensteueraufkommens zwischen Landeskirche und Kirchengemeinden gemäß Haus-

haltsgesetz, dass wie folgt geplant werde: 

 

 für das Haushaltsjahr 2023 mit 820 Mio. Euro,

 für das Haushaltsjahr 2024 mit 835 Mio. Euro.

Gläubiger des Aufkommens seien dabei je hälftig die Landeskirche und die Kirchengemeinden, so dass beiden Teilen 410 Mio. 

Euro bzw. 417,5 Mio. Euro zustünden. 

Dr. Fabian Peters stellte in Vertretung des erkrankten Dr. Martin Kastrup  
den ersten Doppelhaushalt der Landeskirche vor.
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Als Vorwegabzug aus dem kirchengemeindlichen Bereich würden 

 für 2023 98,7 Mio. Euro, und 

 für 2024 97,6 Mio. Euro 

an den landeskirchlichen Haushalt weitergegeben, überwiegend für hälftige Kostenbeteiligungen. Peters verwies für die  

Einzelheiten auf § 6 des Haushaltsgesetzes und die grafische Übersicht im Haushaltsplan. 

Der größte Teil der kirchengemeindlichen Steuergelder werde als Verteilbetrag an die Kirchengemeinden über die  

Kirchenbezirke ausgeschüttet: 

 im Haushaltsjahr 2023 258, 7 Mio. Euro,

 im Haushaltsjahr 2024 263,7 Mio. Euro. 

Peters zählte weiter die Beträge des Ausgleichsstocks (2023: 42,8 Mio. Euro; 2024: 41,3 Mio. Euro) und der Ausgleichsrücklage 

(2023: 7,2 Mio. Euro; 2024: 13,3 Mio. Euro) für beide Haushaltsjahre auf. 

Für den landeskirchlichen Haushalt verwies Peters auf den Ergebnis- und Finanzhaushalt. Neben den landeskirchlichen  

Kirchensteuermitteln und den Vorwegentnahmen machte er besonders auf folgende Beträge aufmerksam: 

 Staatsleistungen des Landes: gut 50 Mio. Euro, 

 Ersatzleistungen für Religionsunterricht: ca. 16 Mio. Euro, 

 ERK-Kassenleistungen: 83,6 bzw. 85,9 Mio. Euro. 

Insgesamt ergäben sich somit im landeskirchlichen Haushalt Gesamterträge von 721,8 Mio. Euro bzw. 732,4 Mio. Euro. 

LANDESKIRCHLICHE SCHWERPUNKTSETZUNG

Drei Instrumentarien nannte Peters in seinem Bericht, über die die Schwerpunktsetzung erfolge: 

  Neue Maßnahmen, deren Mittel für inhaltliche Neuausrichtungen in befristeten Projekten 

verwendet würden. (Übersicht im Haushaltsplan im Abschnitt Verpflichtungsermächtigungen)  

Beispiele: Weiterleitung der Steuereinnahmen aus der Energiepreispauschale an den Energie-

fonds, Bekämpfung von Fluchtursachen in Herkunftsländern, Flexibilisierungs- und Entlas-

tungspaket 3, Kommunikationskonzept im Medienhaus sowie synodale Maßnahmenanträge. 

  Neue Dauerfinanzierungen, z.B. für digitale Infrastruktur der Kirchengemeinden, Aufbau eines 

Notfall managements. 

  Restrukturierungsmittel: Einsatz für die digitale Infrastruktur 2030 und zur Umsetzung des 

Klimaschutzgesetzes, sowie zur Vorsorge der Neuregelung im UstG im Bereich der Mütterge-

nesungswerke. 

HAUSHALT FÜR ZWEI PLANJAHRE 

Peters wies darauf hin, dass 97 Prozent des Haushaltes grundsätzlich auf einer Fortschreibung der bisherigen Arbeit beruhe, 

3 Prozent kontrovers diskutiert worden seien. Auf dieser Basis habe der Oberkirchenrat der Synode vorgeschlagen, künftig 

Haushalte für zwei Planjahre zu verabschieden, um Aufwand einzusparen. Mit der Maßnahmenplanung oder einem Nachtrags-

haushalt für das zweite Planjahr könne die Schwerpunktsetzung erfolgen. 
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97 PROZENT DES LANDESKIRCHLICHEN HAUSHALTS: GESELLSCHAFTSVERÄNDERND

Peters betonte mit Blick auf den Gesamtergebnishaushalt und die Mittel für Personal- und Versorgungsaufwand, dass mit den 

vorgehaltenen Pfarrstellen und weiteren landeskirchlichen Stellen Menschen ein Leben lang begleitet würden und Kirche in 

unserer Gesellschaft verlässlich wirke. Dieser Aufwandsblock mache ca. zwei Drittel aller Aufwendungen aus. 

Auf die starken Steigerungen hier müsse mittelfristig reagiert werden, ebenso wie auf den Anstieg der Sach- und Dienstleistungen. 

Der zweitgrößte Aufwandsblock betreffe gemeinsame Aufgaben und Clearing, worin etwa der Finanzausgleich der EKD und  

der kirchliche Entwicklungsdienst enthalten seien. 

Abschließend erläuterte Peters, dass der Rechnungsabschluss 2021 aufgrund der Priorisierung der Haushaltsplanaufstellung 

noch nicht vorliege. 

ZUM ERSTEN DOPPELHAUSHALT

Zur erstmaligen Vorlage eines Doppelhaushalts ging Peters auf die bisherige synodale Debatte ein, die die synodale Souveräni-

tät und Reaktionsmöglichkeiten gefährdet gesehen habe. Er versicherte, dass dem Oberkirchenrat dies bewusst sei, und dass 

er mit maximaler Transparenz reagieren wolle. Als Versprechen des Oberkirchenrats kündigte er zur Herbstsynode 2023 einen 

Nachtragshaushalt für das Jahr 2024 an. 

Peters legte als Anlagen zu seinem Bericht den Entwurf des Haushalts für die Haushaltsjahre 2023/2024, das Änderungsblatt 

zum landeskirchlichen Haushaltsplan 2023/2024, den Leitfaden zur Beschlussfassung des Haushaltsplans im verkürzten Verfah-

ren sowie Übersichten für die Zuordnung von Haushaltsstellen zu Geschäftsausschüssen vor. 

BERICHT DES FINANZAUSSCHUSSES 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses Tobias Geiger, betonte zu Beginn seines Berichts, dass die Synodalen als Seismografen 

der Landeskirche auf drei Ebenen die aktuelle Stimmung der Zeit spürten – in den Gemeinden vor Ort, in den Kirchenbezirks-

ausschüssen und den Bezirkssynoden, sowie in den Sitzungen der Landessynode und ihrer Ausschüsse. 

Von weniger Gottesdienstbesuchern nach der Pandemie über hohe Energiekosten, frustrierte Ehrenamtliche bis zu Kirchen-

steuerrückgang und abnehmendem Interesse an kirchlichen Themen in der Öffentlichkeit gebe es vieles, was zu Verunsicherung 

und Ängsten beitrage. 

MITGLIEDERRÜCKGANG ERFORDERT ANDERE STRUKTUREN

In dieser Situation sei es die Aufgabe der Kirchenleitung, intelligente Entscheidungen zu treffen, anstatt negative Zerrbilder an 

die Wand zu malen. Der Mitgliederrückgang sei leider nicht aufzuhalten, und der Bedeutungsverlust schmerze. Aber die Zahlen 

seien nicht der Kern von Kirche, sondern diese sei dazu da, eine Botschaft zu verkünden, die von er Akademie Bad Boll bis zur 

Kinderkirche anders klinge, aber immer das Evangelium von Jesus Christus beinhalte. Geiger forderte dazu auf, ohne Struktur-

konservatismus die notwendigen Prozesse zu gestalten, denn eine Kirche mit 1,5 Millionen Mitgliedern könne nicht Strukturen 

finanzieren, die für 2,5 Millionen ausgelegt waren. Man müsse sich fragen, welche Arbeitsgebiete in welchem Umfang weiter 

finanziert werden könnten. Die Kirchengemeinden seien der Landeskirche in dieser Hinsicht vorausgegangen, zum Beispiel 

durch Immobilienkonzepte, Fusionen und den Abbau von Doppelstrukturen. 

DOPPELHAUSHALT 2023/2024

Der Vorsitzende des Finanzausschusses ging auf die Verschiebung des Rechnungsabschlusses für 2021 ein; der Abschluss des 

Vorjahres sei eigentlich zur Aufstellung eines Haushaltsplans für das kommende Jahr unabdingbar. Der Ausschuss habe den 

Oberkirchenrat gebeten, den Abschluss auf der Sommersynode 2023 vorzulegen, nachdem das Kollegium diesen für die Herbst-

synode 2023 angekündigt hatte. 
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Die finanzielle Situation der Landeskirche sei mittelfristig stabil; der Oberkirchenrat spare, wo es geht, aber das Potential bei 

den Sachkosten sei ausgereizt. Jetzt müssten Oberkirchenrat und Landessynode festlegen, an welcher Stelle Aufgabenfelder 

verkleinert bzw. aufgegeben würden und Personal eingespart werde. Er verwies hierzu auf den Strukturstellenplan, der im 

Sonderausschuss für inhaltliche Ausrichtung und Schwer-

punkte beschlossen worden sei. Bei der Versorgung gehe die 

Entwicklung voran, auch wenn trotz des bisherigen Aufbaus 

von Rücklagen weiterhin Nachhaltigkeit gefragt sei. 

Die geplanten Ausgaben seien jedoch höher als die erwarte-

ten Einnahmen, betonte Geiger; der Haushalt sei nur durch 

Rücklagenentnahme auszugleichen. Die Fehlbeträge entstün-

den hauptsächlich durch Personalkostensteigerungen; er sei 

zuversichtlich, dass die Lücke durch den PfarrPlan 2023 und 

den Strukturstellenplan geschlossen werden könne. Weitere 

Herausforderungen, wie die Umsetzung des Klimaschutzgeset-

zes und die Verwaltungsmodernisierung bräuch-

ten aber auch neue Finanzmittel. 

Geiger erinnerte daran, dass die Mitgliederverluste weiter auf hohem Niveau blieben, und in diesem Zusammenhang daran, 

dass ein Drittel des erwarteten Rückgangs durch kirchliches Handeln beeinflusst werden könne. Er dankte allen Kirchenge-

meinden, die sich durch besondere Initiativen, wie zum Beispiel Tauffeste, auf den Weg machten. 

Die Finanzierung der Kirchengemeinden und -bezirke sei trotz Inflation und hoher Energiepreise durch einen Sonderbeitrag 

jeweils für 2023 und 2024 sichergestellt, berichtete der Vorsitzende des Finanzausschusses. Zur Kirchensteuer auf die Energie-

preispauschale bestätigte er Einigkeit darüber, dass dieses Geld zu Unterstützung bedürftiger Menschen eingesetzt werde. 

BERICHT ÜBER DEN AUSGLEICHSTOCK

Hansjörg Frank, der Vorsitzende des Ausschusses für die Verteilung der Mittel des Ausgleichsstocks, berichtete, dass die 

Kirchengemeinden aktuell Baumaßnahmen in einem ähnlichen Umfang wie in den Vorjahren durchführen. Es geht um die 

Sanierung von Bestandsgebäuden wie auch um Neubauten. Herausforderungen sind die Themen Barrierefreiheit, Brandschutz 

und energetische Belange sowie die Preissteigerungen von 16,5% zwischen August 2021 und August 2022. Umso wichtiger 

wären die ersten Planungsschritte und die Grundsatzanträge, meinte Frank.

Bei diesen Grundsatzanträgen werde die jeweilige Investition der antragstellenden Institution auf Nachhaltigkeit geprüft. 

Erst dann entscheide der Ausschuss über eine angemessene Förderung, führte Frank aus. Pro Jahr behandle der Ausschuss im 

Schnitt 40 dieser grundsätzlichen Anträge in Höhe von jeweils mindestens 750 000 €, dazu kommen etwa 200 förmliche  

Anfragen mit Einzelfallentscheidungen.

Im Juli 2022 habe der Ausschuss grundsätzlich beschlossen, zur Stärkung der Energiewende die Planung und den Bau von 

PV-Anlagen (auch mit Stromspeichern) erneut zu fördern. Anlagen, die auf Grund gesetzlicher Verpflichtung seit dem 1. Januar 

2022 errichtet wurden, sollen ebenso gefördert werden können, wie neue Anlagen, die nach dem 1. Januar 2023 in Betrieb 

genommen werden.

Um den erweiterten Anforderungen des Klimaschutzes beim Gebäudebestand zu begegnen, erläuterte Frank, möchte der 

Ausschuss Erkenntnisse aus einer Machbarkeitsstudie nutzen, ebenso soll eine konkret definierte Datenerhebung in jedem 

Kirchenbezirk erfolgen. Die Erkenntnisse zum anstehenden Sanierungsaufwand können auch bei den Entscheidungen zur 

Abgabe von Gebäuden helfen.

Die Landessynode ermögliche dem Ausgleichstock neben der bisherigen Pauschalbeiträge je betriebener Gruppe durch die 

erweiterte Zuweisung eine konkrete Unterstützung der evangelischen Kindergartenträger. Dies sichere in diesen Einrichtungen 

nicht nur die Qualität der Arbeit, sondern die Arbeit selbst.

Tobias Geiger, Vorsitzender des Finanzausschusses
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Frank sagte, zur Gremienarbeit gehöre auch, dass der Ausschuss nicht nur Fördergelder bewilligt, sondern sich die Ergebnisse 

der geförderten Baumaßnahmen auch mal stichprobenartig vor Ort anschaut. Dabei wurde festgestellt, dass auch eine Teil-

sanierung denkmalgeschützter Kirchengebäude nur an der Außenhülle zum langfristigen Erhalt führt, obgleich im Innenraum 

weiterer Sanierungsbedarf erkennbar ist. Diese Vorgehensweise „Außenrenovierung vor Innenrenovierung“ erscheine weiterhin 

sinnvoll. Darüber hinaus konnte am Beispiel eines energetisch sanierten Pfarrhauses geprüft werden, wie sich der Energie-

verbrauch durch gezielte Einzelmaßnahmen deutlich senken lässt. Der Neubau eines viergruppigen Kindergartens und der 

beeindruckende Umfang der Innensanierung einer denkmalgeschützten Kirche rundeten das vielfältige Spektrum der Förde-

rung aus den Mitteln des Ausgleichstocks zur Ermöglichung inhaltlicher Arbeit der Kirchengemeinden ab. 

Der Ausschuss habe Überlegungen zum Aufbau einer Datenerhebung zur Umsetzung der Klimaschutzanforderungen ange-

stellt. Es werde dazu eine Struktur entwickelt und aufgebaut.

Frank stellte fest, der Ausschuss für den Ausgleichstock könne seine bereits gegebenen Förderzusagen einhalten und rechne 

für noch nicht abgeschlossene beziehungsweise noch nicht abgerechnete Bauvorhaben mit einem Finanzmittelbedarf ange-

sichts der Baupreissteigerungen von mehr als 35 Mio. €. Mit diesen Mitteln könne der Ausgleichstock mit den Kirchenbezirken 

Konzepte erarbeiten. Durch diese Konzepte werden diejenigen Gebäude festgelegt, die auf Dauer bei den Kirchengemeinden 

verbleiben sollen. In diese Gebäude könne dann nachhaltig und mit deutlich erhöhten Zuschüssen investiert werden.

GESPRÄCHSKREISVOTEN

Lebendige Gemeinde

„Wir brauchen neue Hoffnungsbilder, neue Ideen, wie Gemeinde und Kirche mit den sich verändernden Rahmenbedingungen in 

Zukunft gelebt werden kann und den Mut, diese auch umzusetzen.“ (Michael Schneider) 

Offene Kirche 
„Dem Planansatz für die Kirchensteuer von insgesamt 820 Mio. Euro im Jahr 2022 stimmen wir zu. Wir halten diesen für realis-

tisch.“ (Prof. Dr. Martin Plümicke) 

Evangelium und Kirche 

„Ein Doppelhaushalt ist für die Verwaltung entlastend und weiter präzisierbar, ähnlich wie ein Doppelkeks habhafter ist als nur 

eine Scheibe. Gut, dass wir in diesem Doppelhaushalt starke Hilfen für Bedürftige und umfangreiche Mittel für Klimaschutz 

verankert haben. Die Verdopplung der Unterstützung von Kindergartengruppen sowie die Förderung der Kirchenmusik schät-

zen wir als Akzente dieses Haushalts besonders.“ (Dr. Harry Jungbauer)

Kirche für morgen 
„In einer Übergangsphase gilt es, das früher Gewachsene großzügig zu beschneiden und gleichzeitig großzügig Neues zu säen 

und zu probieren. Im großen Wandel des kirchlichen Gartens braucht es Abschied, Neubeginn und vor allem Bewässerung für 

frische ungewohnte Setzlinge.“ (Tobi Wörner

AUSSPRACHE

Eckart Schultz-Berg (Stuttgart) bedankte sich für die gute Zusammenarbeit bei der Aufstellung des Haushalts. Die Synodalen 

hätten immer schnell gute Auskünfte erhalten. 

Es sei ein „Balanceakt“, wie viel Geld man zurücklege und wie viel man einsetze, sagte Schultz-Berg. Er befürworte, dass 

in diesem und nächstem Jahr 218 Millionen Euro in die Stiftung Versorgungsfonds hineinflössen. Wichtig sei es nun, die 

Botschaft, dass die Landeskirche sich um ihre Mitarbeitenden kümmere, auch nach außen zu tragen.

Was das Haushaltsgesetz der Kirchengemeinden angehe, sei noch ungewiss, wie im nächsten Jahr der Abschluss aussehe, 

weil die Kirchengemeinden an Grenzen kommen könnten. Die eingeplanten Inflationszuschläge seien zwar sinnvoll, aber ob 

sie ausreichen würden, um die Inflation auszugleichen, müsse im Frühjahr noch einmal ausgewertet werden. Wenn nicht, sei 
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es wichtig, nachzubessern. „Die Kirchengemeinden haben wenig Spielraum“, sagte Schultz-Berg. Stellenumstrukturierungen 

ließen sich dort nur langsam umsetzen. 

Was die Gelder für den Klimaschutz im Ausgleichsstock angehe, sei entscheidend, dass es ein bürokratiearmes und schnelles 

Antrags- und Vergabeverfahren gebe. 

„Toll, dass wir hier ein deutliches Zeichen setzen“, sagte Schultz-Berg hinsichtlich der höheren Förderung für Kitas. Kinder-

gärten seien ein wichtiger Teil der Bildungsarbeit, etwa, weil so Kontakte zu den Familien hergestellt werden könnten. Es sei 

wichtig, dass Gemeinden mit Kindergärten ihre Arbeit so strukturierten, dass sie mehr Zuschüsse von den Kommunen errei-

chen könnten.

„Wie soll das bloß gehen?“, fragt Thomas Stuhrmann (Abstatt). Es sei eigentlich „unmöglich, einem Haushalt für ein Doppel-

jahr zuzustimmen, wenn keine verlässlichen Zahlen eines Haushaltsabschlusses“ vorlägen. Gerade in unsicheren Zeiten sei 

das schwierig. Er glaube aber, dass der Oberkirchenrat mit dem Finanzausschuss einen guten Haushalt vorgelegt habe, dem er 

vertraue. 

Wirkliche Transformation werde nur erreicht, wenn die Landeskirche mutig genug sei, Dinge ganz anders anzugehen, sagte 

Ralf Walter (Herbrechtingen). Die, die schon lange nicht mehr erreicht worden wären, müssten angesprochen werden. Es gelte 

zu fragen, wo knapper werdende Ressourcen sinnvoll eingesetzt werden könnten.

Wichtig sei es, Spielräume für die nachfolgende Generation, die es zu gewinnen gelte, offen zu halten, sagte Götz Kanzleiter 

(Ostelsheim).

Kai Münzing (Dettingen an der Erms) betonte, der Haushalt solle „an vielen Stellen Menschen Hoffnung bieten“, indem er 

Verkündigung und diakonisches Handeln möglich mache. Es sei gut, dass der Doppelhaushalt ausgeglichen sei. Trotzdem 

müsse schnell darüber nachgedacht werden, welche Prioritäten und Posterioritäten bestimmt würden.

Michael Wolfgang Schneider (Heilbronn) sagte, die Kirche müsse handlungsfähig bleiben, „nicht nur für heute, sondern auch für 

morgen“. Mit den 5,2 Millionen Mehr-Kirchensteuereinnahmen aus der Energiepauschale könne hoffentlich viel erreicht werden. 

Das betonte auch Thorsten Volz (Sulz), fragte jedoch, wie das Geld verteilt werde.

Christiane Mörk (Brackenheim) sagte, sie freue sich sehr, dass Popularmusik stärker gefördert werde. Außerdem wies sie 

daraufhin, dass die Kirchenbezirke weiterhin Geld für innovatives Handeln bereitstellen würden. Auch beim Innovationsfonds 

der Landeskirche könne Förderung beantragt werden.

Im Verlauf der Debatte wurden zwei Anträge gestellt:

  Antrag Nr. 84/22 lautet: „Der Oberkirchenrat wird gebeten, ab dem 1. Januar 2024 die entsprechenden 

Finanzmittel zur Verfügung zu stellen für den Betriebskostenzuschuss für Internationale Gemeinden bzw. 

gastgebende Gemeinden.“ Der Antrag wurde an den Finanzausschuss verwiesen.

  Antrag Nr. 85/22 fordert, dass „ein rechtssicheres, digitales Abstimmungstool für die Arbeit der Ausschüs-

se und des Plenums der Landessynode eingeführt“ wird. Der Antrag wird an den Ältestenrat verwiesen.

Das Haushaltsgesetz wurde in erster und zweiter Lesung verabschiedet. 
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Erhöhung der Zahl der Pfarrstellen gegenüber den aktuell gültigen Planungen

Leichterer Zugang zum Pfarrberuf und Rückkehr  
aus dem Ruhestand

Im Antrag 49/22 innerhalb von TOP 16 (Selbständige Anträge) wird der Oberkirchenrat gebeten, „die Gesamtzahl der Gemein-
de- und Sonderpfarrstellen im Pfarr-Plan 2030 abweichend von der Personalstrukturplanung für den Pfarrdienst auf 1.100 zu 
erhöhen und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, damit die benötigte Zahl an Pfarrpersonen zur Verfügung steht.“ 

Um dies zu ermöglichen, schlagen die Antragsteller eine Reihe von Maßnahmen vor:

  Pfarrpersonen sollen freiwillig über das 67. Lebensjahr hinaus arbeiten oder auch aus dem Ruhestand  

in ihre Tätigkeit zurückkehren dürfen.

  Die Zugangsvoraussetzung zur berufsbegleitenden Ausbildung soll so geändert werden, dass „insbeson-

dere auch bisher fachfremden Berufstätigen aus anderen Branchen der Zugang ermöglicht wird.

  Für Absolventinnen und Absolventen nicht-universitärer, aber staatlich anerkannter theologischer Hochschu-

len soll ein möglichst unkomplizierter und niedrigschwelliger Zugang in den Pfarrdienst geschaffen wird.

  Für alle Zugänge zum Pfarrdienst, die nicht die 1. und 2. Theologische Dienstprüfung sowie den Vorbe-

reitungsdienst voraussetzen, soll auch ein privatrechtliches Anstellungsverhältnis möglich sein.

Die Antragsteller begründen den Antrag damit, „dass die akademisch-universitäre Ausbildung mit dem Regelzugang 1. und 

2. Theologische Dienstprüfung derzeit nur eine begrenzte Personenzahl für den Pfarrdienst unserer Landeskirche zur Verfü-

gung stellen kann.“ Und weiter: „Die sich durch den Personalrückgang deutlich verschlechternden Rahmenbedingungen für 

den Pfarrdienst machen das Pfarramt zusätzlich für Studienanfängerinnen und -anfänger unattraktiv.“

Die Antragsteller schätzen die Kosten dieser Maßnahmen auf etwa 10 Mio. 

Euro jährlich. Dies erscheine im Blick auf das Einsparpotential bei der Pfar-

rersbesoldung vertretbar. Die Antragstellerinnen und Antragsteller beto-

nen, einer überproportionalen Reduzierung der Pfarrstellen gegenüber 

dem prognostizierten Rückgang der Gemeindeglieder nicht zustimmen zu 

wollen.

AUSSPRACHE

Martin Plümicke (Reutlingen) sprach sich dafür aus, die Kürzungen im Pfarr-

dienst für Kirchengemeinden zurückzunehmen. Er appellierte an den Ober-

kirchenrat, Ruhestandsbeauftragung zu flexibilisieren und zu einfacheren 

Lösungen zu kommen. Innerhalb der Offenen Kirche habe es Irritation gege-

ben, dass über die klassischen Zugänge zum Pfarrberuf nicht gesprochen 

worden sei. Plümicke brachte den Änderungseintrag ein, dass die Landes-

kirche zusammen mit der theologischen Fakultät Tübingen ein Kommuni-

kationskonzept entwickeln solle, um Werbung für das Theologiestudium zu 

machen. Die Botschaft müsse ankommen: Die Landeskirche wird kleiner, 

bietet aber attraktive Arbeitsplätze und sucht Menschen in nicht geringer 

Anzahl.

Matthias Eisenhardt (Schorndorf) sagte, er halte den 

Antrag für hochbedenklich. Würde dem Antrag Folge Kai Münzing als Erstunterzeichner stellte den Antrag 49/22 vor.
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geleistet, erfolge das auf Kosten künftiger Generationen. Bei Anwendung würden 10 Mio. Euro pro Jahr zusätzlich anfallen, das 

sei nicht vertretbar. Entsprechende Maßnahmen müssten in den Ausschüssen beraten werden, hier ginge es um grundsätzliche 

Entscheidungen, die die Landeskirche tiefgreifend verändern könnten. Nicht-universitäre und niederschwellige Zugänge könn-

ten den Pfarrberuf entwerten und eine Qualitätsminderung bedeuten. Auf universitäre Qualifikation zu verzichten, wäre fahrläs-

sig. Eisenhardt plädierte dafür, zunächst in den Ausschüssen zu klären, wie der Pfarrberuf künftig aussehen solle und weiterhin 

Meinungen aus den Gemeinden zu erheben. Zudem sei zu beraten, wie der Übergang vom Studium in den Pfarrberuf so aussehen 

könne, dass er wieder ergriffen werde. Eisenhardt bat um Verweis des Antrags in die zuständigen Ausschüsse.

Thorsten Volz (Sulz) zeigte sich verwundert über das Vorgehen und die Diskussionskultur und darüber, vom Antrag überrascht 

worden zu sein. Dieses sei unsolidarisch. Bezüglich der Ruhestandsbeauftragung gäbe es viele Möglichkeiten, diese beispiels-

weise auf Honorarbasis zu beauftragen. Weiterhin seien Multiprofessionalität, aber auch neue Berufsfelder anzudenken. 

Bezüglich der Anstellungsformen dürfe es keine soziale zwei-Klassen-Gesellschaft geben. 

Dr. Markus Ehrmann (Rot am See) begrüßte den Antrag ausdrücklich. Es bräuchte derartige Erleichterungen für Gemeinden 

für die Arbeit vor Ort. Relevant sei aber die Zahl derer, die zur Verfügung stehen. Der Pfarrstellenstrukturplan (PSP) sei ein 

verlässliches Mittel. Bei einer Zielstellenzahlerhöhung müsse geklärt sein, wie die Stellen besetzt würden. Wenn andere 

Zugänge nicht gewünscht seien, müsse überlegt werden, wie die Zahl erreicht werden könne. Ehrmann führt aus, dass er dem 

Antrag nicht zustimmen könne, wenn die entsprechenden Menschen fehlen würden.

Eckart Schultz-Berg (Stuttgart) führte aus, dass es nicht darum gehe, das Theologiestudium infrage zu stellen. Es gehe um 

alternative Zugänge im Angestelltenverhältnis. Er schlug in einem Änderungsantrag vor, alternative Zugänge auf zehn Jahre 

zu begrenzen und in acht Jahren eine Auswertung vorzunehmen. Damit würden die nächsten – schwer werdenden – Jahre 

überbrückt werden, in denen 28 Prozent der Pfarrstellen entfielen. Schultz-Berg halte die aktuell geplanten Zahlen außerdem 

für schwierig, da Pfarrpersonen auch Personen im öffentlichen Raum und ein Gegenüber für viele Amts- und Funktionsträger 

seien. Hier würden die rund 70 zusätzlichen Stellen helfen.

Matthias Hanßmann (Horb am Neckar) warb für den Antrag und führte aus, dass wenn die Synode die Zielzahl erhöhen wolle, 

es auch die Personen dazu brauche. Als eine Zugangsmöglichkeit nannte er das Beispiel der Liebenzeller Hochschule. Diese sei 

2011 nach einem Akkreditierungsverfahren als staatliche Hochschule anerkannt worden. Daher brauche man keine Angst vor 

sogenannten „Evangelikalen Hochschulen“ zu haben. Angst haben müsse man hier lediglich vor denselben Nachwuchsproblemen. 

Daher müsse auf allen Wegen versucht werden, Menschen für den Pfarrdienst zu begeistern und den Zugang zu ermöglichen.

Dr. Thomas Gerold (Albstadt-Onstmettingen) sagte, dass die Zahlen des Pfarrplans 2030 vor Ort eingeschlagen hätten. Er 

bekäme Rückmeldungen von jungen Kollegen in den 30ern und Anfang der 40er, die sich überlegten, sich beruflich doch noch 

umzuorientieren, da sie sich nicht vorstellen könnten, unter diesen Bedingungen künftig zu arbeiten. Sie würden anderen im 

Augenblick nicht zum Theologiestudium raten. Es ginge nun darum, Sorgen abzumindern. Vieles an Begegnungen, in denen 

die Bindung gestärkt würde und die einen Austritt weniger wahrscheinlich machen würde, fielen aber weg. Dadurch würden 

die Mitgliederzahlen nochmals nach unten gedrückt. Es brauche also verschiedene Wege, um an Menschen zu kommen, daher 

dankte Gerold für die verschiedenen Überlegungen zu den Möglichkeiten. Weiterhin gab er zu bedenken, dass nicht alle Ruhe-

ständler Willens und in der Lage seien, einer Beauftragung nachzukommen. Er schloss, dass jede neue Lösung, die gefunden 

werde, eine gute sei.

Dr. Hans-Ulrich Probst (Tübingen) drückte seine Verwunderung bezüglich des Antrags aus. Bei so einer gewichtigen Entschei-

dung, den Antrag „direkt auf den Tisch“ ohne Beratung zu erhalten, halte er für keinen guten Stil, dies würde eine vertrau-

ensfördernde Kultur nicht stärken. Weiterhin führte er aus, dass im Staatskirchenvertrag die Ausbildung zum Pfarramt an 

Hochschulen verordnet sei, hier halte er es nicht für sonderlich sinnvoll, dass von kirchlicher Seite eine Verabredung aufge-

weicht werde. Zudem sei die Bewerbung des Theologiestudiums hier festgelegt. Dies müsse stärker in den Fokus genommen 

werden. Er hege nicht nur Zweifel, inwiefern ein herabgesenktes Niveau ein sinnvolles Mittel in einer komplexer werdenden 

Gesellschaft sei, sondern auch über Sonderwege innerhalb der EKD. Es gäbe bereits jetzt eine beeindruckende Vielfalt an 

Universitäten und Fakultäten mit eigenen inhaltlichen Schwerpunkten, die den Reichtum der evangelischen Theologie zum 

Ausdruck bringe. Der Weg sei lang, aber verändere den Blick auf Menschen, die Welt und Gott.
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Thomas Stuhrmann (Abstatt) sagte, dass das Thema Pfarrplan schon lange behandelt würde. Man komme gegenüber dem 

Oberkirchenrat nicht weiter, daher musste es in die Synode eingebracht werden. Die 28 Prozent Kürzungen der Pfarrstellen 

wären während der Synodaltagung plötzlich öffentlich gemacht worden, Gremien würden bereits überlegen, wie sie kürzen 

könnten. Es brauche daher verschiedene Zugänge zum Pfarrberuf. Es ginge um die Menschen, denen das Evangelium verkün-

det würde.

Prof. Dr. Jürgen Kampmann (Tübingen) gab an, dass der Antrag etwas ähnliches sein wolle wie der umgangssprachliche 

„Doppelwumms“, was er aber nicht sei. In Bezug auf die erwähnte akkreditierte Hochschule Bad Liebenzell fände man bei 

näheren Recherchen „Ernüchterndes“, wie ein Übergewicht in der Befassung mit dem Neuen Testament und praktischer  

Theologie. Es gäbe zudem keine direkten Anschlussmöglichkeiten an die theologischen Fakultäten. Weiterhin stellte Kamp-

mann die Frage, wie es um die langfristige Finanzierung der zusätzlichen Stellen bestellt sei. Im Antrag fehle zudem die nötige 

Vorarbeit. Er gehöre in die Beratung der zuständigen Ausschüsse.

Tobias Geiger (Nagold) stellte die Frage, warum es die Eile und nicht den Verweis in die Ausschüsse gebe. Der Pfarrstellenstruk-

turplan sei ein verlässliches Mittel. Wer mit der Zielstellenzahl nicht einverstanden sei, habe keine andere Möglichkeit, als dem 

Antrag zuzustimmen. Es sei richtig, dass mit dem Antrag ein Risiko eingegangen werde. Aber die Zielzahl von 1036 sei ebenso 

ein Risiko unter dem Gesichtspunkt, was das mit den Kirchengemeinden mache. Zudem biete der universitäre Zugang lediglich 

die benannten 1036 Personen. Wenn es mehr bräuchte, müsste man woanders hingehen. Die Studierendenschaft der Hoch-

schule Bad Liebenzell setze sich aus je ein Drittel freikirchlicher Personen, landeskirchlicher Personen und über das Jugendwerk 

zusammen. Geiger stellte die Frage, ob man es sich leisten könne, auf zwei Drittel Landeskirchenmitglieder zu verzichten. Es 

gebe weiterhin die Möglichkeit eines privatrechtlichen Anstellungsverhältnisses statt eines öffentlich-rechtlichen für zusätzli-

che Stellen. Dieses sei in der Kirchlichen Anstellungsordnung verankert und solle nicht schlechter bezahlt werden. 

 

Siegfried Jahn (Blaufelden) sagte, dass hier verschiedene Seiten gegeneinander ausgespielt würden. Wenn man Gemeinden 

fragte, würden diese sich Menschen wünschen, die das Evangelium bezeugten. Das sei der Punkt, auf den es ankomme. Man 

könne nicht alle Menschen nehmen, aber wenn man die eine Seite gegen die andere ausspiele, sei Jahn nicht sicher, ob die 

universitäre Theologie den Wettstreit gewinnen würde

Prof. Dr. Martina Klärle (Weikersheim) plädierte für mehr Mut und dafür, dass man einen württembergischen Weg gehen könne. 

Klärle habe als Präsidentin einer Hochschule damit bereits Erfahrungen macht, die bezeugten, dass man damit Erfolg haben 

könne. Für die Theologie und den Pfarrdienst würde die Vielfalt gestärkt, hier könne man ohne großes Risiko viel gewinnen. Es 

wäre schade, wenn man diese Wege nicht beschreiten würde.

Karl-Wilhelm Röhm (Gomadingen-Steingebronn) sagte, dass das Thema der Ruhestandbeauftragung im Einvernehmen mit der 

jeweiligen Gemeinde stehen müsse. Dann könne es nichts anderes geben als ein klares „Ja“. Die Hochschule Tübingen sei nicht 

der einzige Gradmesser, wer als Gemeindepfarrer tauge. Wie in jedem anderen Beruf auch gäbe es durch das Vikariat und die 

Probezeit eine Bewährungszeit. Hier könne man durch fachliche Kompetenz überzeugen oder durch eine gewinnende Art. 

Dr. Antje Fetzer-Kapolnek (Waiblingen) führte aus, dass vielen nicht bewusst sei, was eine Kürzung von 30 Prozent der Pfarr-

stellen für die Gemeinden bedeute. Bereits jetzt gäbe es einen Aufschrei aufgrund von Kürzungen von 10 Prozent. Man wisse 

seit 26 Jahren, dass die Kürzung käme und es hätten viele mitgewirkt. Damit es in die Praxis kommt, bitte sie die Synode hier 

zusammenzustehen und eine Entscheidung zu treffen.

Oberkirchenrätin Kathrin Nothacker teilte in einer Reaktion des Oberkirchenrats der Synode die Bedenken des Oberkirchenrats 

zum vorgestellten Antrag mit. So seien die Sorgen über die Auswirkungen der Zurruhesetzungen vieler Pfarrpersonen nach-

vollziehbar, aber es brauche eine Diskussionsbasis und darum auch eine Verweisung des Anliegens in die Ausschüsse. In Bezug 

auf die im Antrag geforderte Erweiterung der Zugangsmöglichkeiten zum Pfarramt wies sie auf die Gefahr hin, dass mit so 

einer Ausweitung die württembergische Landeskirche sehr verbindliche europaweite Absprachen verlasse und einen Sonder-

weg einschlagen würde. Der Regelweg sei nach wie vor das akademische Studium mit 1. und 2. Theologischer Dienstprüfung. 

Die Aufnahme von 42 Theologiestudierender im Jahr 2022 zeuge davon, dass dieser Weg durchaus noch eingeschlagen werde. 

Neben dem grundständigen Studium gäbe es aber bereits alternative Zugänge, bspw. über den Aufbaustudiengang für Berufs—

tätige mit abgeschlossenem Studiengang in Marburg, Heidelberg, Greifswald und Tübingen, der berufsbegleitenden Ausbildung 

im Pfarrdienst für kirchliche Angestellte oder den Einstieg von gymnasialen Religionslehrerinnen und -lehrer ins Vikariat. Der 
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Oberkirchenrat halte es darüber nicht für angezeigt oder sinnvoll, weitere Wege zu etablieren. Die bisherigen alternativen Zugän-

ge würden zeigen, dass es eine überschaubare Zahl von Menschen sei, die sich darüber auf den Weg ins Pfarramt machten. 

Die Landeskirche habe ein Interesse, die Theologische Fakultät in Tübingen zu stärken, da dort der Diskurs mit anderen Wissen-

schaften stattfinde und so die Stellung der Theologie entsprechend der europäischen Wissenschaftskultur sei. 

Eine Verlängerung des Dienstauftrags von Pfarrerinnen und Pfarrern über die Ruhestandsgrenze hinaus biete laut Nothacker 

auch keine sinnvolle Lösung. Diese könnten kurzfristige Ausfälle ausgleichen, aber nicht verlässlich in die langfristige Planung 

eingerechnet werden. 

Schließlich gab Nothacker eine Prognose über die Auswirkungen einer Erhöhung der Zielzahlen für die geplanten Pfarrstellen 

2030. Im besten Fall würde sich die Pastorationsdichte erhöhen. Eine Abweichung von der bisherigen Planung würde aber die 

Probleme in die nächste Generation verlagern. Nicht zuletzt sei auch die finanzielle Belastung nicht zu unterschätzen. Je nach 

Beschäftigungsverhältnis würden sich die Kosten auf 7 bis 8,3 Millionen Euro jährlich belaufen. Diese Kosten könnten nur 

durch die Aufgabe anderer Arbeitsbereiche der Landeskirche getragen werden. 

 

Abschließend betonte Oberkirchenrätin Nothacker, dass der Oberkirchenrat weiterhin offen für den Vorschlag sei, über den 

Einsatz von Ruhestandspfarrerinnen und -pfarrern ins Gespräch zu kommen. Ein sinnvoller Ort dafür seien die Haushaltspla-

nungen für die Jahre 2025/2026. Gleichzeitig müsse man feststellen, dass die Zugänge zum Pfarrberuf schon äußerst vielfältig 

seien und gleichzeitig die Qualität in der Ausbildung zum Pfarrberuf erhalten bleiben müsse. 

Es kam zur Abstimmung. Der Änderungsantrag 78/22 zum Antrag 49/22 zielte darauf, den Zugang zu diesen alternativen Zugän-

gen zum Pfarrdienst auf zehn Jahre bis 2032 zu begrenzen. In spätestens acht Jahren soll eine Auswertung erfolgen. Der Antrag 

wurde mit Mehrheit angenommen. Im Anschluss wurden alle Punkte aus Antrag 49/22 einzeln abgestimmt und jeweils mit Mehr-

heit angenommen. 
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Zukunftsfähige Verwaltung in der Kirche: digital, professionell und vernetzt 

Kirchliches Gesetz zur Modernisierung der Verwaltung 
in der Evangelischen Landeskirche beschlossen

Bisher werden Verwaltungen, auch bei der Kirche, oft als lästig, trocken und unsexy beschrieben. Das erläuterte der Vorsitzen-
de des Rechtsausschusses, Christoph Müller, eingangs in seinem Bericht zum nun beschlossenen Gesetz für die Modernisie-
rung der Verwaltung. Dieses möchte die Verwaltung der württembergischen Landeskirche zukunftsfähig machen.

Der Vorsitzende des Rechtsausschusses, Christoph Müller, hob in seinem Bericht zum Kirchlichen Gesetz zur Modernisierung 

der Verwaltung in der Evangelischen Landeskirche“ hervor, dass selten ein Thema in der aktuellen Landessynode so „kontro-

vers“ und „“emotional“ diskutiert worden sei. Als Ziel des Gesetzes benannte Müller zusammenfassend: „Hier habe ich die gute 

Nachricht, das Verwaltungsmodernisierungsgesetz hat das Ziel Verwaltung zu vereinfachen und fit für die Zukunft zu machen, 

dass eben Verwaltung digital und professionell, ich will genauer sagen, dass unsere kirchliche Verwaltung digital und profes-

sionell handeln kann und auch attraktiv ist für Menschen, die gerne in ihrer Kirche einen Beruf in der Verwaltung ausüben 

möchten.“

VOM STRUKTURPROJEKT „2024PLUS“ ÜBER DAS ZIELBILD 2010 UND  
DAS ECKPUNKTEPAPIER ZUM GESETZ

Müller zeichnete den Weg des Gesetzes nach - von den Anfängen in der 15. Evangelischen Landessynode über die Modell-

bildungen in den Erprobungsregionen Blaubeuren-Ulm und Rems-Murr beim „Projekt Kirchliche Strukturen 2024plus“ bis hin 

zur Entwicklung des sogenannten „Zielbild(es) 2020“ anhand von Rückmeldungen der Kirchengemeinden, Kirchenbezirke, 

Verbände und auch der Landessynode. Das sei einzigartig, stellte Müller heraus. Selten habe es einen Prozess in der Landes-

kirche gegeben, „der so breit und intensiv war wie die Erprobung der Verwaltungsstrukturen und das alles mit professioneller 

Begleitung.“

Das Zielbild 2023 sei Grundlage für den Entwurf des kirchlichen Gesetzes durch den Oberkirchenrat gewesen. Der Rechtsaus-

schussvorsitzende erinnerte an die Formulierungen von Oberkirchenrat Dr. Michael Frisch in der Sommersynode 2022, es gehe 

bei der Verwaltungsreform „nicht um eine Revolution, sondern um eine Evolution“. Die letztere jedoch, so Müller, könne „auch 

weitreichende Veränderungen mit sich bringen“.

BERICHT VON DER RECHTLICHEN UND KONZEPTIONELLEN VORARBEIT 

Im Anschluss gab der Vorsitzende des Rechtsausschusses einen Überblick zu den zurückliegenden Diskussionen in der  

Projekt- und Ausschussarbeit:

1. Die Arbeit der Kirchlichen Verwaltungsstellen als sogenannte Regionalverwaltungen

§2 Regionalverwaltungen

(1) Der Oberkirchenrat errichtet für die Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und kirchlichen Verbände Regionalverwaltungen als 

landeskirchliche Dienststellen mit einem oder mehreren Standorten. Die Regionalverwaltungen sind jeweils für eine Verwaltung

sregion zuständig.

(2) Die Regionalverwaltung berät die Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und kirchlichen Verbände in der Verwaltungsregion bei der 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben.
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(3) Die Regionalverwaltungen erledigen gegen pauschalierten Kostenersatz für die Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und kirchli-

chen Verbände in der Verwaltungsregion in deren Namen folgende Angelegenheiten und Geschäfte nach den Beschlüssen und Anord

nungen der jeweiligen Organe dieser Körperschaften, wenn diese gegenüber dem Oberkirchenrat spätestens sechs Monate im Voraus 

erklären, dass sie diese Aufgaben ganz oder zum Teil ab einem bestimmten Zeitpunkt nicht mehr selbst wahrnehmen werden:

1. Aufstellung der Entwürfe der Haushaltspläne und Erstellung der Jahresabschlüsse,

2. Vollzug von Personalangelegenheiten einschließlich der Personaleinweisung und der Führung der Personalakten,

3. laufende Vermögensverwaltung,

4. Kassengeschäfte gemäß § 92 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 4 und 5 sowie Satz 2 Haushaltsordnung,

5.  Wahrnehmung der in einer Verordnung gemäß § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz festgelegten weiteren Aufgaben. 

Satz 1 Nummer 2 und 5 gilt für Wirtschaftsbetriebe der Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und kirchlichen Verbände entspre

chend. Der Regionalverwaltung können durch öffentlichrechtlichen Vertrag weitere Aufgaben gegen pauschalierten Kosten ersatz 

übertragen werden.

(4) Die Regionalverwaltungen unterstützen die Visitatorin oder den Visitator bei der Prüfung der äußeren Ordnung im Pfarramt und 

in der Kirchengemeinde im Rahmen der Visitation.

(5) Die Regionalverwaltungen beraten den Kirchenbezirksausschuss bei der Prüfung der Anträge der Kirchengemeinden auf 

Zuteilungen aus dem Ausgleichsstock für hilfsbedürftige Kirchengemeinden. 

(6) Die Leitung einer Regionalverwaltung und der Standorte derselben werden im Benehmen mit den von den Kirchenbezirks-

ausschüssen der im Zuständigkeitsbereich der Regionalverwaltung oder der Standorte liegenden Kirchenbezirke aus ihrer 

Mitte bestimmten Vertreterinnen und Vertreter vom Oberkirchenrat berufen.

Zu §2 Abs. 1 Die Regionalverwaltung als Dienststelle des Oberkirchenrates und die Möglichkeit mehrerer Standorte: 

Auf den in der Entstehungszeit des Gesetzes erfolgten Einwurf hin, die Regionalverwaltung solle „nicht zu gemeindefern“, die 

Standorte in erreichbarer Nähe sein, falls ein persönliches Erscheinen notwendig sei, erläuterte Müller: Moderne und digitale 

Technik könnten solche Standorte gut anbinden. Es wurde zudem gefragt, inwieweit Kirchengemeinden und Kirchenbezirke 

ein Mitspracherecht haben, wo solche Nebenstandorte entstünden. – Müller erläuterte: Ein Standort könne dort gebildet 

werden, wo vier Personalstellen vorhanden seien. Ansonsten hoffe der Rechtsausschuss auf einvernehmliche Lösungen

2.  Zu §2 Abs. 6: Berufung der Leitungen einer Regionalverwaltung durch den OKR mit den betroffenen  
Kirchenbezirksausschüssen

Es bestand der Wunsch, dass der Kirchenbezirk und seine Kirchengemeinden am Verfahren beteiligt werden. Das Wort 

„Benehmen“ solle durch „Einvernehmen“ ersetzt werden. – Müller erläuterte: Wegen des Grundsatzes der „Bestenauslese“ bei 

Kirchenbeamtenstellen sei dies nicht mit einem Wahlamt vereinbar. 

3.  Einbringung des Antrags Nr. 45/22 des Ausschusses für Kirchen- und Gemeindeentwicklung: Ansprechperson für  
die Kirchengemeinde

Dazu Müller: Der Rechtsausschuss hatte sich dafür ausgesprochen, Regelungen wie hier die „face to face“ und Auftragszu-

ordnung in den Ausführungsbestimmungen aufzunehmen, nicht aber auf Gesetzesebene. Daher sei der Antrag ad acta gelegt 

worden.

4. Antrag 46/2022 mit der Frage, inwieweit Kindergartenträgerschaften in der bisherigen Form fortgeführt werden können
Der Oberkirchenrat habe dazu Stellung genommen und bestätigt, dass Kindergartenträgerschaften in der bisherigen Form 

fortgeführt werden könnten, sagte Müller. Damit sei der Antrag erledigt.

5.  Erläuterung der Unterscheidung von Erledigungsaufgaben im Auftrag der Kirchengemeinden und landeskirchlichen  
Aufgaben

Müller zitierte hier aus dem Eckpunktepapier der Frühjahrssynode des Oberkirchenrats.

Die Regionalverwaltungen seien in ihrer Region zuständig für:

a.  Erledigungsaufgaben für Kirchengemeinden und Kirchenbezirke in der Verwaltungsregion:

i. Unterstützung bei der Aufstellung der Haushaltspläne und der Erstellung der Jahresabschlüsse,

ii. Erledigung der Kassen- und Rechnungsgeschäfte
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iii. beschränkte geschäftsmäßige Hilfeleistung in Steuersachen

iv. Unterstützung beim Vollzug der Personalangelegenheiten

v. Führung der Personalakten

vi.  Verwaltung der Kindertageseinrichtungen, bei der weiterhin bestehenden Möglichkeit von unterschiedlichen  

Trägerschaftsmodellen.

vii. Unterstützung bei der Verwaltung der Liegenschaften und Begleitung in der laufenden Liegenschaftsbetreuung

viii. Unterstützung bei der Verwaltung der kirchlichen Friedhöfe

ix. Begleitung in Bauangelegenheiten

b. Landeskirchliche Aufgaben im Bereich der Kirchenbezirke und Kirchengemeinen:

i. Compliance Management

ii. Beratung und Begleitung beim Vollzug des Datenschutz- und Informationssicherheitsrechts,

iii. Beratung und Begleitung beim Vollzug des Arbeitssicherheits- und Arbeitsschutzrechts in der Verwaltungsregion

iv. Erstberatung in Rechtsangelegenheiten

Der Vorsitzende des Rechtsausschusses erzählte von seiner Erfahrung als Kirchengemeinderat, dass gerade aus diesen 

Bereichen viele Fragen in den Gemeinden entstünden. Er betonte, die Beschlusszuständigkeit der bezirklichen Gremien und 

Kirchengemeinden bliebe erhalten. Müller berichtete, dass in §2 Abs. 3 Nr. 5 deswegen §39 Kirchenverfassungsgesetz genannt 

ist, damit die Verwaltung schneller handeln könne und Strukturen nicht zu „schwerfällig“ würden.

6. Das neue Berufsbild der „Assistenz der Gemeindeleitung“ (AGL) und Wegfall des Wahlamtes der Kirchenpflege. 
Dieser Punkt sei viel diskutiert worden, berichtete Müller. Der Rechtsausschuss sei dem Ausschuss für Kirche und Gemeinde-

entwicklung gefolgt, der die Bezeichnung als „modern und wertschätzend“ ansehe.

7. Kein Stimmrecht der Assistenz der Gemeindeleitung im Kirchengemeinderat
Hier stellte Müller klar: Ein Stimmrecht sei – so hätten Rechtsausschuss und Ausschuss für Kirchen- und Gemeindeentwick-

lung gleich beurteilt – rechtlich schwierig. Die Assistenz der Gemeindeleitung solle nur beratende Funktion haben. Aufgrund 

einer eigenen Gemeindemitgliedschaft könne sich aber eine Assistentin / ein Assistent nach §11 Absatz 4 Ziffer 4 in den KGR 

wählen lassen. Sie könne Beauftragter für den Haushalt sein, solange sie einen Beschäftigungsumfang von unter 40% habe.

8. Sitz des Haushaltsbeauftragten im Kirchengemeinderat
Dazu Müller: Dieser sei sinnvoll, zumal der Sitz des Amtes der Kirchenpflege wegfalle. Dieser könne vergleichbar zum Kirchen-

pfleger eine Aufwandsentschädigung erhalten. Damit werde die Finanzkompetenz im Gremium gewahrt, Er sehe die Wahl oder 

Zuwahl als Aufwertung des Beauftragten an und sie sei „zwingend notwendig“.

9. Beratende Teilnahme der Assistenz der Gemeindeleitung an den Sitzungen des Kirchengemeinderats
Diese, so Müller, sei möglich, ohne Mitglied des Gremiums zu sein (vgl. die Regelungen für den Kirchenbezirksausschuss (KBA) 

§ 16 Abs. 6 Entwurf des kirchlichen Gesetzes über die evangelischen Kirchenbezirke. 

10. Ausnahmeregelungen für eine fehlende Betreuung durch eine Gemeindeassistenz
Hier berichtete Müller: Rechtsausschuss und Ausschuss für Kirche und Gemeindeentwicklung hätten sich dagegen entschie-

den, um einheitliche Standards zu erhalten und Systemgleichheit bei Software. Zudem sei ohne Ausnahmeregelungen ein 

Arbeitsplatzwechsel im Bereich der Verwaltung problemlos möglich.

11.  Sicherstellung der Finanzkompetenz und der Bedeutung der Finanzen in den Gremien bei Wegfall des Amtes  
der Kirchenpflege

Dazu Müller: Im Rechtsausschuss sei der Vorschlag verworfen worden, den Gemeinden die Möglichkeit zu geben neben erstem 

und zweitem Vorsitzenden das Amt eines Finanzbeamten/Finanzvorstands/Kämmerers zu ergänzen, der das Amt des Beauf-

tragten für den Haushalt innehabe. Doch eine Wahlmöglichkeit führe zu Unterschieden in den Gemeinden. Vermutlich sei das 

Amt für Ehrenamtliche nicht attraktiv.

12. Anforderungsprofil für die Assistenz der Gemeindeleitung
Dieses sei, so Müller, ebenfalls diskutiert worden, sei jedoch keine Aufgabe des Gesetzes.
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SICHERHEIT GEBEN UND NEUES WAGEN

Nach den rechtlichen Erörterungen ging der Ausschussvorsitzende auf die Kritik an der Kommunikation der Verwaltungsreform 

ein. Auch er habe diese eher als „Notfallkommunikation“ empfunden. Dies sei, so Müller; „vor allem erheblichen Unsicherheiten 

in der kirchlichen Mitarbeiterschaft geschuldet“ gewesen. Inzwischen sei ein Kommunikationskonzept ausgearbeitet worden. 

Dann stellte er grundsätzliche Anfragen an das Verwaltungsgesetz den Chancen des Verwaltungsgesetzes gegenüber:

Einerseits habe er die Sorgen wahrgenommen, dass ohne eine Kirchenpflege das „Wissen vor Ort“ fehle, dass neue Strukturen 

generell verunsicherten und dass es bei den Mitarbeitenden vor Ort Angst vor einem Arbeitsplatzverlust gebe. Zudem habe die 

Landessynode Überlastung für die Gemeinden aufgezeigt. Die Verwaltungsreform falle in Zeit, in der der PfarrPlan 2030 anste-

he, dazu eine Umsatzsteueränderung und die Einführung der Doppik sowie 

neben all diesen Umstrukturierungen weitere Projekte. 

Andererseits, so Müller, sei man es den Mitarbeitenden in der Landeskir-

che schuldig, dass man die Botschaft der Sicherheit in der gegenwärtigen 

Verunsicherung sende: „Wir brauchen weiter alle kirchlichen Verwaltungs-

mitarbeitende und jeder bekommt die Chance auf einen passenden Arbeits-

platz“. 

Durch die Einrichtung von Regionalstellen könnten die Pfarrbüros wieder 

für mehr Stunden als bisher besetzt werden. Das bedeute „mehr Stunden 

vor Ort“ und eine Entlastung der Gemeinden. Zudem entstünden in einer 

größeren Kollegenschaft attraktivere, ausweitbare Arbeitsplätze, mit der 

Möglichkeit, im HomeOffice zu arbeiten, sowie der Spezialisierung. Es gebe 

dann eine routiniertere Bearbeitung von Vorgängen und damit bessere 

Beratung. Die Mitarbeitenden könnten besser an Fortbildungen teilneh-

men. Dies würde in einer immer komplexer werdenden Gesellschaft und 

Verwaltung wichtiger. Ebenso würden Vertretungen bei Krankheit oder 

Urlaub leichter.

Müller nannte in seinem Bericht drei Daten, die das 

Inkrafttreten des Gesetzes regeln: 

1.  Januar 2023. „Die Kirchenpflege kann höchstens bis zum 31. Dezember 2030 gewählt werden. Gibt es 

keine Kirchenpflege mehr, so bestellt der Kirchengemeinderat einen Beauftragten für den Haushalt aus 

seiner Mitte. Zu den Sitzungen des Kirchengemeinderates wird die Assistenz der Gemeindeleitung einge-

laden. Nach sechs Monaten kann die Kirchengemeinde Aufgaben von der Regionalverwaltung erledigen 

lassen, also frühestens ab dem 1. Juli 2023.“

2.  1. Januar 2024. “Ab hier wird von der Bestellung eines Kirchenpflegers oder einer Kirchenpflegerin abge-

sehen. Bereits bestellte Kirchenpfleger bleiben im Amt.“

3.  1. Januar 2031. Beginn der “Phase der Normalität, die Übergangsvorschriften sind nicht mehr gültig, das 

Amt der Kirchenpflege gibt es nach circa 160 Jahren nicht mehr.“ 

“MUTIG VORANGEHEN UND SEHEN, OB ES FUNKTIONIERT“

Als wesentliches Motiv beim vorliegenden Gesetz nannte Müller im Schlussteil seines Berichts summierend, dass es helfen 

solle, Komplexität zu reduzieren. Darum sei zum Beispiel von verschiedenen Seiten die Bitte an den Ausschuss herangetragen 

worden, das Gesetz nicht “überzustrapazieren“ und mit Details zu „überfrachten“. 

Müller betonte, der Oberkirchenrat habe nun die „bedeutende Rolle“, noch offene Punkte in Ausführungsbestimmungen umzu-

setzen. Darauf warte der Rechtsausschuss und, so Müller, „darauf pochen wir.“

Christoph Müller, der Vorsitzende des Rechtsausschusses, erläuter-
te den Gesetzentwurf zur Modernisierung der Verwaltung.
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Ebenso wies er auf die Möglichkeit hin, das Gesetz nachzuschärfen, „zu gegebener Zeit an der einen oder anderen Stelle“. Er 

appellierte „an die Freiheit, mutig voranzugehen und zu schauen, wie es funktioniert.“ Und weiter sagte er: “Ich bin der Über-

zeugung, wir werden überrascht sein. Die Datenbasis und Evaluationsbasis dieses Projekts sind sehr gut und wir dürfen unserer 

kirchlichen Verwaltung mehr zutrauen, als wir denken.“ 

Am Ende seines Berichts schlug Müller analog zur vereinfachenden Bezeichnung des „Gute-KiTa-Gesetz“ anstelle von 

„Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung“ den Gesetzesnamen der Verwal-

tungsreform abkürzend umzubenennen in „Gute-Verwaltung-Gesetz“. Gute Verwaltung sei, so Müller, „ein schlanker Aufbau 

und eine Struktur, die skalierbar ist, Berufsbilder, auf die Menschen Lust haben und eine dienende Verwaltung im wahrsten 

Sinn des Wortes“. 

Müller dankte abschließend allen Mitarbeitenden in der kirchlichen Verwaltung vor Ort, in den kirchlichen Verwaltungs-

stellen und im Oberkirchenrat für ihre Arbeit sowie allen Mitarbeitenden im Oberkirchenrat, die in den letzten Jahren dieses 

Projekt verantwortet und mitgestaltet hätten und hier an erster Stelle Herrn Oberkirchenrat Schuler. Der Ausschussvor-

sitzende bat im Namen des Rechtsausschusses, der sämtliche Artikel des Entwurfs einstimmig oder mit großer Mehrheit 

gebilligt habe, dem „Gute-Verwaltung-Gesetz“ zuzustimmen. 

GESPRÄCHSKREISVOTEN

Lebendige Gemeinde

In seinem Votum für den Gesprächskreis Lebendige Gemeinde erinnerte Matthias Hanßmann (Horb am Neckar) daran, dass die 

Arbeit an der Modernisierung der Verwaltung schon in der Amtsperiode der 15. Landessynode begonnen habe: „Ein Marathon 

liegt hinter uns. Marathonläufer dürfen eigentlich in die Eistonne, um sich zu generieren. Wir aber laufen einen doppelten 

Marathon. Das Gesetz muss in die Umsetzung kommen. Das braucht einen unfassbar langen Atem.“

Hanßmann formulierte zudem zehn Fragen, die der Gesprächskreis an das Gesetz habe: 

1. Welchen Einfluss haben Kirchengemeinden und Kirchenbezirke auf die Konzipierung der regionalen Außenstellen?

2. Wie verlässlich kann zugesagt werden, dass seitens der Regionalverwaltung immer eine Person im KBA anwesend sein 

wird, so wie es bisher durch die Verwaltungsstellen gewährleistet ist?

3. Die einzelnen Kirchengemeinden benötigen eine verlässliche Ansprechperson seitens der Regionalverwaltung. Wie wird 

das versprochene „face to church“ stattfinden? Die Verwaltung hat durch den Haushaltsbeauftragten und die Gemeindeas-

sistenz jeweils verlässliche Ansprechpartner. Wie wird diese Verlässlichkeit in der Umkehrrichtung geplant sein? Auch die 

Gemeinden wollen neben den Fachstellen eine klare Ansprechperson für unklare Fragestellungen.

4. Die Kirchengemeinderäte können bisher beschließende Ausschüsse bilden. Wäre es in Zukunft möglich, dass die Kirchen-

gemeinderäte einen beschließenden Verwaltungsausschuss bilden, dem die Vorsitzenden und die Person der Haushalt-

beauftragung angehören? Würde der OKR solchen Anträgen zustimmen, und könnten wir so dem nicht umsetzbaren 

Anliegen eines „Dreiervorstandes“ im Ansatz gerecht werden?

5. Was gedenkt der OKR der Synode vorzuschlagen, damit die Liegenschaftsverwaltungen klar geregelt werden – und bis 

wann soll dies umgesetzt werden? Es besteht die Sorge, dass die Pfarrpersonen plötzlich die Bauschau, die Prüfung der 

Feuerlöscher, das Bestellen der Pellets oder den Heizungsservice beauftragen müssen …

6. Kann für die Besetzung der Leitenden Stellen der Regionalverwaltung nicht ein Wahlgremium einberufen werden, in 

dessen Besetzung selbstverständlich paritätisch auch Personen aus den betroffenen Kirchenbezirken gegenüber der 

Landeskirche einen Sitzplatz bekommen? Wenn nein, wie kann unser Grundanliegen der klaren Mitbestimmung umgesetzt 

werden?

7. Wie wird gewährleistet, dass sich die Regionalverwaltung als Dienstleister versteht, und entsprechend den Körperschaf-

ten gegenüber auftritt?

8. Welche Gedanken gibt es zu einer geistlichen Begleitung für ein kirchliches Verwaltungszentrum? Im gesamtkirchlichen 

Handeln arbeiten hier Menschen weitgehend im verwaltungsorientierten Kontext. Wie kann eine Kultur des evangelischen 

Glaubens implantiert werden – etwa durch Freiräume gemeinsamer Andachten, und wie könnte dies in einem Dienstauf-

trag in Verantwortung gebracht werden?



193 | 2022 BERATEN + BESCHLOSSEN

9. Und schließlich: Welche Qualifizierung wird zur Ausübung der Assistenz vorzuweisen sein, oder welche Qualifikationsfort-

bildungen oder Ausbildungen möchte die Landeskirche einführen?

10. Wie werden die bis heute Kirchenpflegenden in ein neues Arbeitsverhältnis übergeleitet?

Offene Kirche

In ihrem Votum für den Gesprächskreis Offene Kirche betone Dr. Antje Fetzer-Kapolnek (Waiblingen) die Notwendigkeit der 

Modernisierung der kirchlichen Verwaltung „in Richtung auf ein digital unterstütztes, ressourcenschonendes Dienstleistungs-

handeln“, um die Aufgaben von Haushaltsplan bis Immobilienbewirtschaftung, von Personalverwaltung bis Umsatzsteuer auch 

in einer kleiner werdenden Kirche auf fachlich gutem Niveau bewältigen zu können. 

Allerdings lasse der Gesetzesentwurf die überzeugende Ausgestaltung des Anspruchs vermissen, dass die Entscheidungsho-

heit bei den Kirchengemeinden bleibe. Sie nannte dafür drei Gründe. Erstens sei die Regionalverwaltung direkt dem Oberkir-

chenrat unterstellt. Zweitens werde die Verwaltungsmodernisierung dazu führen, dass Kompetenz und Erfahrung vor allem auf 

der Regionalebene wachsen. Deshalb sei zu erwarten, dass „für die Kirchengemeinden Einheitslösungen angeboten werden, 

die nach Maßstäben der mittleren Ebene optimiert wurden“. Und drittens verlören die Gremien vor Ort, also der Kirchenge-

meinderat und der KBA, ihre eigenständige Finanzkompetenz, ohne dass ein adäquater Ersatz dafür geschaffen würde. Hier 

wünsche sich der Gesprächskreis Nachbesserungen. Denn „ohne Finanzkompetenz schwinden nämlich auch die Kontroll- und 

Einflussrechte“.

Fetzer-Kaponek bemängelte auch, die Kirchengemeinderäte hätten keinen gesetzlich verankerten Anspruch, dass ihnen der 

Haushalt durch eine dafür qualifizierte Mitarbeitende der Regionalverwaltung erläutert wird. Die Partizipationsmöglichkeiten 

des ehrenamtlichen Gremiums würden deutlich geschwächt. Sie kritisierte weiter, die Regionalverwaltung habe per Gesetz ab 

dem 1. Januar 2031 das Monopol. „Wie aber werden Qualitätsprobleme im Verwaltungshandeln im neuen System bearbeitet, 

wenn weder Markt noch Kontroll- und Einflussrechte wirken können?“, sagte Fetzer-Kapolnek.

Deutlich gestärkt werde die Rolle der Assistenz der Gemeindeleitung als Schnittstelle zwischen Gemeinde und Regional-

verwaltung gegenüber dem bisherigen Gemeindesekretariat, aber „als Schnittstelle trägt sie im Verhältnis zum Anstellungs-

umfang sehr große Verantwortung und muss Loyalitätskonflikte aushalten. Ist die Dynamik des Gesamtsystems an dieser 

Stelle ausreichend bedacht und wird sie nicht zu schmalen Schultern aufgebürdet?“ In Frage stellte Fetzer-Kapolnek auch, ob 

die Kirchenbezirksausschüsse ausreichend „wirkungsvolle Kontrollmöglichkeiten“ hätten, ob es tatsächlich eine quantitative 

Entlastung der Pfarrpersonen geben werde.

Zwar bleibe es die „gesetzlich verbriefte Kompetenz der Gremien, für die Körperschaft Kirchengemeinde den Haushalt zu 

beschließen, Käufe und Verkäufe zu tätigen und Verträge abzuschließen“, aber dass die Regionalverwaltung nur Dienstleisterin 

sei, verschleiere den eigentlichen Meinungsbildungsprozess. Auf Dauer werde die Regionalverwaltung aufgrund ihrer Kompe-

tenz die einschlägigen Inhalte stärker bestimmen als der gewählte Kirchengemeinderat. Aus Sicht der Offenen Kirche müsse 

es das erklärte Ziel der Landeskirche bleiben, die Kirchengemeinde als handlungsfähige Basiseinheit zu stärken.

Fetzer-Kapolnek fragte: „Wäre es nicht an der Zeit, uns offen einzugestehen, dass unsere Landeskirche schon in naher Zukunft 

kein lückenloses standardisiertes Verwaltungsnetz mehr wird spannen können? Regio-lokales Denken darf deshalb die Basis-

einheit nicht schwächen, sondern muss sie unter neuen Bedingungen handlungsfähig halten.“

KIRCHE FÜR MORGEN

Für den Gesprächskreis Kirche für morgen betonte Ralf Walter (Herbrechtingen) in seinem Votum, „diese Verwaltungsreform 

ist richtig und wichtig. Damit wir als Kirche in der jetzigen Zeit bei unserem ‚Daily Business‘ handlungsfähig bleiben.“ Die 

Umsetzung der Reform sei wichtig und müsse „so gründlich wie nötig, aber gleichzeitig auch so zügig wie möglich“ erfolgen, 

„auch und gerade zum Wohl unserer Mitarbeitenden. Hier schnell klare, verlässliche Strukturen zu schaffen ist wichtig für alle 

Beteiligten.“

Es gebe aber noch viele offene Punkte, die ergebnisorientiert diskutiert werden müssten. Es müsse klar werden, wo die 

Ehrenamtlichen in dieser Umstrukturierung ihren Platz fänden, wie die Zukunft der Kirchenpflegerinnen und Kirchenpfleger 
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aussehe, wie die Übergänge gestaltet würden, wie Qualifikation und Aufgaben der Assistenz der Gemeindeleitung und wie die 

Ausführungsbestimmungen zum Gesetz aussähen? 

Walter betonte, man müsse ernst nehmen, „was uns da draußen in unserer Landeskirche begegnet: Kirchenpflegerinnen und 

Kirchenpfleger, die Angst um ihren Job haben. Pfarramtssekretärinnen, die nicht wissen, was sich hinter dieser ‚Assistenz der 

Gemeindeleitung‘ genau verbirgt und ob sie diesen Anforderungen gewachsen sind.“ 

Auch müssten „die Arbeitsplätze attraktiv sein, um im Wettbewerb bestehen zu können. Ein leistbares Arbeitspensum, flexible 

Arbeitszeitmodelle, einen Sinn, den man in seiner Arbeit sieht, sind dabei heute meist wichtigere Entscheidungskriterien als 

die Gehaltshöhe.“ 

Evangelium und Kirche 

Renate Schweikle (Kirchheim/Teck) hinterfragte in ihrem Votum für den Gesprächskreis Evangelium und Kirche, ob das “Kirch-

liche Gesetz zur Modernisierung der Verwaltung in der Evangelischen Landeskirche” wirklich ein „Gute-Verwaltung-Gesetz“ 

darstelle, wie es Christoph Müller in seinem Bericht angeregt hatte. Sie dankte der engagierten Mitwirkung der Projektmit-

arbeitenden von 2024plus, insbesondere Herrn Benedikt Osiw, Herrn Oberkirchenrat Christian Schuler und Herrn Oberkirchen-

rat Dr. Michael Frisch. Ebenso erinnerte sie wertschätzend an die Mitwirkung der angefragten Interessenvertretungen von 

den Kirchenpflegerinnen und Kirchenpflegern bis hin zur Pfarrerinnen- und Pfarrervertretung, an die Arbeit in der aktuellen 

Synode und deren Ausschüssen sowie an die Diskussionen der Synodalen in ihren Wahlkreisen. In den Wahlkreisen seien sie 

auch auf “erhebliche Skepsis und Sorgen gestoßen”. Sie habe die Beratungen als konstruktiv und sachlich erlebt, doch sei die 

Kommunikation trotz Homepage, Video-Informations-Sitzungen und Rundschreiben nicht überall geglückt. 

Schweikle betonte, dass der Gesprächskreis folgende Aspekte gerne bereits im Gesetz und nicht erst in den Ausführungsbe-

stimmungen gesehen hätte:  

  Die Möglichkeiten der konkreten Beteiligung der Gemeinden am Verwaltungsgeschehen 

  Die Regelung des Informationsflusses von der Regionalstelle in die bezirklichen und gemeindlichen 

Gremien.  

  Die Regelung, wie der bisher „direkte Draht“ der Gemeinden zum Kirchenpfleger oder zur Kirchenpfle-

gerin wirklich ersetzt werden könne. 

Bei den in anzuerkennender Weise durchgeführten Erprobungen in Ulm-Blaubeuren, Rems-Murr und Oberndorf problema-

tisierte Schweikle, dass während der Erprobungszeit wegen Corona ein präsentisches Gemeindeleben mit entsprechenden 

Anforderungen an die Verwaltung nur sehr eingeschränkt habe stattfinden können – dass also aus den gewonnenen Erkennt-

nissen schwerlich belastbare Aussagen für einen Dauerlastbetrieb abgeleitet werden könnten. Das bedeute auch, dass das 

Gesetz nach seiner Einführung gegebenenfalls nachjustiert werden müsse.  

Für den Gesprächskreis sprach sie folgende Anregungen aus: (vgl. die eingebrachten Anträge) 

  Für die Assistenz der Gemeinde und die Bezirksleitung solle „ermöglicht“ oder sogar „vorgeschrieben“ 

werden, dass eine Mitgliedschaft der AGL bzw. ABL im KGR bzw. nur bei einer Anstellung bis zu 50% zu 

akzeptieren sei.  

  Die vorgesehene Rolle des/der „Beauftragten für den Haushalt“ sei für Gewählte nicht attraktiv

  An der Besetzung der Leitung der Regionalverwaltungsstelle sollten bereits bei der ersten Auswahl die 

betroffenen Kirchenbezirke beteiligt werden 

  Ein Schlichtungsgremium solle vorgesehen werden. Es solle aktiv werden, wenn Mitarbeitende in 

Gemeinde oder Kirchenbezirk bei der Übernahme in die Regionalstelle mit der Zeiteinteilung oder der 

Art der Arbeit nicht einverstanden sind. 

  Die Grundzüge der Ausführungsbestimmungen sollten „vom Oberkirchenrat gebündelt dargestellt und 

verbindlich zugesagt werden“ wie z.B. 

  die Verfahrensregeln zur Gründung einer Filiale der Regionalstelle 

   die Freiheit in den Kirchenbezirken, räumliche Niederlassungen der Regionalstelle innerhalb der 

Bezirke zu verteilen. Letzterer Vorschlag sei schlicht auch der Platzknappheit in manchen Verwal-

tungsstellen geschuldet.  

   „klare Zusagen“ des Oberkirchenrats für die Anstellung von gewählten Kirchenpflegerinnen und 

Kirchenpflegern gebe, v.a. in der Übergangszeit   
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  Das Anforderungsprofil für die AGL bzw. die ABL solle klar und einheitlich definiert werden, „da dieses 

Profil sich erheblich auf die Qualität der künftigen Verwaltungsarbeit auswirken” werde. 

Schließlich regte Renate Schweikle an, den im Bericht von Christoph Müller genannten Begriff “Gute-Verwaltungsgesetz“ 

durch den Begriff “Verwaltungs-Qualitätsgesetz” zu ersetzen - analog zur diesjährigen Entwicklung des für Müller vorbild-

haften Begriffs “Gute-Kita-Gesetz“ in “Kita-Qualitätsgesetz”. Sie ermutigte, schon jetzt kontinuierlich an „Professionalität, 

Verschlankung und Effizienz, Transparenz, Vertrauenswürdigkeit und die explizite Rückbindung der kirchlichen Verwaltung an 

den kirchlichen Auftrag“ zu arbeiten. 

Stefan Werner, Direktor im Oberkirchenrat (Dezernat 5 Grundsatzangelegenheiten Landeskirche und Geschäftsleitung), sprach 

im Auftrag des Landesbischofs für den Oberkirchenrat. Er nannte das Modernisierungsgesetz ein „zentrales Reformations-

vorhaben unserer Landeskirche“. Die Verwaltungsreform müsse mit einer Stärkung des Servicegedanken einhergehen, darauf 

werde man achten, insbesondere angesichts der gegenwärtigen Herausforderungen: 

 Knappe Ressourcen in der Kirche 

 Fachkräftemangel 

 Zunehmende Digitalisierung des Verwaltungshandelns 

 Standardisierung unserer Verwaltungsprozesse 

 Wachsende Anforderungen an das Verwaltungshandeln infolge hochkomplexer Softwarelösungen 

 Anpassungen an gängige Standards, zum Beispiel die beschlossene Einführung der Doppik im Finanzwesen 

Es werde immer wieder über eine überbordende Verwaltung geklagt, fügte Werner an. Die von der Pfarrervertretung unlängst 

durchgeführte Umfrage unter Pfarrerinnen und Pfarrer zeige, diese wollten vor allem im Bereich der Verwaltung entlastet 

werden. Es genüge aber nicht– wie es auch außerkirchlich als Schlagworte bekannt sei – eine „schlanke Verwaltung“ zu schaf-

fen oder „Verwaltung abzubauen“. Zwar sei auch außerhalb der Kirche in der Vergangenheit häufig Personal abgebaut worden, 

aber der Abbau überkommener Strukturen habe sich als zäh erwiesen und müsse damit verbunden werden. 

Werner verwies auf die Einschätzung Wolfgang Drechsels, Professor für Gouvernance mit dem Schwerpunkt Reform der öffent-

lichen Verwaltung, der für eine Ausrichtung der öffentlichen Veraltung am Bürgerwohl plädiere. „Gute zeitgemäße Verwaltung 

ist wertschöpfend und keineswegs eine Belastung. Nicht Verwaltung ist das Problem, sondern schlechte Verwaltung. Gute 

Verwaltung muss heute aber digital sein, weil unsere Lebenswelt das auch ist, und ziel- und wertorientiert dazu.“ 

Entscheidend für das Gelingen der kirchlichen Verwaltungsreform und dafür, dass dies für die Adressaten spürbar werde, sei 

also, dass diese Werte für die kirchliche Verwaltung umgesetzt würden. Das ließe sich nur bedingt „anordnen“, der Oberkir-

chenrat werde dies stetig verfolgen und in Fort- und Weiterbildungen thematisieren, um die Ziele sicherzustellen.  

Aktuell seien drei große Herausforderungen zu bewältigen:  

 Die problematische Umstellung auf die Doppik im Bereich Finanzwesen bis 31.12.2025 

 Die auch deswegen notwendige weitere Digitalisierung der mittleren Verwaltungsebene 

 Das Projekt 2024+, jetzt Teil der „Vernetzten Beratung“ 

Darum seien ab jetzt klare Verwaltungsstrukturen notwendig. 

Den Vorwurf, die Verwaltungsreform käme zu schnell und nach unzureichender Diskussion, wies Werner deutlich ab mit Blick 

auf deren Genese. Er skizzierte diese ausgehend von der Gründung des Strukturausschusses in der 15. Landessynode (2013-

2019). Das Thema wurde aufgrund der sich abzeichnenden Pfarrpläne 2024 und 2030 angegangen. Damals war schon der 

Rückgang aller Pfarrstellen um 1/3 in Sicht, zudem der demographische Wandel, die steigenden Komplexität der Verwaltung 

aufgrund des Datenschutzes, von Steuer-, Personal- und Baufragen.  

In enger Abstimmung mit dem Oberkirchenrat sei so der Grundstein für die neue Gemeindeform, der Verbundgemeinde, gelegt 

worden sowie der Pfarrplan 2024 mit allen Begleitmaßnahmen; ebenso die Pakete Flex 1, 2 und 3 und SPI (Strukturen, Pfarr-

dienst und Immobilien) und der Gemeindeplan 2030.  

Dies sei letztlich die „Geburtsstunde“ des Projekts 2024 plus gewesen. Federführend für die Gründung einer Steuerungsgruppe 

sei die Synode gewesen. Ihr hätten die heutigen Gesprächskreisleiter der Lebendigen Gemeinde und der Offenen Kirche, der 
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Finanzausschuss- und KGE-Ausschussvorsitzende sowie Landesbischof Ernst-Wilhelm Gohl angehört. Diese hätten mit hoher 

Intensität und hoher Fachexpertise am Gemeindeplan 2030 gearbeitet.  

Bis 2019 sei in einem aufwändigen Kommunikationsprozess ein „Zielbild“ entwickelt worden. Die Synode habe festgestellt, 

dass dies in einer breiten Diskussion aus einem breiten Beteiligungsprozess heraus entwickelt worden sei und dass dieses 

Projekt in Sachen Beteiligung nach damaliger Einschätzung der Landessynode Maßstäbe gesetzt habe. Das Zielbild, das eine 

einheitliche regionale Verwaltung vorsah, wurde mit einer sehr großen Mehrheit durch die 15. Synode beschlossen und publi-

ziert worden. 2020 bis 2022 wurden zwei Modelle wie auch ein Referenzmodell erprobt. Aus allen drei Modellen sei das Beste 

herausgezogen worden und unter der Beteiligung der Synode und ihrer Ausschüsse in das Eckpunktepapier für eine Verwal-

tungsmodernisierung eingearbeitet worden zu einem modifizierten Zielbild, getreu dem Motto „prüfet alles, aber das Gute 

behaltet!“ So wurde aufgrund eines Vorschlags aus der Synode das Modell Oberndorf (Distriktkirchenpflege) in das Eckpunk-

tepapier eingearbeitet wie auch die Beteiligung der Gremien an der Besetzung der Leitungsstelle aus dem Modell „Verband“ 

eingearbeitet.

Es sei, betonte Werner, eine zu hohe Erwartung, dass das Projekt alleine allen künftigen Herausforderungen begegnen könne. 

Dennoch sei die Verwaltungsreform ein passender Schlüssel für die künftigen Herausforderungen. Aus 10 Regionen mit zentra-

len Standorten seien 19 sofort arbeitsfähige Regionen geworden.

 

Die Coronapandemie habe gezeigt, dass es im Rahmen von „New Work“ und „HomeOffice“ ebenfalls Außenstellen geben 

könne, zum Beispiel in vorhandenen Immobilien wie alten Kirchenpflegebüros; ebenso, dass Entfernungen digital überbrückt 

werden könnten. Die Digitalisierung werde zunehmen. 

Es gelte derzeit auch, Kirchenpflegen in 1.200 Kirchengemeinde auf den Rechnungsworkflow ‚Scannerlösung‘ umzustellen, 

davon ca. 1.000 kleine Kirchenpflegen, da sie aufgrund der Doppik einen großen „Vollsystembucher“ benötigten. Nun könnten 

Kirchengemeinde Aufgaben abgeben. Dabei bleibe die Entscheidungskompetenz vor Ort, ebenso wie eine Person, nämlich die 

Assistenz der Gemeindeleitung (AGL).

Der demographische Wandel bringe definitiv zwei Herausforderungen mit sich:

  Die Kirche verliere Gemeindeglieder und daran müssten die Verwaltungsstrukturen angepasst werden. 

Die Skalierbarkeit sei notwendig, weil sich die Rahmenbedingungen rasant änderten. Dem könne die 

Distrikt- und Verbandslösung nicht entsprechen. 

  Es entstehe Fachkräftemangel. Die Kirche brauche moderne, attraktive, digitale Arbeitsplätze in über-

sichtlicheren und vergleichbareren Strukturen, auch, um einem Personalmangel zu begegnen. 

  

Wichtig sei, die Standardisierung zu erhöhen und Komplexität abzubauen. Dies sei auch für erschwingliche Softwarelösungen 

relevant; Anpassungen an kirchliche Besonderheiten seien teuer und manchmal firmenseitig nicht umsetzbar.

Mit Blick auf das Arbeitsfeld Verwaltung betonte Werner: Sinnstiftende Arbeit sei wichtig, entscheidend sei die Abdeckung der 

Arbeit vor Ort und gleichzeitige die Abdeckung der großen Weite der Landeskirche und der übergreifenden Aufgaben in der 

Landeskirche. Künftig sollte es problemlos möglich sein, Arbeitsplatzwechsel zu vollziehen oder sich gegenseitig zu vertreten. 

Auch dies trage zu einer persönlich guten Work-Life-Balance der Mitarbeitenden bei. Durch die Verwaltungsreform könne die 

Kirche, sich auf Wachsen oder Schrumpfen einstellen und ein attraktiver(er) Arbeitgeber sein. 

Die Personalstrukturplanung-Pfarrdienst (PSP) habe, so Werner, einen Rückgang von Pfarrstellen um 28,3% frühzeitig sehr 

präzise prognostiziert. Gleichzeitig schrumpfte aufgrund der sinkenden Mitgliederzahl die Pastorationsdichte. Insofern gäbe 

es keinen Pfarrerinnen- und Pfarrermangel. Aber es gebe zu viele Kirchengemeinden als Körperschaften. Hier sei vor allem zu 

beachten, dass die Pfarrerschaft aufgrund der vielen Predigtstellen nicht überlastet werde. Darauf müsse strukturell reagiert 

werden.

Es gehe darum, Standardaufgaben zu regionalisieren und zu standardisieren, soweit sie sich regionalisieren ließen. Hier wies 

Werner beispielhaft auf die mittlerweile zentrale Funktion der Zentralen Gehaltsabrechnungsstelle (ZGASt) hin, während in 

früheren Jahren Gehaltsabrechnungen vor Ort erledigt worden wären. Diese Umstellung sei notwendig und sinnhaft gewesen.
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Die bisherigen Berufsbilder des Sekretariats und der Kirchenpflege könnten aufgrund der Digitalisierung und der steigenden 

Komplexität nicht fortgeschrieben werden. Außerdem werde durch die Verwaltungsreform die Erhöhung der Präsenz durch 

höhere Stundenzahlen der Personen im Pfarramt/Gemeindebüro vor Ort erreicht, eine höhere Ansprechbarkeit sichergestellt – 

und damit auch eine Entlastung der Pfarrpersonen hergestellt, unter anderem durch Delegationsmöglichkeiten. Werner betonte 

deutlich, dies stelle keine Missachtung der hochengagierten Arbeit der bisherigen Stelleninhaberinnen und Stelleninhaber dar. 

Leider gehe ein „Weiter so“ vor dem Hintergrund der kommenden Anforderungen aber nicht und man könne davor nur warnen. 

Auch bloßer Verwaltungsabbau reiche nicht, wie die Erfahrung an anderer Stelle zeige. Es sei wichtig, nicht zu vergessen: „Die 

Verwaltung hat in der Kirche dienenden Charakter. Sie liefert das Handwerkszeug, das vorhanden sein muss, damit wir zu den 

inhaltlich wichtigen Dingen wie den Fragen der Gemeindeentwicklung kommen.“ Es gehe darum, die Verwaltungen für die 

kommenden Herausforderungen fit zu machen.  

Abschließend sagte Werner, es gebe zu denken, dass die angebotenen Informationsmöglichkeiten (schriftliche Unterlagen, 

Workshops, Erklärvideos) zu wenig durchdrangen oder teilweise gar nicht wahrgenommen worden wären; dies werde der Ober-

kirchenrat reflektieren. Viele Antworten auf die in letzter Zeit gestellten Fragen seine dort formuliert gewesen. Die Landeskir-

che stünde im Übrigen besser da, wenn die Verwaltungsreform bereits zu einem früheren stattgefunden hätte, um die jetzige 

Kumulation von Projekten zu vermeiden. Er bat herzlich, das Gesetz zu unterstützen., auch wenn es ein schwieriger und mit 

vielen Einzelproblemen zu lösender, längerer Weg werde. “Diese Reform läuft nicht “out of the box”.

Werner betonte abschließend: „Es ist viel Herzblut im Spiel, auch Trauer darüber von vertrauten Arbeitsweisen Abschied 

nehmen zu müssen. Wir werden in Zukunft enger zusammenrücken und deshalb auch enger zusammenarbeiten. Die Verwal-

tungsreform kann nur dann gelingen, wenn wir das “Wir” nach vorne stellen.”  Auch er verwies noch einmal auf die Formulie-

rung von Oberkirchenrat Dr. Michael Frisch, es gehe um eine Evolution, nicht um Revolution. Es gehe, um die Kirche, um eine 

serviceorientierte Veraltung und nicht um Machtausübung oder eine Verwaltung als Selbstzweck. Als gutes Motto für die 

Verwaltungsreform sähe er deshalb: „Wir für die Kirche – Verwaltung modernisieren“.

Dr. Harry Jungbauer (Heidenheim) betonte mit Blick auf die Gesprächskreisvoten, selten sei man sich in den Anliegen so einig 

wie heute. Er dankte für die gesammelten Fragen zur Verwaltungsreform. Er brachte für den Gesprächskreis Evangelium und 

Kirche die von Renate Schweikle bereits erläuterten drei Änderungsanträge ein: Im ersten ging es um ein Schlichtungsgremi-

um, im zweiten um die Teilnahme der Bezirke an der Besetzung der Regionalstellenverwaltung und im dritten um die Ausnah-

meregelung einer Zuwahl der AGL bei über 50% Anstellung.

Gerhard Seibold (Filderstadt) erinnerte daran, dass es in vielen Gemeinden bereits jetzt eine gute Verwaltung gäbe, mit 

Mitarbeitenden, die bereits jetzt „ein Segen“ sind. Dies wolle er auch ins Land hinaus senden. Die Verwaltungsreform werde 

in vielen Gemeinden als Verlust empfunden und ferner sowie teurer sein. Oft überwiege in der Lebendigen Gemeinde die 

Trauer über den Verlust des funktionierenden Settings als Schnittstelle zwischen Verwaltungsarbeit, Kirchengemeinderat und 

Gemeindearbeit – es überwiege in den Gemeinden die Trauer. Er wies jedoch darauf hin, dass es in vielen Gemeinde keine 

gute Verwaltung gäbe und dass derzeit viele Kirchenpflegestellen viele Stellen unbesetzt blieben. Er betonte: im Blick auf das 

Ganze müsse eine Reform beschlossen werden, auch wenn es teilweise als Opfer empfunden würde. Er beschrieb, er hätte sich 

mehr Möglichkeiten gewünscht, die sehr guten Situationen weiterführen zu können und flexiblere Lösungen zu finden.

Christoph Hillebrand (Dettingen am Albuch) betonte nochmals den Dank an Herrn Osiw für viele geführte Gespräche. Er 

verglich die Umstellung mit der Übergabe von Kitas in andere Trägerschaften: hier sei die positive Erfahrung gewesen, dass 

vieles gleich gemacht worden wäre, es haben aber keinen „Einheitsbrei“ gegeben. Die Verantwortlichen hätten Kompetenzen 

gebündelt, aber dennoch einen Blick für die Kompetenzen vor Ort gehabt.

Professor Dr. Martina Klärle (Weikersheim) wies darauf hin, dass Verwaltungsreformen überall immer besonders heikel seien, 

aber wichtig. Alle in der Landeskirche hätten die Technik für die digitale Umstellung; sie gelte es zu nutzen, bis hin zur KI 

(Künstlichen Intelligenz).

Eckhardt Schultz-Berg (Stuttgart) betonte, er habe die Stelle des „Assistenten der Gemeindeleitung“ als das Umstrittenste  

in den Gemeinden erlebt, so in der Kirchenkreissynode Stuttgart. Vielleicht könne das Thema positiv weiterentwickelt  

werden, indem Module für das Berufsbild geschaffen würden – es könne „auf dem Markt“ auch attraktiv werden, da es über 
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Sekretariatsaufgaben hinaus gehe. Er bat, dass Module bald vorbereitet werden. Er vermutete, dass dies auch Ängste nehmen. 

Ebenso sollte die Bezahlung stimmen. Schultz-Berg berichtete von den positiven, entlastenden Erfahrungen mit einer quasi 

regionalen Verwaltung in Bad Cannstatt.

Martin Plümicke (Reutlingen) forderte, die Kirchengemeinden zu stärken; sie müssten von der Synode dazu befähigt werden, 

ihre Eigenschaft als Körperschaft des Öffentlichen Rechts wirklich wahrnehmen zu können. Darum sei im Gesetz die Rolle des 

Beauftragten für den Haushalt aufgenommen worden, wofür sich Plümicke bedankte. Dies sei jedoch nicht für alle Gemein-

den verbindlich gemacht worden, dass diese Person zusätzlich Vorsitzender werden soll, da dies vermutlich nicht von allen 

Gemeinden zu gewährleisten sei. Plümicke brachte den Antrag ein, den Beauftragten für den Haushalt zwar im Gremium zu 

stärken, aber ohne dass er die Außenvertretung mit übernimmt. 

Bernd Wetzel (Brackenheim) fragte nach, wie das vorgesehene „Benehmen“ beim Besetzungsverfahren der Leitung der Regio-

nalen Verwaltung vorzustellen sei.

Dr. Markus Ehrmann (Rot am See) wies darauf hin, dass TOP 7 viele Menschen betreffe; er dankte ausdrücklich den Mitarbei-

tenden der Kirchenpflege und den Pfarramtssekretärinnen und -sekretären. Es gelte diesen Schatz, den die Kirche habe, zu 

erhalten. Er erinnerte an die Zusage von Herrn Schuler, in jedem Kirchenbezirk zeitnah – „möglichst am Montag“ - darauf zu 

achten, gemeinsam mit dem Personal gute Lösungen für den künftigen Einsatz zu finden. Die AGL könne zumindest über-

gangsweise durch mehrere Personen erledigt werden.

Ruth Bauer (Alfdorf) betonte, dass die Kirche von der Basis, also von unten, her zu gestalten sei. Darum müssten die Regio-

nalverwaltungen von den Kirchengemeinden verantwortet werden; dort sollten die Mitarbeitenden angestellt sein. Darüber 

hinaus votierte sie für die Funktion eines dritten Vorsitzenden. Die Gemeinden sollten ihre Finanzangelegenheiten selbst 

gestalten, darum sollte sich ein Mensch in den individuellen Finanzangelegenheit der Gemeinde gut auskennen wie die 

bisherigen Kirchenpflege. Die Gemeinden müssten ihre Finanzen und Strategien selbst entwickeln, denn sie hätten diese auch 

selbst zu verantworten.

Christoph Schweizer (Esslingen) berichtete, dass ihn selten so viele Mails und Anrufe erreicht hätten wie bei diesem Thema. Da 

die Gemeinde viele Fundraisingprojekte betreibe, fragte er nach, ob es die Möglichkeit gebe, als Gemeinde auch ein eigenes 

Konto führen zu können.

Von den vier Änderungsanträgen sollen die meisten Anliegen in die Ausführungsbestimmungen aufgenommen werden. 

Deshalb wurden sie nicht angenommen. Aber eine Änderung fand Eingang ins Gesetz. Die Kirchengemeinden können nun eine 

dritte Person als Haushaltsbeauftragten neben den zwei Vorsitzenden bestellen. 

Dem kirchlichen Gesetz zur Modernisierung der Verwaltung wurde schließlich bei wenigen Enthaltungen zugestimmt.

Die Präsidentin der Synode, Sabine Foth, schloss die Beratungen mit einer Ermutigung an die Synodalen, den Beschluss nicht 

als Abschluss zu verstehen: „Als Synode haben wir das Ohr stark an der Basis – Jetzt geht es um Kommunikation“ 
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Im Fokus des Berichts zu weltweiten Verfolgungssituationen von Christinnen und Christen: Das  
Engagement der Kirchen in der Ukrainekrise sowie die Situation des Christentums in Afrika und Asien 

Verfolgte Christinnen und Christen: Viele nicht wahr-
genommene Krisen und vergessene Kriege weltweit

Zum ersten Mal übernahm Kirchenrätin Dr. Christine Keim in ihrer Funktion als neue Leiterin des Referats Mission,  
Ökumene und Entwicklung den traditionellen württembergischen Bericht zu weltweiten Verfolgungssituationen. Schwer—
punkte setzte sie zunächst bei der Ukrainekrise. Im Anschluss berichtete sie über mehrere Länder in Afrika und Asien.  
Diese gehörten, so Keim, zu den Ländern, in denen Christen am meisten unter Verfolgung leiden und mit denen sie in  
ihrer Arbeit näher befasst sei.

Für die beiden letzten Jahre gälte, das stellte Keim ihrem Bericht voran, dass die Verfolgung von Christinnen und Christen 

weltweit nicht zurückgehe, sondern wachse. Mehr als 360 Mio. Christen, Frauen, Männer und Kinder, seien „aufgrund ihres 

Glaubens massiver Verfolgung und Diskriminierung ausgesetzt“, so Keim. Sie betonte: „Diese Konflikte sind (…) oft nicht allein 

religiöse Machtkämpfe, sondern eng mit politischen Interessen verbunden“.

DER ÖKUMENISCHE RAT DER KIRCHEN (ÖRK): GESPRÄCH MIT MENSCHEN AUS DER UKRAINE 
UND OFFIZIELLE STATEMENTS GEGEN DEN UKRAINEKRIEG

Keim berichtete, die ÖRK-Vollversammlung (WCC) in Karlsruhe vom 31. August bis 8. September 2022 habe sich insbesonde-

re am zweiten Tag mit dem aktuellen Krieg in der Ukraine beschäftigt. Es seien „verschiedene Stimmen ukrainischer Gäste 

gehört“ worden; die Öffentliche Erklärung „Krieg in der Ukraine, Frieden und Gerechtigkeit in der Region Europa“ habe sich wie 

vorhergehende Statements des ÖRK gegen den Ukrainekrieg ausgesprochen. Der Umgang mit dem russischen Patriarchat, das 

den Krieg unterstützt, sei eine „Herausforderung“ gewesen, so Keim. Und weiter: „Der Ukraine-Krieg zeigt, wie eng Religion 

und Politik verbunden sind, aber es muss auch gesagt werden, dass dieser Krieg nicht direkt zur Verfolgung von ChristInnen 

aufgrund ihrer religiösen Ausrichtung führt, sondern die Bevölkerung insgesamt trifft. 

Delegierte der Vollversammlung hätten auch angemahnt, warum dieser in Europa stattfindende Krieg so stark thematisiert 

würde und es gleichzeitig so viele „vergessene Kriege und Konflikte“ gäbe. Sie sollten in gleicher Intensität diskutiert werden. 

Besonders wichtig war der Referatsleiterin, mit diesen Ausführungen zu „zeigen, warum ein ökumenisch-weltweiter Austausch 

immer wieder wichtig auch für unsere eigenen Perspektiven ist“, wie Keim formulierte.

WÜRTTEMBERGISCHES ENGAGEMENT IN DER UKRAINE-KRISE

Ausdrücklich bedankte sich die Referatsleiterin für das Engagement aus dem württembergischen Bereich: 

  für die Schaffung kurz- und langfristiger Hilfsangebote in nur kurzer Zeit durch viele Gemeinden, 

Kirchenkreise und diakonische Institutionen, „Hoffnung für Osteuropa“ und das Gustav-Adolf-Werk. 

  für die Anträge in der Synode im Frühjahr 2022 zur Unterstützung der Menschen in der Ukraine und den 

angrenzenden Ländern und für die Schaffung von Aufnahmemöglichkeiten für geflüchtete Menschen 

hier: 800.000 € seien über den Missionsprojekteausschuss umgehend dem Lutherischen Weltbund (LWB) 

zur Verfügung gestellt worden – dies als Reaktion auf die Bitte von Diakonie und Kirche in Polen, um 

Hilfsprogramme zur koordinierten Aufnahme der Flüchtlingsströme in die angrenzenden Länder Osteuro-

pas zu unterstützen

  für die Verbundenheit mit den Partnerinnen und Partnern in der Ukraine und in Osteuropa in der Bitte 

um den Frieden.
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AUFMERKSAM MACHEN: „VON DER WELTÖFFENTLICHKEIT  
NICHT WAHRGENOMMENE KRISEN UND KONFLIKTE“: 

Keim ging in ihrem Bericht unter anderem auf folgende Verfolgungssituationen ein: 

  Im seit mehreren Monaten andauernden Krieg in der äthiopischen Region Tigray, der „Wiege des Chris-

tentums“ in der Sub-Sahar-Region, würden vor allem aus ethnischen Gründen „bewusst religiöse Stätten, 

die für die tigrayischen Christen von identitätsstiftender Bedeutung sind“, zerstört, Priester und Ordens-

leute würden vor den Augen der Gemeinde getötet. Eine Hungersnot herrsche, humanitäre Hilfe fehle 

und Nachrichten drängen kaum durch. Äthiopien sei darum für 2023 von der EKD für den Themenschwer-

punkt am Sonntag Reminiscere vorgesehen. Keim rief auf, diesen Konflikt wahrzunehmen und „für die 

Glaubensgeschwister zu beten“

  In Nigeria, dem bevölkerungsreichsten Land auf dem afrikanischen Kontinent, geriete das Miteinander 

von Christen und Muslimen wegen der instabilen politischen Lage, einem rasanten Bevölkerungswachs-

tum und trotz in der Verfassung von 1999 festgeschriebener Gedanken zur Gewissens- und Religionsfrei-

heit immer mehr in Gefahr. Die „Boko-Haram-Bewegung“ (übersetzt: „Verbot westlicher Bildung“) habe in 

den letzten drei Jahren vermehrt Angriffe gegen Christen verübt. Zudem sind in Folge der vom Klima-

wandel verursachten Dürre die muslimischen nomadischen Hirten aus dem Volk der Fulani durch die 

Verstädterung in die Enge getriebenen. Es herrschten Konflikte um Tierfutter mit den sesshaften, christ-

lichen Bauern. Tiere würden über die frisch bestellten Äcker getrieben. Hinzu käme, so Keim: „Auf beiden 

Seiten gießen bereits Extremisten Öl ins Feuer“. Auch die kommende Präsidentschaftswahl im Februar 

2023 steht bereits unter dem Vorwurf, es seien sowohl für das Präsidentenamt als auch für das Vizeamt 

muslimische Vertreter aufgestellt worden. Keim warnte davor, sich vorschnell mit der christlichen Seite 

zu solidarisieren, da die Ursache für Konflikte in Nigeria oft außerhalb der Religion lägen. Dies könnte 

die angespannte Lage weiter eskalieren lassen.

Sie wies in diesem Zusammenhang auf zwei Projekte hin, die neben anderen von der württembergischen Landeskirche  

unterstützt würden: 

  Das Projekt des Lutherischen Weltbundes, „Symbols of Hope“, unterstützt rückkehrende Flüchtlinge 

und fängt diese buchstäblich auf, da sie oft nicht in ihre Familien und Gemeinden zurückkehren können 

(finanziert über den Missionsprojekteausschuss) 

  Das Projekt der Basler Mission Deutscher Zweig (BMDZ) unterstützt die langjährige Partnerkirche, die 

„Kirche der Geschwister“, nach Überfällen von Boko Haram beim Wiederaufbau von Kirchen und Infra-

struktur. Das Ziel ist, Fluchtursachen zu bekämpfen und ein „Friedenszeichen“ zu setzen

3. Für den asiatischen Bereich berichtete die Referatsleiterin unter anderem, dass Ende Oktober 2022 die Delegation der 

Gossner Mission, die in Berlin ansässig ist, unter dramatischen Umständen des Landes verwiesen wurde. Der Direktor der 

Gossner Mission, Pfarrer Christian Reiser, sähe daher künftige Begegnungsreisen massiv gefährdet.

AUSSPRACHE 

Die Gesprächsleiterin Andrea Bleher dankte Keim für den bedrückenden und dennoch wichtigen Bericht; sie habe Hoffnungs-

lichter für mögliche Hilfe aufblitzen lassen. Es sei deutlich geworden, wie weltweit die Einschränkung des zivilgesellschaft-

lichen Engagements auch die Religionsfreiheit betreffe. 

Mehrere Synodale dankten für die Horizonterweiterung durch den Bericht, der den Blick nach außen weite und der nicht 

zuletzt eigene Probleme relativiere. Siegfried Jahn (Blaufelden) formulierte es so, “herzlich gern” würden die Menschen mit 

uns tauschen. 
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Christiane Mörk (Brackenheim) berichtete unter anderem von einer Begegnung mit einer Gruppe von typisch gekleideten 

koptischen Christen auf der ÖRK-Vollversammlung in Karlsruhe: Sie seien beeindruckt gewesen, sich in der Öffentlichkeit frei 

und ohne Bodyguard bewegen zu können. Mörk erinnerte zudem an das Karlsruher Votum von Aza Karam, Generalsekretärin 

“Religions für peace”, nur wenn alle Religionen weltweit zusammenstünden und sich nicht machtpolitisch ausnutzen ließen, 

könne Frieden gelingen. 

Dr. Gabriele Schöll (Aalen) warb dafür, den Stephanustag und den Sonntag Reminiscere zu nutzen, um die Informationen in die 

Gemeinden zu tragen und zu beten; die gut aufbereiteten Informationsmaterialien sollten genutzt werden.

Uta Meyer (Renningen) erinnerte an die Einbeziehung freier Missionswerke wie frontiers und die Liebenzeller Mission. Christine 

Keim ergänzte, dass die Württembergische Arbeitsgemeinschaft für Weltmission (WAW) im Kontakt mit den Werken sei. 

Auf die Frage von Siegfried Jahn (Blaufelden), wie in der Politik die Lage der verfolgten Christen künftig im Blick bleiben 

könne, nannte Keim die Arbeit der EKD-Bevollmächtigten des Rates, Anne Gidion, Berlin, sowie das Themenheft 2023 “Äthio-

pien” der EKD, das in Zusammenarbeit mit politischen Expertinnen und Experten wie Brot für die Welt entstanden ist. Grund-

sätzliche gehe es darum, sowohl das Gebet und die Information nicht aus den Augen zu verlieren, aber auch die Intervention. 

Derzeit formiere sich eine Initiative für einen Brief um den Theologen und ehemaligen UN- Sonderberichterstatter für Reli-

gionsfreiheit, Prof. Heiner Bielefeld, an die Beauftragte der Bundesregierung für Religionsfreiheit beim Auswärtigen Amt, 

Luise Amtsberg. Der Brief solle betonen, wie wichtig die humanitäre Hilfe im gegenwärtigen Waffenstillstand in Äthiopien sei. 

Ebenso beteiligt sei der württembergische Theologe, Dr. Wolfram Stierle, aus dem Team um den Beauftragten der Bundesre-

gierung für Religionsfreiheit, Frank Schwabe. Keim betonte, bei aller Hilfe sei es wichtig, die Partner vor Ort in Äthiopien nicht 

zu gefährden, 

Mehrere Synodale nannten Anliegen für den nächsten Bericht: 

  Die Lage in Armenien im Interessensgeflecht von Aserbaidschan, Türkei und Russland

  Die Situation in Lateinamerika, wie zum Beispiel in Mexiko und Kolumbien; dort sei auch die Verflech-

tung mit Wirtschaftsbeziehungen wie Waffenlieferungen zu beachten

  Die Lage der fliehenden Menschen in der Sahara und über das Mittelmeer sowie generell Krisen auf den 

Fluchtwegen. Dazu schilderte Yasna Görner-Crüsemann (Geislingen) den Eindruck einer Delegation aus 

Württemberg auf einem Flug nach Südafrika drei Stunden über die Sahara hinweg. Es sei ihnen bewusst 

geworden, dass dort unter ihnen Menschen über Monate und Jahre versuchten, zu fliehen und dort ums 

Leben kämen. 

Kirchenrätin Dr. Christine Keim berichtete über verfolgte Christen.
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Anschließend erhob sich die Synode zum Gebet von Ps 31 und zum Stillen Gebet sowie zum Fürbittegebet unter Leitung von 

Landesbischof Gohl Psalm 31 (EG 716). Und weiter betete Gohl:

Du treuer Gott,
wir danken Dir für den Mut unserer Geschwister weltweit. 
Für den hoffnungsvollen Glauben, 
den sie inmitten von Verfolgung bezeugen.
Wir klagen Dir alle Ausgrenzung und Gewalt,
alles Leid, das sie zu ertragen haben.
Und wir bitten Dich:
Lass uns genau hinschauen,
dass wir verstehen, was geschieht,
dass wir nicht dem Hass dienen, sondern dem Frieden.
Halte uns verbunden in beharrlichem Gebet.
Amen. 

Netto-Klimaneutralität bis 2040

Synode einigt sich auf Klimaschutzgesetz

Nach intensiven Beratungen hat die Landessynode bei der Herbsttagung ein Klimaschutzgesetz verabschiedet. Das Gesetz 
sieht eine CO2-Neutralität der Württembergischen Landeskirche bis 2040 vor, die vor allem durch Maßnahmen im Gebäude 
und Mobilitätssektor erreicht werden soll. Das jetzt beschlossene Gesetz beruht auf einem Gesetzesentwurf, der im Frühjahr 
2021 in die Synode eingebracht wurde. 

EXPERTISE BEREITS VORHANDENER GESETZE WURDE MIT EINBEZOGEN

Die Württembergische Landeskirche habe den Klimaschutz schon seit längerer Zeit auf dem Schirm und befindet sich dabei in 

guter Gesellschaft, wie die letzte Tagung der EKD-Synode zeige, so der Vorsitzende des Rechtsauschusses Christoph Müller. 

Dort sei die Schöpfungsbewahrung ein zentrales Thema gewesen und habe so breitere mediale Aufmerksamkeit erzeugt. Für 

die Württembergische Landeskirche gehe mit der Verabschiedung des Gesetzes nun ein längerer Beratungsprozess zu Ende, 

in dem neben dem Rechtausschuss auch der Ausschuss für Kirche, Gesellschaft, Öffentlichkeit und Bewahrung der Schöpfung 

(KGS) eingebunden war. Im Beratungsprozess habe man auf die Expertise des Leiters des Umweltbüros der Evangelischen 

Kirche Berlin-Brandenburg-Schlesische Oberlausitz eingeholt, die bereits 2020 ein Klimaschutzgesetz verabschiedet hat. 

Zentraler Punkt dieses Gesetzes sei die Energieeinsparungen im Gebäudesektor gewesen, die bislang 80% der Treibhausgas-

emissionen der Landeskirche ausgemacht haben. Nach dieser Einschätzung haben der Rechtsauschuss und der Ausschuss KGS 

in einer gemeinsamen Sitzung auf Grundlage des im Frühjahr 2021 eingebrachten Entwurfs, zentrale Punke festgelegt und an 

zwei Punkten grundlegend überarbeitet, so Müller. 

UMSETZBARKEIT DES GESETZES IM FOKUS

Einerseits sei im Entwurf von 2021 eine intensive Datenerfassung vorgesehen gewesen, auf deren Grundlage jede Kirchenge-

meinde entsprechend ihrer CO2-Emissionen Zuführungen zu einem Klimaschutzfonds hätte leisten müssen. In der gemeinsamen 

Sitzung der beiden Ausschüsse habe man aber festgestellt, dass das aus verschiedenen Gründen nicht praktikabel sei. Zum einen 
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wäre der finanzielle Aufwand für die den Zahlungen zugrunde legenden Erhebungen unangemessen groß, da diese rechtssicher 

erfolgen müssten. Das Geld, nach Schätzungen des Oberkirchenrats 10 Millionen Euro in den vier Jahren, stünde nicht mehr dem 

Klimaschutz zur Verfügung. Eine solche Bepreisung stünde zum anderen in Gefahr, Gemeinden im ländlichen Raum überdurch-

schnittlich hoch zu belasten, da die Gebäudedichte hier oft noch höher sei. Müller gab zu bedenken, dass ein Modell, an dem sich 

die Zuführungen allein an den CO2-Bilanzen der jeweiligen Gemeinden orientieren, letztlich Kirchengemeinden mit schrumpfen-

den Gemeindegliederzahlen begünstige. Es sei fatal, wenn eine Gemeinde, die durch eine Vielzahl von Gruppen und Kreisen im 

Winter mehr heizen muss, durch das Klimaschutzgesetz benachteiligt werde. Die Ausschüsse haben sich darum auf eine Orientie-

rung am Gesamtgasausstoß der Landeskirche geeinigt. Die Zuführungen in den Klimaschutzfonds sollen demnach gemeinschaft-

lich aufgebracht werden.   

Die zweite größere Änderung durch die Ausschüsse habe die Bildung von Klimaschutzfonds auf Bezirksebene betroffen. 

Der ursprüngliche Entwurf habe vorgesehen, auf Bezirksebene Klimaschutzfonds zu bilden, in die Kirchengemeinden durch 

CO2-Strafzahlungen einzahlen. Allein auf Grund finanztechnischer Gründe habe man diesen Vorschlag überarbeiten müsse. 

Stattdessen sehe die aktuelle Gesetzesfassung nun vor, dass über den Ausgleichsstock klimafreundliche Maßnahmen unter-

stützt werden können. Mit dem Ausgleichstock stünde ein bereits etabliertes Modell zur Verfügung, so dass keine Doppel-

strukturen aufgebaut werden müssten. Bereits jetzt würden über diesen Fonds Zuschüsse für Baumaßnahmen geleistet. Zur 

Finanzierung des Ausgleichsstock trügen alle Kirchengemeinden gleichsam bei, ohne Benachteiligung von Kirchengemeinden 

mit historisch gewachsenen großen Gebäudebeständen. Es sei außerdem möglich, innerhalb des Ausgleichsstocks einen eige-

nen Klimaschutzfonds zu bilden, dessen Mittel nur für klimafreundliche Baumaßnahmen verwendet werden dürften. 

Nach den Ausführungen zu den beiden größten Änderungen gegenüber dem ersten Gesetzesentwurf wies der Vorsitzende des 

Rechtsauschusses darauf hin, dass die Stellungnahmen der Gesprächskreise und Ausschüsse in den Beratungen berücksichtigt 

wurden und nun das folgende Gesetz als Ergebnis der Beratungen vorgestellt werden könne. 

KLIMASCHUTZ ALS BLEIBENDE AUFGABE 

Das vorgestellte Gesetz ist in zwei Artikel aufgeteilt, wobei Artikel 1 das eigentliche Klimaschutzgesetz enthält und Artikel 2 

die Auswirkungen in verschiedenen anderen kirchlichen Gesetzen regelt. Nach einer Präambel die den Einsatz der Kirche für 

einen angemessenen Umgang mit der Umwelt mit dem Schöpfungsauftrag der Bewahrung und Bebauung der Erde begrün-

det und schon die maßgeblichen Felder des kirchlichen Klimaschutzes – Gebäude, Mobilität, Beschaffung und Biodiversi-

tät – benennt, setzt §1 Zweck und Anwendungsbereich des Gesetzes fest: Förderung des Klimaschutzes durch Reduzierung 

der Emissionen im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg samt ihren Kirchengemeinden, Kirchenbezirken, 

Verbänden und Stiftungen. In §3 wird der im ersten Paragrafen grundsätzlich formulierte Zweck der Reduktion von Treibhaus-

emissionen zu einem konkreten Ziel formuliert. Bis Ende 2040 soll Netto-Treibhausgasneutralität durch Einsparung von Ener-

gie, effiziente Bereitstellung, Umwandlung und Speicherung sowie Nutzung erneuerbarer Energien erreicht werden. Darüber 

hinaus werden Emissionsminderungsmaßnahmen als mögliche Ergänzung genannt. 

Christoph Müller berichtete von den Diskussionen, die dieser Abschnitt in den Ausschüssen hervorgerufen habe. Das in der 

ersten Fassung genannte Ziel der Netto-Treibhausgasneutralität bis 2035 sei auf Anraten des Rechtsauschuss auf 2040 geän-

dert worden, auf Grund der Gefahr, dass das ambitionierte Ziel nicht erreicht hätte werden können. Die Festlegung auf 2040 

schließe, so Müller, aber nicht die frühere Erreichung des Zieles aus. 

KONKRETE MASSNAHMEN UND EIN REGELMÄSSIGES ERNEUERTES KLIMASCHUTZGESETZ

Im vierten Paragrafen ist die regelmäßige – fünfjährige – Aufstellung eines Klimaschutzkonzeptes des Oberkirchenrates 

geregelt, das zum einen Zwischenziele zur Reduktion der CO2-Emissionen in den Bereichen Gebäude, Grundstücke, Mobilität, 

Ernährung und Beschaffung beschreiben soll und zum anderen Vorschläge zur Kompensation von Emissionen, zur Novellierung 

von Vorschriften zur Treibhausgasreduktion und zur Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit zum Klimaschutz enthalten soll. 

Die Datenerfassung, die in §5 geregelt ist, soll einmal jährlich durch alle Dienststellen der Landeskirche geschehen, um eine 

Auswertung des bisher erreichten Klimaschutzniveaus zu ermöglichen. 

Dazu berichtete Müller, dass wie zu Beginn seines Berichts ausgeführt, auf eine aufwendigere monatliche Erfassung auf Grund 

der hohen finanziellen Belastung verzichtet wurde. In einem zweiten Absatz verpflichtet das Gesetz den Oberkirchenrat alle 
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fünf Jahre einen Klimaschutzbericht vorzulegen, der Auskunft über die Folgen des Klimawandels für die Landeskirche und 

einen Überblick über den Stand der Umsetzung und weitere mögliche Anpassungsstrategien gibt. 

Konkrete Regelungen zum Erreichen der Treibhausgasneutralität finden sich schließlich in §6-8 des Gesetzes. Hier wird der 

Einbau von Heizungsanlagen mit fossilen Brennstoffen und der Abschluss von Stromlieferungsverträgen, die nicht ausschließ-

lich Strom aus erneuerbaren Energien beziehen, als unzulässig erklärt und festgelegt, dass Dienstreisen möglichst auf öffent-

liche und klimafreundliche Verkehrsmittel zurückgreifen sollen. Beim Angebot von Lebensmitteln sollen außerdem Belange 

des Klimaschutzes berücksichtigt werden. Das Thema der Klimagerechtigkeit soll sowohl im Bildungsangebot, in Aus- und 

Fortbildungen von Haupt- und Ehrenamtlichen, in Schulungen für Mitarbeitende, die kirchliche Gebäude bewirtschaften, und 

in der kirchlichen Arbeit durch Erntebitt und -dankgottesdienste behandelt werden. Den Abschluss des eigentlichen Klimage-

setzes bildet der Paragraf zur Finanzierung, der wie im Bericht von Müller ausgeführt, die Zuteilung von Mitteln zur Förderung 

des Klimaschutzes aus den Mitteln des Ausgleichsstocks regelt. 

SPÜRBAR, ABER REALISTISCH

In den folgenden Artikeln werden die Auswirkungen des 

Gesetzes auf verschiedene kirchliche Gesetze, wie zum 

Beispiel die Kirchengemeindeordnung geregelt. Artikel 

5 bietet der Synode die gesetzliche Grundlage, einen 

bestimmten Anteil des Kirchensteuereinnahmen dem 

Ausgleichsstock für Allgemeine Klimaschutzmaßnahmen 

nach §9 festzulegen und richtet außerdem die Möglich-

keit für Kirchenbezirke ein, Klimaschutzfonds in den 

Bezirkssatzungen vorzusehen. 

Im letzten Artikel wird das Inkrafttreten des Gesetzes 

geregelt. Müller berichtete dazu, dass ein Inkrafttreten 

bereits zu Jahresbeginn 2023 aus praktischen Gründen 

nicht möglich sei und der Rechtsauschuss mehrheitlich 

ein Inkrafttreten zum 1. Januar 2024 für angemessen 

halte. 

Abschließend wies er darauf hin, dass die Gesetzesvorlage einen angemessenen Beitrag zum Klimaschutz leiste und gleich-

zeitig die anderen Arbeitsfelder nicht aus dem Blick verliere. Die Ziele seien zwar ambitioniert und würden deswegen in 

Zeiten zurückgehender Finanzen auch spürbar werden, blieben aber dennoch realistisch. Gerade darum bitte er im Namen des 

Rechtsausschusses um Zustimmung. 

GESPRÄCHSKREISVOTEN

Lebendige Gemeinde

„Der Entwurf schaffe es, das Klimaschutzgesetz nicht gegen aktives Gemeindeleben auszuspielen”, so Dr. Markus Ehrmann in 

seinem Votum. Das Klimaschutzgesetz lege eine starke Priorisierung fest, schaffe es aber gleichzeitig Räume für die Gemein-

deentwicklung offen zu halten. 

Er betonte, dass dem Gesprächskreis das Thema der Bewahrung der Schöpfung wichtig sei. Gleichzeitig würden die Investitio-

nen, die durch das Klimaschutzgesetz getätigt werden, an anderer Stelle fehlen. “Geld, das hier eingesetzt wird, kann anders-

wo nicht eingesetzt werden”, so Ehrmann. Die Umsetzung des Gesetzes bedeute Belastungen von 80 Millionen Euro in den 

nächsten Jahren und sei somit kein Selbstläufer. Man müsse mit Augenmaß darauf achten, dass auch noch Geld für die vielen 

anderen Aufgaben der Landeskirche zu Verfügung stünden. 

Insgesamt sei das Gesetz in der vorliegenden Form aber ein guter Weg für den Klimaschutz, der dafür sorge, dass auch die 

ländlichen Gemeinden mit einem hohen Gebäudebestand nicht alleine gelassen würden. Der Ausgleichstock, der nach dem 

Bis 2040 will die Landeskirche als Ganze CO2-neutral sein.
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aktuellen Entwurf Gelder für Klimaschutzmaßnahmen bereit halte, sei darum ein gutes Mittel. Es stünde nach der Verabschie-

dung an, die Mittel möglichst schnell und unkompliziert zur Verfügung zu stellen, damit die Motivation für die Umsetzung 

geweckt werden. 

Bezüglich eines früheren Zieldatum zum Erreichen der Treibhausgasneutralität mahnte Ehrmann zu einem bedachten Vorge-

hen. Ein zu frühes Zieldatum könne bei einem zu langsamen Absenken der Emissionen zu hohen Kompensationszahlungen 

führen. Eine Kompensation von Emissionen aus Kirchensteuermitteln halte man aber nicht für vertretbar. 

Nachdem er noch anmahnte, dass Kirche nicht moralisch auftreten und für die Sache des Klimaschutzes Menschen nicht in gut 

und böse einteilen dürfe, warb er darum, dass die Kirche ihr Pfund mit in die gesellschaftlichen Diskurse einbringe, nämlich 

die Sprache der Hoffnung. Die Kirche dürfe nicht durch Angst motivieren, sondern von der Freiheit sprechen. Diese fände sich 

im Wissen, dass “etwas Göttliches” auf alle Fragen folgt. Den Auftrag zur Schöpfungsbewahrung erhalte man als Kirche aus 

dem Glauben. Ohne Gemeindeleben sei darum keine Schöpfungsbewahrung möglich. Der Gesprächskreis unterstütze darum 

den vorliegenden Antrag, da er beide Anliegen angemessen vereine. 

 

Offene Kirche

Der Gesprächskreis Offene Kirche blicke auf das nun vorliegende Gesetz neben Freude mit einer Portion Zweifel, wie ambitio-

niert dieses Gesetz überhaupt sei, so Dr. Hans-Ulrich Probst in seinem Votum für den Gesprächskreis Offene Kirche. Er führte 

aus, warum die Landeskirche es nicht dem Staat überlasse, gesetzlich zu handeln. Die Offene Kirche sei überzeugt, dass „die 

Landeskirche als konsequente Mahnerin und als Motor für die Erhaltung der Lebensgrundlagen aller Geschöpfe wahrgenom-

men werden soll. Weil sie in Verantwortung für die nachfolgenden Generationen steht. Weil sie danach handelt.“

Entscheidende Punkte seien die Datenerhebung des Energieverbrauchs in den Gebäuden im Raum der Landeskirche in Würt-

temberg und ein alle fünf Jahre zu erstellendes Klimaschutzkonzept.

Evangelium und Kirche

Annette Sawade sagte in ihrem Votum für den Gesprächskreis Evangelium und Kirche, auch von der Kirche werde erwartet, 

dass sie sich für Klima- und Umweltschutz, für die Bewahrung der Schöpfung einsetzt. „Ob Gebäude-Sanierung, Energiever-

sorgung, Mobilität, Beschaffung, alle Bereiche müssen ihren Beitrag zur THG-Reduzierung bis zur CO2-Neutralität liefern.“ Und 

weiter sagte Sawade: „Gehen wir mit Zuversicht und Elan gemeinsam mit unseren Gemeinden in die Umsetzung des Gesetzes.“

Kirche für morgen

Anja Faißt betonte in ihrem Votum für den Gesprächskreis Kirche für morgen, CO²-Neutralität zum 31.12.2040 sei ein realis-

tisches und finanziell machbares Ziel. Mit dem Klimaschutzgesetz wolle die Landeskirche ein Zeichen dafür setzen, dass „wir 

aktiv handeln wollen und nicht in Ohnmacht oder Ignoranz verfallen. Gerade für Menschen der jüngeren Generation ist das ein 

wichtiges Zeichen. Ein Zeichen für die Zukunft. Kirche tut etwas, statt nur zu reden, und positioniert sich hier klar.“ 

Ortsgemeinden seien Vorbild für einen klimabewussten Lebensstil. Der Gesprächskreis wünsche sich, dass daraus eine volks-

kirchliche Bewegung entstehe, so dass „jede und jeder einzelne positiv dazu angeregt und ermutigt wird, über den eigenen 

ökologischen Fußabdruck nachzudenken und Schritte für einen klimabewussten Lebensstil zu gehen“.

Der Gesprächskreis Kirche für morgen fordere, dass Kirche sich einmische, „wenn Folgen des Klimawandels auf zukünftige 

Generationen abgewälzt werden“. Sie verstehe gut, dass Menschen ihrer Generation und jüngere Menschen Angst vor einem 

zukünftigen Leben auf unserer Erde hätten. „Hier sehe ich Protest als ein gutes Mittel, um gewaltfreien und zivilen Widerstand 

zu leisten.“

Faißt betonte, dass „alle Menschen in unserer Landeskirche durch Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit sensibilisiert und mitge-

nommen werden“ müssten. Hierbei sollten sich naturwissenschaftliche und theologische Erkenntnisse ergänzen. Essentiell 

sei die Aufnahme dieser Themen in die Aus-, Fort- und Weiterbildung der haupt- und ehrenamtlich Mitarbeitenden sowie die 

Förderung von klimafreundlichen Initiativen, zum Beispiel bei der Installation von Photovoltaik-Anlagen auf den Dächern von 

Kirchengemeinden.
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ÄNDERUNGSANTRÄGE SCHL AGEN ZWISCHENZIEL 2035 VOR UND BRINGEN 
KLIMAFREUNDLICHE NUTZUNG VON WALD UND FLUR MIT EIN

Drei Änderungen wurden in die Synode eingebracht und diskutiert. Die erste setzt neben dem finalen Ziel der Treibhausgas-

neutralität bis 2040 ein Zwischenziel der Reduzierung auf 10% bis 2035 fest. Dabei orientiere man sich an der Klimaschutz-

richtlinie der EKD, die im September beschlossen wurde.  Die zweite Änderung fordert statt des Erstellens eines neuen 

Klimaschutzkonzeptes die Fortschreibung des bereits bestehendes Klimaschutzkonzeptes, ab 2023. Dieser Antrag wurde nach 

Beratung des Ausschusses KGS nicht weiterverfolgt, mit Ausnahme eines kleinen Teils. Das Klimaschutzkonzept, das der Ober-

kirchenrat nach dem Gesetz regelmäßig erstellt, solle als sechster Punkt auch klimafreundliche Vorschläge zur Nutzung von 

Wald und Boden enthalten. Zuletzt wurde auch die Verortung des Klimaschutzes in der Bildungsarbeit näher ausformuliert. So 

sieht der dritte Änderungsantrag beispielsweise eine Verortung des theologischen Themas der Klimagerechtigkeit in von der 

Kirche verantworteten Bildungs- und Lehrplänen und eine regelmäßige Beschäftigung mit klimasensibler kirchlicher Arbeit 

in kirchenleitenden Gremien vor. Der Ausschuss KGS beschloss ebenso wie der Rechtsauschuss diesen Antrag nicht weiter zu 

verfolgen. Er füge nichts substanziell Neues zum Gesetz hinzu. 

In der Aussprache der Synodalen gab Michael Schneider zu bedenken, dass die Finanzierung der Klimaschutzmaßnahmen des 

Gesetzes noch keine finanzielle Grundlage haben. Gerade mit dem hohen Gebäudebestand der Kirche sei es unwahrscheinlich, 

dass Klimaneutralität bis 2040 erreicht, werden könne. Dazu seien mutmaßlich Investitionen in Milliardenhöhe notwendig. 

Oberkirchenrat Christian Schuler bestätigte später die Vermutung, dass der Gebäudebestand eine der größten Herausforderun-

gen beim Erreichen der Klimaneutralität darstelle. Er wies darauf hin, dass dazu auch Verzicht nötig sei. Das könnte bedeuten 

bis zu 1/3 des momentanen Gebäudebestandes „klimafreundlicherer Nutzung zuzuführen“. 

Eckart Schultz-Berg und weitere Synodale merkten an, dass die Frage der Finanzierung zwar in der Tat noch nicht geklärt, es 

aber jetzt wichtig sei, ins Handeln zu kommen. Man habe in der Vergangenheit zu oft Ausreden gefunden, warum ein effektiver 

Klimaschutz jetzt noch nicht möglich sei. Er bat außerdem den Oberkirchenrat, Gemeinden dabei zu unterstützen in kurzen 

Abständen Emissionsdaten zu erheben, da sich das in einzelnen Gemeinden bereits als wirksam erwiesen habe. Auch wenn das 

neue Gesetz, so Schultz-Berg, erst 2024 in Kraft träte, sollten schon jetzt und im Jahr 2023 die richtigen Wege eingeschlagen 

werden.  Renate Simpfendörfer und andere wiesen auf die gesamtgesellschaftliche Dimension des Klimaschutzes hin. Sowohl 

die bundesweiten Proteste der jungen Menschen als auch die sichtbaren weltweiten Auswirkungen des Klimawandels riefen 

zum Handeln auf. „Die jungen Menschen brüllen uns an. Und wir hören sie nicht“, analysierte Gerhard Keitel die Situation. Ein 

Klimaschutzgesetz sei ein wichtiger Schritt, um die eigene Verantwortung wahrzunehmen. 

Die Synodale Dr. Gabriele Schöll drückte ihre grundsätzliche Zustimmung zum Anliegen des Klimaschutzes aus, versuchte aber 

auch die Stimme von Gemeindegliedern zur Sprache zu bringen. Für manche sei nicht nachvollziehbar, warum es zusätz-lich zu 

staatlichen Klimaschutzgesetzen auch noch ein kirchliches Gesetz brauche. Es bestünden ernsthafte Bedenken, dass zusätzlich 

zur staatlichen CO2-Bepreisung nun auch noch kirchliche Abgaben kämen. Die Kirche sei schon längst im Klima-schutz aktiv, 

wie zum Beispiel mit Zertifizierungsprozessen oder dem Grünen Gockel.

Uneinigkeit bestand besonders bezüglich des ersten Änderungsantrags beim vorgeschlagenen Zwischenziel, bis 2035 90% der 

Emissionen einzusparen und bei einem Scheitern die Mehremissionen mit Kompensationen auszugleichen. Das Gesetz in der 

ersten Fassung sei gut, weil es zeige, dass Kirche Verantwortung für die Umwelt übernehme, so Christoph Reith. Verantwor-

tungsvoll zu handeln, bedeute aber auch realistisch zu bleiben. Deswegen sei das Ziel, bis 2035 90% des Treibhausgas einzu-

sparen, abzulehnen. Es sei sehr wahrscheinlich, dass dieses Ziel nicht erreicht werden könne. Er warb dafür, sich lieber etwas 

mehr Zeit zu lassen und dafür mit realistischen Zielen zu arbeiten.  

GESETZ OHNE GEGENSTIMME VERABSCHIEDET

Nach der intensiven Aussprache wurde in der 1. Lesung das Gesetz festgestellt. Der erste Änderungsantrag, der eine Reduktion 

der Treibhausgasemissionen bis 2035 festlegte, fand keine Mehrheit im Plenum. Der zweite Änderungsantrag, der die klima-

freundliche Nutzung von Wald und Flur im Gesetz platzierte, wurde von einer Mehrheit der Synode festgestellt

. 

Schließlich stimmte die Synode im Anschluss an die Zweite Lesung dem Klimaschutzgesetz für die Evangelischen  
Landeskirche in Württemberg bei drei Enthaltungen zu.  
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Der Oberkirchenrat macht Vorschläge für Einsparungen im Bereich der beeinflussbaren Kosten

Schwerpunkte und Posterioritäten

Eine Erläuterung des Oberkirchenrats zu Einsparmöglichkeiten innerhalb der erwarteten Ausgaben bis 2030

Der Direktor im Oberkirchenrat, Stefan Werner, ging in seinem Bericht auf die aktuelle finanzielle Situation ein, sprach über  

 die erwarteten Herausforderungen und bezog sich dabei auf die Ausführungen in der Haushaltsrede. Die Ablösung der Staats-

leistungen stünden auf der politischen Tagesordnung, von einer Ablösung unterhalb des Äquivalenzprinzips wäre die Kirche 

stark betroffen.

Werner bedankte sich für die konstruktive und kritische Begleitung durch den Sonderausschuss und das Kollegium und die 

erste erarbeitete Vorschlagsliste von Kürzungen. 

In einer Videopräsentation erläuterte Dr. Fabian Peters die Überlegungen zum Einsparvolumen 2030 des Evangelischen Ober-

kirchenrats – Globalbeschluss zum Kürzungsumfang, der als Grundlage für die einzelnen Kürzungsbeschlüsse diene. Demnach 

enthalte der landeskirchliche Haushalt beeinflussbare und nicht beeinflussbare Kosten. Im Bereich der beeinflussbaren Kosten 

müssen 10,2 % bis 2030 reduziert werden, das bedeute, dass 155 dotierte Stellen im landeskirchlichen Gesamtstellenplan bis 

2030 abgebaut werden sollen. 

Die durch den Sonderausschuss vorgelegten Beschlüssen seien die ersten Abarbeitungen der Einsparnotwendigkeiten. Es 

bestehe ein Zusammenhang zwischen der Summe eingesparter Kostenarten – je stärker im Gebäudebereich eingespart werde, 

umso weniger müsse im Personalbereich gekürzt werden. Dennoch seien Einsparungen im Personalbereich notwendig. Diese 

sollen durch sogenannte KW-Vermerke umgesetzt werden, wird die Stelle frei, greift bei einem KW-Vermerk eine Kürzung. Es 

handle sich um ein sozialverträgliches Kürzungskonzept. Weitere Aufgabenfelder mit einem KW-Vermerk sollen nachfolgenden 

Kriterien ermittelt werden: 

  Muss die Aufgabe (teilweise oder gar nicht) wahrgenommen werden

  Ist die Aufgabenwahrnehmung wirtschaftlich und sachgerecht

Alle Aufgabenbereiche müssen auf den Prüfstand, um die Vorgaben zu erreichen. Im zweiten Schritt müssen die Vorschläge 

unter Einbindung der Synode und der Ausschüsse kirchenpolitisch bewertet werden. 

Die durch den Sonderausschuss vorgelegten Beschlüsse tragen zum Erreichen des gesteckten Rahmens bei und seien notwen-

dig, auf die absehbaren und aktuellen Entwicklungen so reagieren zu können, dass die Kirche handlungsfähig bleibe. Die 

Umsetzung der Beschlüsse sei nur mit Neuorientierung und auch Loslassen von Gewohntem möglich. Es sei aber auch eine 

Chance der Profilierung. Werner empfiehlt der Synode die Beschlüsse mitzutragen.

Maike Sachs, die stellvertretende Vorsitzende des Sonderausschusses für Schwerpunkte und Posterioritäten berichtete über 

die Arbeit des Ausschusses. Nach einer anfänglichen Findungsphase beschäftigten sich die Mitglieder des Ausschusses mit den 

Vorschlägen des Kollegiums für Umstrukturierungen und Einsparungen. In Tandems – je mit einem Vertreter des Kollegiums 

und des Ausschusses wurde je zwei Themenfelder bearbeitet. Die Ergebnisse wurden in Absprache mit den Fachausschüssen 

und den Gesprächskreisleitungen weiter beraten. Gleichzeitig habe eine von der badischen und württembergischen Landeskir-

che beauftragte Beratungsfirma Felder von Synergien für verschiedene Arbeitsfelder ausgearbeitet.

EINSPARZIELE – ANTRAG NR. 57/22

Der Sonderausschuss bat den Oberkirchenrat um eine Bezifferung des Einsparvolumens. Das Dezernat 7 führte Berechnungen 

zur Finanzentwicklung des landeskirchlichen Haushalts bis zum Jahr 2030 durch. Daraus ergab sich eine mögliche Einsparung 
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von 10% bei den Ausgaben, die beeinflussbar sind. Sie betreffen nicht die Versorgungsleistungen oder Gehälter. Die Einsparun-

gen lassen sich durch den Abbau von Personalstellen erreichen. Dieser sei sozial verträglich möglich, auf Grund von Ruheset-

zungen und Auslaufen von Befristungen. Für den Wegfall der Stellen sollen Strukturveränderungen einhergehen, nicht nur bei 

Gemeinden, sondern auch bei Distrikten und Bezirken. 

Laut Antrag Nr. 57/22 soll in den künftigen Finanzplänen eine Verminderung der Kosten in Höhe von 10% vorgesehen und die 

als wegfallend zu bezeichnenden Stellen in einer Übersicht dargestellt und diese laufend aktualisiert werden. 

ARCHIV UND BIBLIOTHEK – ANTRAG NR. 58/22

Ein Positionspapier zeige große Chancen der Kooperation mit der badischen Landeskirche im Bereich Archiv und Bibliothek. 

Eine mögliche Fusion könnte eine Stellenreduktion um 260% mit sich bringen. Der Antrag Nr. 58/22 schlägt vor im Struktur-

stellenplan diese mögliche Reduktion vorzumerken. 

EVANGELISCHE ERWACHSENEN – UND FAMILIENBILDUNG – ANTRÄGE NR 59/22 UND NR. 65/22

Durch eine Neustrukturierung der Erwachsenenbildung könnten Einsparungen im Bereich EAEW sowie der Frauen- und 

Männerarbeit der Landeskirche um 155% erreicht werden. Die Geschäftsführung der Bereiche solle zentralisiert, die Rolle 

der Fachreferentinnen und Referenten gestärkt und die Unabhängigkeit gewährleistet werden. Laut Antrag Nr. 59/22 soll ein 

möglicher Wegfall von 155% in der Erwachsenen- und Familienbildung und laut Antrag Nr. 65/22 der Wegfall von 250% in  

der Männer- und Frauenarbeit vermerkt werden.

SPORT- UND FREIZEITHEIM KAPF – ANTRAG NR. 60/22

Das Sport- und Freizeitheim Kapf soll vom Jugendwerk übernommen werden. Ein Übergangsgeld von 300.000 € soll an das 

Jugendwerk ausbezahlt, dafür können 1,7 Mio € für die Renovierung eingespart werden. Ein Sperrvermerk zum Betreiberzu-

schuss in Höhe von 300.000 € soll laut Antrag Nr. 60/22 aufgehoben werden. 

HAUS BIRKACH – ANTRAG NR. 61/22

Der Sonderausschuss schließe sich dem Votum des Finanzausschusses vom Sommer 2022 an, den Übernachtungsbetrieb 

im Haus Birkach einzustellen und stattdessen sämtliche Bildungseinrichtungen im Haus Birkach anzusiedeln. Laut Antrag 

Nr. 61/22 soll bis zum 31. Dezember 2023 die Schließung des Übernachtungsbetriebes vorbereitet und eine Konzeption  

zur Konzentration der Bildungseinrichtungenvorgelegt werden.  

TAGUNGSSTÄTTE HOHEBUCH – ANTRAG NR. 62/22

Die Landeskirche ziehe sich aus der Trägerschaft des Gästehauses zurück, die bauliche Weiterentwicklung des Hauses bleibe in 

der Verantwortung des Ev. Bauernwerks. Für längst anstehende Investitionen stehen Zuschüsse der Landeskirche zur Verfü-

gung, aber keine Zuschüsse mehr zu Betreiber- oder Investitionskosten. Der Tagungsbetrieb soll mit einem Betrag von gut 

einer halben Million im Jahr weiter unterstützt werde. Der Erhalt einer Heimvolksschule garantiere die Zuschüsse des Landes 

Baden-Württemberg. Der Antrag Nr. 62/22 schlägt vor, eine Vereinbarung zur Übertragung der Immobilien an das EBW abzu-

schließen, den Zuschuss für die Baumaßnahmen zur Verfügung zu stellen und im Haushaltsplan zu berücksichtigen und den 

jährlichen Zuschuss für die inhaltliche Arbeit des EBW neu zu verhandeln.

ARBEITSFELD MÜTTERGENESUNGSWERK – ANTRAG NR. 63/22

Der Verein Müttergenesungswerk solle in eine gGmbH mit einer Mehrheitsbeteiligung und Gewährsträgerschaft der Landes-

kirche umgewandelt. Die gGmbH solle künftig die Verwaltung selbst tragen, die Landeskirche soll die Arbeit jährlich mit einem 

Betrag in Höhe von ca. einer Million aus bisher vorgesehenen Mitteln und aus Kirchensteuern bezuschussen. Der Antrag Nr. 

63/22 soll diese Maßnahmen befürworten.
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DORFHELFERINNENWERK – ANTRAG NR. 64/22

Die gemeinnützige Gesellschaft „Dienste für Menschen“ soll die Aufgaben des Dorfhelferinnenwerks übernehmen, die Vereine 

Ev. Familienpflege und Dorfhelferinnenwerk sollen aufgelöst, das vorhandene Vermögen an „Dienste für Menschen “ übertra-

gen werden. Laut Antrag 64/22 soll der Oberkirchenrat diesen Änderungen zustimmen und einer unentgeltlichen Übertragung 

von bis zu 700.000€ aus dem Vermögen der Vereine veranlassen. 

DRUCKERZEUGNISSE – ANTRAG NR. 66/22

Im Zuge der Digitalisierung werden immer mehr Broschüren und Zeitschriften digital angeboten. Laut Antrag Nr. 66/22  

soll dieser Weg weiter fortgeführt und Druckerzeugnisse nach und nach reduziert, bzw. digitalisiert werden.  

PRÄLATUREN – ANTRAG NR.67/22

Nach einer ergebnisoffenen Diskussion über die Veränderungen Arbeitsbereiche und Anzahl der Prälaturen soll laut Antrag Nr. 

67/22 bis zur Sommersynode 2023 ein Vorschlag für die Neuordnung der Prälaturen und eine mögliche Reduktion bis auf zwei 

Prälaturen erarbeitet werden.

SCHULDEKANATE – ANTRAG NR. 69/22

Die bereits diskutierte Umstrukturierung der Schuldekanate soll laut Antrag Nr. 69/22 weitergeführt und bis zur Sommer-

synode 2023 eine Neuordnung vorgelegt werden.

STRUKTURSTELLENPLAN UND WEITERARBEIT – ANTRÄGE NR. 68/22 UND 70/22

Zwei Anträge zur Weiterarbeit wurden vorgelegt: Laut Antrag Nr. 68/22 soll bis zur Sommersynode 2023 ein Strukturstellen-

plan erarbeitet und anschließend fortgeführt werden. Laut Antrag Nr. 70/22 sollen die Beratungen über Posterioritäten, vor 

allem zur Weiterarbeit im Blick auf die Zusammenarbeit mit der badischen Landeskirche fortgesetzt werden. 

Zu diesen Themen gehören Fragen der Zusammenlegung der ZGASt der beiden Landeskirchen. Hier solle zunächst die Fusion der 

ZGASt der württembergischen Landeskirche und Diakonie realisiert und anschließend neue Gespräche mit Baden geführt werden.

Im Blick auf die Hochschulen für Kirchenmusik müssen die Investitionskosten eruiert, die Standortfrage und die Schwerpunkte 

geklärt werden. Die Zusammenarbeit weiterer Hochschulen bringe nach heutigem Stand keine Synergieeffekte. 

Für die Tagungshäuser stehen auf Grund von Kostensteigerungen Energieeinsparungen an. Sowohl die Akademiearbeit als 

auch die Arbeit der Kirchlichen Dienste in der Arbeitswelt müssen neu aufgestellt werden. 

SONSTIGE VERÄNDERUNGEN UND AUSBLICK

Die stellvertretende Vorsitzende des Ausschusses Sachs weist zum Schluss auf Veränderungen im Bereich des Arbeitsfeldes 

Dienste in Mission, Ökumene und Entwicklung. Die Standorte Heilbronn und Reutlingen und verschiedene Zuständigkeiten 

und Themenfelder sollen erhalten werden.

Kürzungen seien schmerzhaft, Synergieeffekte jedoch möglich. Der Auftrag der Kirche sei es, den Menschen zu dienen. An 

manchen Stellen könne deshalb nicht gespart werden, an anderen Stellen müssen die Zusammenarbeit mit anderen Werken 

gesucht werden. Bei allen strukturellen Veränderungen brauche es Mut für Neues, Blick nach vorne und Freiraum für Ideen.

AUSSPRACHE UND BESCHLUSS

In der Aussprache wurde hauptsächlich die Frage nach der Schließung des Übernachtungsbetriebes im Haus Birkach gestellt. 

Holger Stähle (Schwäbisch Hall) fragte, ob die Veränderungen hinsichtlich von „Haus Birkach” ausgegoren seien und ob die 

Organisation der Vikarsausbildung und Seelsorge so schnell verändert werden könne. Er bat um eine Konzeption und eine 

Neuberechnung der Kosten für die Einmietung in anderen Häusern. 
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Dr. Harry Jungbauer (Heidenheim) versicherte, dass die Beratungen sehr umsichtig gewesen seien. Die Beziehung zwischen den 

Kriterien und den Einzelbeschlüssen müsse aber deutlicher offengelegt werden. Zudem fragte er Dr. Fabian Peters, warum in 

Baden mit 30 Prozent und in Württemberg mit 10 Prozent Einsparungen gerechnet würde.

Gerhard Keitel (Maulbronn) erklärte, dem Ausschuss sei vom Oberkirchenrat zugesagt worden, dass im Bildungsbereich nicht 

inhaltlich gekürzt würde, nur bei der Organisation.

Amrei Steinfort (Hechingen) fragte, ob es nicht besser wäre, statt zuerst auf die Kürzungen auf die Schwerpunkte zu schauen. 

So führe das zu einem Gießkannenprinzip. Sie stellte fest, dass die Schwerpunktsetzung bei den Sparmaßnahmen im Bildungs-

bereich liege und fragte: „Eignet sich der Bildungsbereich besonders zum Sparen?“

Ulrike Sämann (Plochingen) sagte, das Haus Birkach sei für die Vikarsausbildung, darunter die Gruppenbildung, sehr wichtig. 

Auch Seminare zur Seelsorgefortbildung und Fortbildungen für die Religionspädagogen würden dort übernachten. Welche 

Alternativen gäbe es für sie?

Christoph Schweizer (Esslingen) fragte nach Details zu den Finanzen im Falle des Dorfhelferinnenwerks. Wieso gehe das Geld 

an „Dienste für Menschen“? Mit welchem Recht? Werde die Arbeit dort fortgeführt?

Matthias Vosseler (Stuttgart) sagte, die Kirche würde mittelfristig nicht um einen kompletten Systemwechsel herumkommen. 

Es brauche eine „Revolution“ und „Transformation“. Veränderungen lägen derzeit immer noch im Bereich der „Kosmetik“. 

Doch das sei langfristig nicht tragbar. Er sagte: „Wir müssen weit vorausdenken und das Spiel ‘Was wäre, wenn?’ spielen. Beim 

Wegfall der Staatsleistungen würde es noch schlimmer kommen.“

Tobias Geiger (Nagold) betonte, auch wenn im Bereich der Organisation gespart werde, blieben die Inhalte die gleichen. Von 

den fünf Bildungshäusern habe das Haus Birkach das größte Defizit. Doch dort gäbe es die Möglichkeit, die Zimmer in Büros 

umzuwandeln. In den anderen Häusern, der Evangelischen Akademie Bad Boll, dem Stift Urach und dem Bernhäuser Forst, 

könnten alle anderen Veranstaltungen stattfinden. So könnten sogar doppelt so viele Veranstaltungen in den Bildungshäusern 

untergebracht werden. In Birkach solle es nur noch Tagesveranstaltungen geben.

Yasna Crüsemann (Geislingen) sagte, der weltweite Bildungsbereich „DiMOE“ sei überproportional gekürzt worden. Nur noch 

zwei Standorte zu bespielen, verhindere die Möglichkeit, sich in den Gemeinden zu verorten. Es reiche nicht nur ein Bericht 

des Oberkirchenrats, es brauche eine kontinuierliche Bildungsarbeit in der Fläche. Das sei eine „Brücke zur Welt“. 

Dr. Hans-Ulrich Probst (Tübingen) sagte, für die Vikarsausbildung stünden verschiedene Ideen im Raum. Die Attraktivität des 

Pfarrdienstes müsse dennoch weiterhin im Mittelpunkt stehen. Dazu gehöre auch die Frage der Ausbildung der Vikarinnen und 

Vikare. Es gäbe dafür noch kein Konzept. Gleichzeitig würde der Übernachtungsbetrieb eingestellt. Welche Auswirkungen habe 

das für die die Vikarinnen und Vikare und ihre Familien bei den Vikarskursen?

Andrea Bleher (Untermünkheim) sagte, erst müssten die Rahmenbedingungen festgelegt werden, um danach gute Konzepte 

zu entwickeln. Dass der Bildungsbereich so stark betroffen sei, liege auch daran, dass dieser Bereich flexibel sei. „Wir brauchen 

jetzt auch in anderen Bereichen die Flexibilität, sich zu verändern.” Der Begriff der „Transformation” würde Verunsicherung 

auslösen. Es sei besser, über verschobene, veränderte Rahmenbedingungen zu sprechen.

Thorsten Volz (Sulz) bedauerte die Beschlüsse und Stellenkürzungen. Es handle sich um die Stellen von Menschen, deren 

Arbeit zukünftig nicht mehr geleistet werden könne. Er warf die Frage auf, ob die Kooperation mit Baden auch in weiteren 

Bereichen, wie zum Beispiel dem Friedenspfarramt möglich, wäre. Außerdem fragte er nach einem Gesamtkonzept für die 

weiteren anstehenden Stellenkürzungen.

Siegfried Jahn (Blaufelden) sagte, der Bildungsbereich stehe im Fokus, weil er ein großer „Player” innerhalb der Landeskirche 

sei. Dort lasse es sich leichter streichen als in schmäler strukturierten Arbeitsbereichen. „Das hat nichts mit Beliebigkeit zu tun 

oder weil uns Bildung nicht wichtig wäre.” Es sei nach Doppelungen und Versäulungen gesucht worden.
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Matthias Hanßmann (Horb am Neckar) betonte, dass es nicht nur im Bereich Bildung Einschnitte gäbe. Gleichzeitig würde  

die Verwaltungsreform und auch der Pfarrplan umgesetzt.

Der Direktor im Oberkirchenrat, Stefan Werner, beantwortete die Fragen nach den Kriterien: Es gehe um Generationsgerech-

tigkeit, deshalb müsse jetzt damit angefangen werden, zu sparen. „Wir müssen konkrete Lösungen finden und die Planun-

gen nicht einfach nur auf die nächste Generation verschieben. Dann wird alles sehr viel schwieriger.” Kein Arbeitsfeld solle 

komplett gestrichen werden. Die ersten Vorschläge seien „erste Fingerübungen”. Nicht einseitig der Bildungsbereich werde 

gekürzt. Er sei ein kleiner Teil dessen, das noch erarbeitet werden müsse. Bei den anderen Bereichen stünden die Kürzungen 

noch bevor. Jedes Dezernat werde sich alle Bereiche anschauen und einer Prüfung unterziehen, sagte der Direktor.

Oberkirchenrätin Carmen Riwuzumwami sagte, es werde nicht nach dem Rasenmäherprinzip eingespart, sondern der Bildungs-

bereich werde stärker konzentriert. „Die Bildungsmitverantwortung ist eine unverzichtbare Grunddimension kirchlichen 

Handelns, aber wir müssen uns auch ehrlich machen und uns eine Bestandsaufnahme vornehmen“, sagte sie. Wenn neue Ziel-

gruppen erschlossen und neue Inhalte geplant würden, dann könnten diese neuen Bereiche nicht immer weiter hinzugebaut 

werden. Die Bildungslandschaft müsse neu gestaltet, Strukturen geklärt werden. Derzeit laufe daher ein Bildungsgesamtpro-

zess. Im kommenden Jahr starte nach einem Anhörungsverfahren mit allen Einrichtungen ein groß angelegter Beteiligungspro-

zess, der auch online zugänglich gemacht werden 

solle. Die kirchliche Bildung sei immer auch im 

Zusammenhang mit anderen ‘Playern’ im Bildungs-

bereich zu sehen. Die Evangelische Erwachsenen- 

und Familienbildung in Württemberg (EAEW) sei 

ein Dachverband, der nicht mehr zeitgemäß sei.

Zu den Veränderungen beim Haus Birkach sagte 

sie, der Bedarf an Bildungseinrichtungen werde 

derzeit geklärt. Tagesveranstaltungen mit einem 

guten Angebot würden für das Haus Birkach 

präferiert. Ein evangelisches Haus der Bildung sei 

dort geplant, das „an den Markt gebracht werden 

müsse”. Unter der Federführung von Dezernat 3 

laufe derzeit auch ein Reformprozess der Vikars-

Ausbildung. Diese solle neu konzipiert werden. Für 

die Vikariatskurse würde nach der Schließung des 

Übernachtungsbetrieb im „Haus Birkach“ ein geeig-

neter Ort gefunden. Noch sei zudem nicht sicher, 

wann es so weit sei. 

Oberkirchenrat Dr. Michael Frisch 

erläuterte die Übertragung des 

Vereinsvermögens bei der  

Auflösung der Vereine „Evangeli-

sche Familienpflege“ und „Dorfhelferinnenwerk“ an die gemeinnützige Gesellschaft „Dienste für Menschen“. In der Satzung 

stehe eine Klausel, dass bei einer Auflösung das Vermögen an die Landeskirche übertragen werde.

Maike Sachs (St. Johann-Gächingen) ging in ihrem Abschlusswort noch einmal auf die Kriterien ein. Es seien keine Zielvor-

gaben, sondern der Prozess erfolge in kleinen Schritten nach vielen Gesprächen und Fragen, was wichtig sei. Aus den Zusam-

menfassungen von Arbeitsbereichen könne auch Neues entstehen, etwa im Bereich Ehrenamt.

Die Landessynode hat über diese Anträge einzeln abgestimmt und alle angenommen, zum größten Teil mit großer Mehrheit. 

Maike Sachs, die Vorsitzende des Sonderausschusses für inhaltliche Ausrichtung und  
Schwerpunkte, stellte die Maßnahmen vor, die der Ausschuss ausgearbeitet hat.
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In der Aktuellen Stunde ging es um die Situation junger Menschen in einer Zeit vielfältiger Krisen 
und der Angst vieler Menschen vor Armut

Gute seelsorgerliche Angebote 
für junge Menschen wichtig

Die Aktuelle Stunde stand unter dem Thema „Armut, Inflation, Bürgergeld und Klimaschutz:

Was lassen wir uns die Zukunft kosten?“. „Irgendwie ist alles so schwierig heute, ich weiß gar nicht, wie es in Zukunft weiter-

gehen soll“: Solche Zweifel würden heute viele junge Menschen umtreiben, sagte Anja Faißt (Ludwigsburg). Zu der Schul-

sozialarbeiterin sei nach Schuljahresanfang eine Schülerin gekommen und habe ihr erzählt, wie sehr die Corona-Pandemie 

das Verhältnis mit ihren Eltern belastet habe und dass sie bei ihr Essstörungen ausgelöst habe. Sie verwies auf die Trend-

studie „Jugend in Deutschland“ (Autor: Simon Schnetzer), wonach der Krieg in der Ukraine und der Klimawandel derzeit viele 

Menschen belasteten. Die psychischen Ressourcen der Jugendlichen seien ausgesaugt, sei das Ergebnis der Studie gewesen. 

Teilweise fühlten diese sich wie in einem Tunnel aus Krisen, aus dem sie nicht herauskommen könnten. Wie könne die Kirche 

den jungen Menschen begegnen, fragte Faißt. Sie forderte, es sei wichtig, junge Menschen ernst zu nehmen. Außerdem benö-

tige es sehr gute ehrenamtliche und hauptamtliche Mitarbeitende, die seelsorgerlich ausgebildet seien und in Bereichen wie 

dem Religionsunterricht und der Jugendarbeit für die Jugendlichen da seien. Auch die Themen, die die Jugendlichen belaste-

ten, müssten sichtbar gemacht werden. „Wir müssen den christlichen Glauben als Ressource aufzeigen“, sagte Faißt.

PRÄVENTION GEGEN HÄUSLICHE GEWALT

Angelika Klingel (Heimsheim) sprach Maßnahmen gegen häusliche Gewalt an. In Deutschland ist jede dritte Frau mindestens 

einmal in ihrem Leben von physischer und/oder sexualisierter Gewalt betroffen, mehr als 12 Millionen Frauen. Alle 45 Minuten 

wird eine Frau in Deutschland durch ihren Partner gefährlich körperlich verletzt. Jeden dritten Tag tötet ein Mann seine (Ex-)

Partnerin. Auch gegen die Verletzung der Menschenwürde durch Sexkauf müsse vorgegangen werden. „Weltweit nimmt die 

Gewalt gegen Frauen und Kinder nicht ab, sondern zu“, sagte sie. Armut und Vertreibung ließen die Gewalt ansteigen. Meist 

seien Frauen und Kinder betroffen. Klingel forderte: „Wir brauchen eine konsequente Umsetzung der Istanbul-Konvention.“ Die 

Istanbul-Konvention ist das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 

häusliche Gewalt. Was könne die Landeskirche dazu beitragen, die Konvention umzusetzen? Es sei notwendig, hinzuschauen 

und die Mitarbeitenden in den Gemeinden aufzuklären. Man müsse das Thema an die Öffentlichkeit bringen. Die Landeskir-

che müsse bestehende Hilfsangebote durch die Diakonie zudem gut ausstatten und unterstützen. „Gewalt gegen Frauen ist 

eine Katastrophe für jede Frau und jedes Kind“, sagte sie. Deshalb müsse es schon in Schulen und Kindergärten Prävention 

gegen Gewalt geben. Praktisch helfen könne jede und jeder außerdem mit dem Handzeichen gegen häusliche Gewalt: Wenn 

eine Person häusliche Gewalt bemerkt, wird dabei die Innenseite der Hand gezeigt und der Daumen in die Handfläche gelegt. 

Anschließend werden die Finger nach unten über den Daumen gelegt.

ENERGIEFONDS FÜR BETROFFENE DER HOHEN ENERGIEPREISE

Marion Blessing (Holzgerlingen), als Sozialpädagogin tätig, berichtete von ihren Klientinnen und Klienten. Aufgrund der 

gestiegenen Lebenshaltungskosten sei bei vielen Menschen kaum noch Geld zur Freizeitgestaltung und Teilhabe an der 

Gesellschaft da. Auch die Kinder einkommensschwacher Klienten könnten sich viele Aktivitäten zur gesellschaftlichen Teilha-

be nicht mehr leisten. Die Schlangen vor den Tafelläden würden immer länger. „Ich spüre eine große Unsicherheit sowie Exis-

tenz- und Zukunftsängste bei vielen meiner Klienten“, sagte sie. Gegen die Angst vor Armut und fehlender Teilhabe brauche 

es „finanzielle Hoffnungszeichen unserer Kirche“. Sie befürwortete, dass 5,2 Millionen Euro im Haushalt für den Energiefonds 

eingestellt werden sollen. „Betroffene Menschen brauchen Unterstützung.“

Auch Michael Schradi (Blaubeuren) betonte: „Die Schere zwischen Arm und Reich geht immer weiter auseinander, weltweit 

noch sehr viel stärker als in Deutschland.“ Er sei vor kurzer Zeit nach Argentinien gereist, wo derzeit 100 Prozent Inflation 
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erwartet würden. „Wir werden das Teilen lernen müssen und immer wieder den Blick über den Tellerrand wagen“, sagte 

Schradi.

DIE KIRCHE MUSS IN KRISEN HELFEN

Professor Dr. Martina Klärle (Weikersheim) sagte: „Das Streben nach ‚größer, schneller, mehr, besser’ hat uns gezeigt, dass es so 

nicht weitergeht.“ Das Wichtige sei dem Dringlichen nachgeordnet worden. „Die Gründe für die Armut liegen in den wichtigen 

Dingen.“ Sie bitte darum, dass in der Kirche das Wichtige mitgedacht werde, auch wenn das Dringliche häufig die Menschen 

antreibe. „Es zeichnet uns als Kirche aus, dass wir in Krisen helfen können.“

Britta Gall (Pfalzgrafenweiler) betonte, wie viel Gutes während der großen Krise der Corona-Pandemie in den Kirchengemein-

den geschehen sei, etwa neu entwickelte Online-Formate. Vieles sei möglich gemacht worden. „Ich möchte Mut machen“, 

appellierte sie. „Wir in der Kirche sind doch die, die haben, was wir brauchen.“ Sie hoffe, dass diese Krise die Menschen nicht 

mehr auseinandertreibe, wie während der Corona-Pandemie, sondern zusammen. Auch in der Ökumene solle zusammenge-

rückt werden. Gottesdienste könnten in diesem Winter auch mit anderen Kirchen zusammen gefeiert werden, etwa mit Frei-

kirchen – nach dem Motto des Hashtags #miteinanderwarmwerden.

EINKOMMENSSCHWACHE MENSCHEN FÖRDERN

Renate Simpfendörfer (Eislingen) ging in ihrem Redebeitrag auf das von der Regierung geplante „Bürgergeld“ ein. Von der 

Erhöhung bleibe nach Abzug der Inflation kein Euro mehr für die Menschen. Auch in der Kirche seien die Menschen nicht frei 

von der Ansicht, dass arbeitslose Menschen nicht arbeiten wollen würden. Armut dürfe nicht selbstverständlich werden. Sie 

sei froh, dass die Vorstandsvorsitzende des Diakonischen Werks Württemberg, Professorin Dr. Annette Noller, öffentlich geäu-

ßert habe, dass die Regierung beim Bürgergeld noch stark nachbessern müsse. „Jeder Euro, der eingesetzt wird, führt dazu, 

dass Menschen für sich ein Selbstbewusstsein entwickeln.“ Einkommensschwache Menschen sollten keine Scham und Schuld 

empfinden. Sie sagte; „Wir sind als Kirche gefordert, das aufzubrechen. Nehmen wir Geld in die Hand, für die Menschen, die an 

der Armutsgrenze leben müssen.“

„Es ist wichtig, dass wir uns vor Augen führen, dass die Armut in unserem Land gravierend ist“, bestätigte Oberkirchenrätin 

Noller. Das Bürgergeld sei nicht hoch genug. Zudem halte sie es für gut, dass der Vermittlungszeitraum verlängert worden sei. 

Menschen müssten dort in Arbeit gebracht werden, wo sie auch bleiben könnten. Nur eine Minderheit der Arbeitslosengeld-

Bezieher erhalte darüber hinaus Sanktionen, die meisten Menschen wollten arbeiten. „Die Menschen wollen selbstwirksam 

sein, sie sind so angelegt“, sagte Noller. Das entspreche auch dem christlichen Menschenbild. Kirche und Diakonie seien selbst 

mit Projekten für Betroffene unterwegs, etwa mit Zukunftsgutscheinen für Menschen in Langzeitarbeitslosigkeit und einem 

kleinen Projekt für Frauen, die durch Coaching wieder in Arbeit gebracht werden konnten. „Wir haben diese Ideen auch in die 

Politik getragen“, erklärte Noller. Die Menschen befänden sich häufig in sehr schwierigen Situationen. „Unsere Aufgabe als 

Kirche ist es, sie zu fördern.“

„Es ist wichtig, dass wir unsere Ohren und Herzen öffnen, um Not auch wahrzunehmen“, sagte Johannes Eißler (Eningen). 

„Seien wir in den nächsten Monaten in dieser Richtung unterwegs.“ 
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Direktor Stefan Werners Bericht zur strategischen Planung

Zurückschauen und dranbleiben

Stefan Werner, Direktor im Oberkirchenrat hat den diesjährigen Bericht zur Strategischen Planung vorgestellt. Die Strategische 

Planung wurde im Rahmen einer Klausurtagung des Kollegiums erarbeitet. Stefan Werner bezeichnete den Bericht einerseits 

als Kontinuität zu den bisherigen Berichten, andererseits seien aber auch vor dem Hintergrund der geänderten Gesamtlage 

(Stichwort „Zeitwende“) neue Impulse gesetzt worden. Ganz grundsätzlich fragte er zu Beginn, wie sicher in unsicheren Zeiten 

noch geplant werden könne.

Wie planbar ist die Strategische Planung noch?

Eine grundsätzliche Frage habe das Kollegium in diesem Jahr beschäftigt: „Was kann ein strategischer Bericht in Zeiten leisten, 

in denen Planung von so vielen Unsicherheiten begleitet wird, wie nie in den letzten Jahrzehnten“, sagte Stefan Werner. Selbst 

aus der Wirtschaft sei zu hören, dass verlässlich nur auf drei Monate geplant werden könne. „Was heißt es, wenn wir gerade 

schmerzlich erfahren müssen, dass alles, auf was wir Planungen aufgebaut haben, was vor kurzem noch verlässlich erschien, 

von heute auf morgen unsicher geworden ist oder sogar unwiederbringlich verschwunden ist oder in Kürze zu verschwinden 

droht“, setzte Werner fort. Aus diesem Grund begann Stefan Werner den strategischen Bericht mit einem Rückblick auf die 

bisherigen strategischen Berichte.

INHALTLICHE SCHWERPUNKTE

Verbesserung der Kommunikation 

Als ersten Punkt auf der Agenda berichtete Stefan Werner von dem Vorhaben, die Kommunikation zwischen Oberkirchenrat 

und Landessynode sowie zwischen dem Oberkirchenrat und kirchlichen Körperschaften, Diensten, Werken und Einrichtungen 

zu verbessern. Eine repräsentativ besetzte „Koordinationsgruppe Öffentlichkeitsarbeit“ war bereits eingesetzt worden, in der 

drei Verfassungsorgane, sowie Medienexperten der Landeskirche vertreten sind. In zwei Sitzungen hatte die Gruppe bereits 

die wesentlichen Themen für die Kommunikation der Landeskirche nach innen und außen identifiziert und zusammengefasst. 

Auch das Kollegium habe nach seiner Klausurtagung mit Schwerpunkt Kommunikation, Vorschläge eingebracht. „In einem 

abgesprochenen Verfahren wird nun das Ergebnis der Koordinationsgruppe Öffentlichkeitsarbeit reflektiert, mit der Ziel-

setzung, die wesentlichen Themen im Konsens festzulegen“, sagte Werner. Die abgestimmten Themen werden demnächst 

veröffentlicht. Die Koordinationsgruppe Öffentlichkeitsarbeit wird sich künftig auch weiteren Themen der landeskirchlichen 

Kommunikation widmen, sagte Werner. 

Stefan Werner betonte, dass es beim Thema Kommunikation nicht die eine Strategie gebe. Hierbei nahm er Bezug auf das 

Channel Management, durch das die geeigneten Ausspielkanäle identifiziert werden müssten und an dem in Form eines News-

desks im Evangelischen Medienhaus Stuttgart bereits gearbeitet werde. 

Kirche müsse außerdem sichtbarer und erlebbarer werden. „Die kommunikativen Fähigkeiten unserer Pfarrpersonen werden 

neben anderen im gemeindlichen Verkündigungsdienst tätigen Haupt- und Ehrenamtlichen von entscheidender Bedeutung 

sein“, sagte Werner. Kommunizierende Personen müssten dafür gesellschaftlich relevante Themen kennen. Stefan Werner 

betonte, dass die Kirche als Institution weiterhin sichtbar sein müsste, sonst würden andere an ihre Stelle treten. Kirche sei 

eine Institution, die der Mitte der Gesellschaft eine Stimme verleihe – gerade in Zeiten, in denen die Ränder lautstark die 

Debatten bestimmten. Diese Rolle müsse auch angenommen werden. Selbst wenn das vor dem Dilemma der ständigen Gleich-

zeitigkeiten nicht einfach sei (beispielsweise analog versus digital).

Mit persönlichen Kommunikationsformen werden derzeit gute Erfahrungen gemacht. Personale Formate sollten künftig noch stärker 

verfolgt werden. Rundschreiben seien nicht mehr ausreichend. Außerdem müsse auf eine verständliche Sprache geachtet werden.  
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Stefan Werner fasste zusammen „Kirche muss raus aus ihrer Blase – hin zu den Menschen, die nicht Teil der Blase sind“. 

Dies gehe mit dem Missionsbefehl aus Matthäus 28 einher. Kirche müsse positiv und hoffnungsvoll kommunizieren und ihre 

Geschichten erzählen. Das gehe nur über Gesichter. „In die Kommunikationsfähigkeit unserer Mitarbeitenden müssen wir mehr 

investieren und achtsamer werden“, sagte Werner. Dafür müssen Partizipationsanreize geschaffen werden und die Gemein-

schaft im Quartier muss erlebbarer werden. Kirche habe eine Verantwortung für das Gemeinwohl.

Nachhaltige Finanzierung der Organisation und Generationengerechtigkeit

Bereits im letzten strategischen Bericht waren die Veränderungen der finanziellen Rahmenbedingungen aufgezeigt worden, 

mit dem Ziel, darauf zu reagieren. Aktuell stehe die Ablösung der Staatsleistungen auf der politischen Tagesordnung und ihr 

Ausgang sei derzeit noch nicht absehbar, erklärte Werner. „Als Kirchen drängen wir auf eine Ablösung nach dem Äquivalenz-

prinzip. Die derzeit öffentlich diskutierten Ablösefaktoren liegen weit darunter.“ 

Kürzungen seien in Sonderausschüssen bereits diskutiert worden und würden der Synode bei dieser Herbsttagung vorge-

legt. Die Kürzungsbeschlüsse seien erste Schlussfolgerungen der prognostizierten Finanzentwicklung. Weitere umfangreiche 

Kürzungen müssten nach Prüfung von Aufgaben auf ihre Wirtschaftlichkeit folgen. 

Stefan Werner warf einen durchaus selbstkritischen Blick auf die Landeskirche: „Im Kollegium haben wir festgestellt: Wir sind 

gut in der Analyse, wir sind auch gut in der Problembeschreibung, wir sollten aber alle Anstrengungen unternehmen, auch auf 

der Umsetzungsebene auf dieses Niveau zu kommen.“ 

Veränderungen aufzuschieben sei keine Option und würde die genannten Probleme nur vergrößern. „Wir werden gute Nerven 

und Durchhaltevermögen brauchen“, fasste er zusammen.

Sicherung der Symbolkraft der Kirchengebäude durch eine Immobilienstrategie

Die Umsetzung der Ziele zum Klimaschutz bestimmen maßgeblich die Immobilienstrategie der Landeskirche. Mit den  

Richtlinien zum Klimaschutz der EKD gehe nun auch eine Überprüfung kirchlich gehaltener Gebäude einher, sagte Werner. 

Auch könne die aktuelle Gebäudezahl nicht mehr finanziert werden. Es müsse geklärt werden, welche Gebäude künftig noch 

für kirchliche Zwecke wie Gottesdienste, Gemeindearbeit, Bildung oder Wohnen genutzt werden sollen. Außerdem müsse über 

eine Weiterentwicklung von Gebäuden gesprochen werden. Das Dezernat 8 unterstütze die Gemeinden dabei. Klar sei, dass 

kirchliche Grundstücke nicht immer verkauft werden müssten, sondern auch an die Pfarreistiftung übergehen könnten. Das 

befreie die Kirchengemeinden von der aufwändigen Gebäudesorge.

„Die Frage der CO2-Neutralität ist eine immense Herausforderung, wenn das Klimaschutzgesetz in Kraft tritt. Die Befassung 

mit einer verantwortbaren Gebäudezahl wird dabei ein entscheidender Faktor sein, die ehrgeizigen aber höchst notwendi-

gen Ziele zu erreichen.“, sagte Werner. Auch das Kirchliche Energieversorgungsunternehmen KSE habe sich ehrgeizige Ziele 

gesetzt. Beispielsweise würden Windparkprojekte geprüft. 

In Zusammenarbeit mit der Diakonie werde auch an Sozialraum- und Wohnprojekten gearbeitet. Immobilienkonzepte sollten 

so geplant werden, dass sie in Kooperation mit weiteren Partnern (Kommunen, diakonischen Trägern) für diakonische und 

Gemeinwesen orientierte Ziele (Sozialer Wohnungsbau, Hospize, Stadtteilzentren) weiterentwickelt und finanziert werden 

können.

Die Weiterarbeit an der Digitalen Roadmap 

An der Digitalen Roadmap werde weitergearbeitet, erklärte Stefan Werner. Einzelprojekte wie „Digitale Infrastruktur 2030“ 

oder das Projekt „Neues Arbeiten“ dienen ihrer Verwirklichung und seien den einzelnen Themenfeldern zugeordnet. Zum ganz-

heitlichen Kommunikationskonzept gehöre nicht nur die Neuaufstellung des Evangelischen Medienhauses, sondern auch die 

Stärkung der Sichtbarkeit in Karrierenetzwerken und der Aufbau der „Social Media Academy“.

Die Optimierung der Zusammenarbeit geschehe insbesondere durch die weitere Verteilung von Office 365. Inzwischen wurde 

außerdem ein „Leitbild Digitalisierung“ entwickelt und auch die Digitalisierung des Gemeindeamts schreitet weiter voran. 

Verschiedene Projekte sind die Initiative „Digitale Kirchtürme“, das Projekt „Digitale Mustergemeinde“ und das Gaming-Projekt 
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„One of 500“. Außerdem untersucht das Forschungsprojekt „Open Innovation“ in Kooperation mit der Hochschule Pforzheim 

und dem Ferdinand Steinbeis-Institut, Möglichkeiten eines Open-Innovation Ansatzes der Landeskirche. Darüber hinaus 

treiben das Projekt „Neues Arbeiten“ im Oberkirchenrat und das „Forum Digitalisierung“ den Kulturwandel voran, ohne den 

Digitalisierung ihr Potenzial nicht entfalten kann. 

Stefan Werner fasste zusammen: „Digitalisierung ist kein Selbstzweck. Sie geschieht, ob wir mitwirken oder nicht. Aber wir 

können, wenn wir ihr Potenzial nutzen, Menschen dort erreichen, wo sie sind, nicht, wo wir sie haben wollen, und wir können 

unsere Abläufe so optimieren, dass wir auch mit dem demographisch bedingten Personalmangel der Zukunft umgehen 

können. Digitalisierung hilft uns, kirchliche Verwaltung skalierbar zu gestalten.“

HERAUSFORDERUNGEN

Die Optimierung des Servicecharakters von Verwaltung

Eine große Herausforderung sei die Bewältigung der Optimierung des Servicecharakters von Verwaltung, betonte Stefan 

Werner. Das bedeute, dass die Verwaltungsstrukturen der Landeskirche angepasst werden und die Rahmenbedingungen für die 

Verwaltung sich grundlegend ändern müssten.

Die Gründe hierfür seien vielfältig: Knapper werdenden Ressourcen in der Kirche, Fachkräftemangel, zunehmende Digitalisie-

rung des Verwaltungshandelns, Standardisierung der Verwaltungsprozesse und wachsende Anforderungen an professionelles 

Verwaltungshandeln infolge der Einführung hochkomplexer Softwarelösungen sowie Anpassung an gängige Standards, zum 

Beispiel die Einführung der Doppik im Finanzwesen. Auch wünschen sich Pfarrerinnen und Pfarrer mit großer Mehrheit Entlas-

tung im Bereich der Verwaltung.

Bei der Neuausrichtung der kirchlichen Verwaltung solle es vor allem darauf ankommen, die Anforderungen digital, ziel- und 

werteorientiert, sowie bürgernah/serviceorientiert umzusetzen. Diese lasse sich jedoch nur bedingt anordnen, sagte Werner. Der 

Oberkirchenrat werde die Veränderungen jedoch stetig verfolgen und im Rahmen von Fort- und Weiterbildung thematisieren.

Umsetzung Neues Finanzmanagement und Umstellung auf Doppik 

Das Projekt „Zukunft Finanzwesen“ arbeitet weiterhin daran, die neue Finanzsoftware einschließlich der E-Portal Nachfolge-

lösung zum Digitalen Rechnungseingang durchzuführen. Zum 31.12.2025 soll die gesamte Landeskirche mit „newsystem“ 

arbeiten. Dafür wird aktuell ein neuer Mittelfristmaßnahmenantrag vorbereitet, der alles vorsieht, was zur Projekt-Fortführung 

bis zum Abschluss des Rollouts und der nachfolgenden Restarbeiten erforderlich ist. Der Antrag soll daneben auch so gestaltet 

sein, dass vor Ort die notwendige Unterstützung vorhanden ist, um den Echtstart gut zu begleiten. 

Stefan Werner, Direktor im Oberkirchenrat, ging unter anderem auf die Frage ein, wie viele Gebäude sich die Kirche 
 langfristig leisten könne.
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Probleme sollen durch Kommunikation auf Augenhöhe mit den Anwendern behoben werden. Ein Verbesserungsbedarf im 

Projektmanagement seit durch das Projekt „Zukunft Finanzwesen“ deutlich geworden. Allerdings lasse sich Projektmanage-

ment aufgrund kirchlicher Strukturen nur schlecht outsourcen. In Zukunft sollen alle Beteiligten jedoch stärker in die einzel-

nen Projekte involviert werden. Aufgeschobene Entscheidungen einer Verwaltungsreform würden jetzt deutlich werden. 

Werner betonte: „Viele unserer aktuellen Umsetzungsprobleme rühren nicht daher, dass wir überstürzt handeln, sondern dass 

wir zu spät handeln.“ Sinnvoller wäre es gewesen, sagte Werner, zuerst die Verwaltungsreform umzusetzen und dann die 

Umstellungen im Zusammenhang mit dem neuen Finanzwesen anzugehen.

Das Projekt kirchliche Strukturen 2024plus 

Immer wieder würde Kritik an der Umsetzung des Projekts „Kirchliche Strukturen 2024plus“ geäußert, sagte Werner. Das 

Projekt sei zu schnell und ohne ausreichende Diskussionen entwickelt worden. Daher zeigte Werner nochmals die Entwick-

lungsgeschichte des Projekts auf, das aufgrund großer Herausforderungen, wie dem Rückgang der Pfarrstellen und Gemein-

deglieder, sowie dem demografischen Wandel und der Komplexität der Verwaltung entstanden ist. Das Projekt Kirchliche 

Strukturen 2024plus könne zwar nicht all diese Probleme lösen, biete jedoch Unterstützung, so Werner. 

Umgang mit sexualisierter Gewalt in der Kirche

Das Thema sexualisierte Gewalt beschäftigt die Landeskirche weiterhin. Gerade die Wiederherstellung von Glaubwürdigkeit ist 

ein prioritäres Ziel. Dafür müsse ehrlich und glaubwürdig gehandelt werden. Umfangreiche finanzielle Leistungen seien bereits 

an die Betroffenen erbracht worden. „Doch mit einmaligen Zahlungen ist es nicht getan“, sagte Stefan Werner. Die Landeskir-

che leiste weiterhin Unterstützung und hat auf EKD-Ebene den Vorschlag eingebracht, dauerhafte finanzielle Verantwortung 

zum Ausdruck zu bringen. In zwei Foren sei die Landeskirche auf Augenhöhe mit Betroffenen gut ins Gespräch bekommen. Für 

beide Seiten sei dies eine ermutigende Erfahrung gewesen. Weiterhin laufen Aufarbeitungsstudien und Präventionsmaßnah-

men. 

Personalführung/New Work

Eine weitere Herausforderung in der Landeskirche ist die Entwicklung eines künftigen Führungs- und Leitungsverständnisses 

im Hinblick auf die Änderungen in der Arbeitswelt, wie Fachkräftemangel und personeller Umbrüche aufgrund von Zurruhe-

setzungen. In allen Dezernaten wurden in Workshops bereits künftige Strukturen und Formen der Zusammenarbeit überprüft 

und die Erfahrungen der Pandemiezeit reflektiert. Mehr gegenseitiges Vertrauen sei in der Zukunft wichtig. 

AUSSPRACHE

Kai Münzing (Dettingen an der Erms) sagte: „Ich stimme zu, dass eine rückwärtsgewandte Aufarbeitung der sexualisierten 

Gewalt notwendig ist. Jedoch braucht es auch vorwärtsgewandte verbindliche Schutzkonzepte. Da sind Sportvereine schon 

deutlich weiter als wir. Daher fordere ich Schutzkonzepte auf allen Ebenen.“

Johannes Eisler (Ehningen) meinte, die Landeskirche müsse sich Gedanken machen, wie der Wohnraum angesetzt wird. 

Welchen ökologischen Fußabdruck hinterlassen wohl Pfarrhäuser mit 200 Quadratmetern? Deshalb appellierte er: „Wir müssen 

überlegen, ob wir in so vielen und großen Häusern auf die Dauer leben können. Wir müssen uns von einem Teil der Gebäude 

verabschieden und diese umnutzen. Und wir müssen die Residenzpflicht überprüfen.“ Im Zusammenhang mit dem Klimaschutz 

müsse außerdem überlegt werden, ob katholische und evangelische Gottesdienste nicht in denselben Gebäuden gefeiert 

werden könnten, damit nur ein Gebäude geheizt werden müsse.

Götz Kanzleiter (Ostelsheim) sagte zum Thema Immobilien, dass es bereits ein spannendes Projekt mit dem diakonischen 

Werk gebe und die „Evangelische Familie“ bereits im Dialog sei, Räume sinnvoll gemeinsam zu nutzen. „Wir bekommen immer 

wieder Anfragen von diakonischen Einrichtungen, die Räume suchen“, sagte Kanzleiter.  

Zum Schluss lobte Jörg Beurer (Heilbronn) Direktor Stefan Werner: „Sie sind sehr offen dafür, sich zu verständigen und aufein-

ander zuzugehen. Ich schätze diese Verlässlichkeit in der Planung, aber auch die Verlässlichkeit im gegenseitigen Umgang.“ 
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Tagung der 16. Evangelischen Landessynode 

Impressionen  
24. bis 26. November 2022

2

3

5

4

1  Gebet und Gesang sind fester 
Bestandteil von Synodentagungen.

2  Rainer Köpf hielt die Predigt im  
Auftaktgottesdienst.

3  Landesbischof Ernst-Wilhelm Gohl  
im Gespräch.

4  Der Hospitalhof – Wohnzimmer der 
Landessynode.

5  Neu in der Geschäftsstelle:  
Elmar Lammerskitten
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1  Pia Marquardt, die langjährige Leiterin der 
Geschäftsstelle.

2  Das Präsidium der Landessynode v.l.n.r.: Johannes 
Eißler, Sabine Foth (Präsidentin) und Andrea Bleher.

3  Eine Landessynode ohne Posaunenchor –  
undenkbar

4  Die Oberkirchenräte sind – wenn irgend möglich – 
während der Tagung präsent.  
Vorne: Direktor Stefan Werner und Landesbischof 
Ernst-Wilhelm Gohl.

5  Synodalpräsidentin Sabine Foth verabschiedet  
die scheidende Leiterin der Geschäftsstelle,  
Pia Marquardt.

6  Die Synodalen hatten schwerwiegende Entschei-
dungen zu treffen.
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„Von Gottes Verheißung befügelt“

Bericht von der Tagung der EKD-Synode 

Die beiden württembergischen EKD-Synodalen Peter Reif und Dr. Friedemann Kuttler berichteten von der Tagung der  
EKD-Synode und der 3. Tagung der 13. Generalsynode der VELKD. Schwerpunkte der Tagung waren die Themen sexualisierte 
Gewalt, Friedensethik und Klimawandel.

Reif und Kuttler zitierten in ihrem Bericht programmatisch den Ratsbericht der Ratsvorsitzenden Präses Annette Kurschus: 

„Nicht von Sorge und Angst getrieben, sondern von Gottes Verheißung beflügelt: So will der Rat der EKD, vor einem Jahr von 

der Synode gewählt, in seiner Amtszeit unterwegs sein – zusammen mit der Synode, der Kirchenkonferenz, unserer evangeli-

schen Kirche. Mitten in der Welt, als Salz und Licht.“ 

FRIEDENSETHIK

Eine wichtige Rolle hätten bei der Tagung die friedenethische Position der EKD und die Haltung zu Waffenlieferungen an die 

Ukraine gespielt, berichtete Kuttler. Es gebe dazu verschiedene Positionen. So etwa die Position der Ratsvorsitzenden, die 

sich für Waffenlieferungen ausgesprochen habe: „Waffen helfen, sich zu wehren und zu verteidigen, sie können Leben retten, 

und das ist sehr viel. Waffen allein schaffen aber keinen Frieden. Friede kann erst werden, wenn die Waffen schweigen und 

Gespräche möglich sind. Der Kriegstreiber Putin muss die Angriffe stoppen, ja, das wäre das einzig Gerechte. Aber er tut es 

nicht, allein weil wir es fordern. Darum habe ich am Reformationstag dafür geworben, das Gespräch nicht zu verachten und 

dem geistesgegenwärtigen Wort etwas zuzutrauen.“ Auf der anderen Seite stehe zum Beispiel der EKD-Friedensbeauftragte, 

Landesbischof Friedrich Kramer, der gesagt habe: „Vor dem Hintergrund meiner persönlichen Erfahrungen in der kirchlichen 

Friedensarbeit und im gewaltfreien Widerstand in der DDR, trete ich dafür ein, dass wir im Raum der EKD unseren Einsatz für 

Frieden und Gewaltlosigkeit gerade jetzt mit aller Kraft fortführen – in grundsätzlicher Orientierung an der Denkschrift der 

EKD von 2007 und den Beschlüssen der Friedenssynode 2019.“ Vor diesem Hintergrund sei auch die Frage aufgekommen, ob 

die geltenden friedensethischen Beschlüsse der EKD noch den gegenwärtigen Realitäten gerecht würden.

Von der EKD-Synode berichteten Dr. Friedemann Kuttler (links) und Peter Reif, beide sind Mitglied der EKD-Synode.
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KLIMANEUTRALITÄT

Einen weiteren Schwerpunkt bildete das Thema Klimawandel/Klimaneutralität, zu dem die Synode mehrere Referate hörte 

und Diskussionen führte. Kuttler und Reif wiesen in ihrem Bericht darauf hin, dass im November 2021 auf der EKD Synode 

die Erarbeitung eines Klimaschutzgesetzes beschlossen worden sei, um die Evangelischen Kirchen in Deutschland bis 2035 

CO2-neutral werden zu lassen. Der Rat der EKD habe mit Zustimmung der Kirchenkonferenz eine Klimaschutzrichtlinie 

beschlossen, die zum 1. Oktober 2022 in Kraft getreten sei. Nun liege es an den Landeskirchen selbst, diese Richtlinie mit 

Klimagesetzen weiterzuführen.

SEXUALISIERTE GEWALT

Kuttler und Reif berichteten, die Präses der EKD-Synode Anna-Nicole Heinrich habe darauf hingewiesen, dass der Rat das 

Thema der sexualisierten Gewalt und der Betroffenenpartizipation weiter vorangebracht habe. Mit der Einsetzung des Betei-

ligungsforums sei ein großer Schritt gemacht. Wichtig sei den Betroffenen, dass das Beteiligungsforum der zentrale Ort der 

Diskussionen, Lösungsfindungen und Vereinbarungen zu allen Fragen der Aufklärung, Aufarbeitung und Prävention sexua-

lisierter Gewalt ist. Dazu zähle auch die Frage, wie das den Betroffenen angetane Unrecht auch finanziell besser anerkannt 

und wie Ihnen besser geholfen werden könne.

TRANSFORMATION DER UEK

Friedemann Kuttler und Peter Reif berichteten des Weiteren, die Union evangelischer Kirchen (UEK) habe den Beschluss 

gefasst, dass „die UEK in die Arbeit der EKD transformiert werden“ solle. Kirchenpräsident Volker Jung, Vorsitzender der Voll-

konferenz der UEK, habe aber vehement betont, dass dies kein Auflösungsbeschluss sei.  

Bericht über die 11. Vollversammlung des Ökumenischen Rats der Kirchen 

Internationale Plattform zum Austausch  
über die weltweiten theologischen, kirchlichen  
und gesellschaftlichen Entwicklungen

Bei der Vollversammlung des Ökumenischen Rats der Kirchen (ÖRK) vom 30. August bis zum 
8. September in Karlsruhe waren 4.000 internationale Gäste aus über 100 Ländern sowie 
30.000 Teilnehmende in den Begegnungszentren und Veranstaltungen zugegen, berichtete 
Oberkirchenrat Prof. Dr. Ulrich Heckel in TOP 10 über die 11. Vollversammlung des ÖRK. 

Die alle acht Jahre stattfindende Vollversammlung sei eine betende und feiernde sowie eine 

beratende und diskutierende Versammlung gewesen, sagte Oberkirchenrat Heckel. Aber 

vorrangig eine Versammlung, „in der die Begegnung untereinander über alle kulturellen und 

konfessionellen Grenzen hinweg im Vordergrund stand.“ 

Oberkirchenrat Prof. Dr. Ulrich Heckel betonte in seinem Bericht  
die künftige Bedeutung des Ökumenischen Rats der Kirchen.
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IM FOKUS: KRIEG IN DER UKRAINE, KLIMAGERECHTIGKEIT  
SOWIE DIE SITUATION IM NAHEN OSTEN

Bei der Vollversammlung hätten drei thematische Akzente im Vordergrund gestanden: Der Krieg in der Ukraine sowie Frieden 

und Gerechtigkeit in der Region Europa, Klimagerechtigkeit und der Beitrag der Kirchen zur Schöpfungsbewahrung und die 

Situation im Nahen Osten.

In einer verabschiedeten Erklärung sei an „alle Konfliktbeteiligten“ appelliert worden, „die Grundsätze des internationalen 

Völkerrechts insbesondere im Hinblick auf den Schutz der Zivilbevölkerung und der zivilen Infrastruktur sowie die humane 

Behandlung von Kriegsgefangenen zu respektieren“. Die Delegierten hätten bekräftigt, dass Krieg nicht mit Gottes Natur zu 

vereinbaren sei, so Heckel. Der ÖRK habe betont, dass er seit dem Kriegsausbruch in der Ukraine in engem Kontakt mit den 

Kirchen in der Ukraine stehe und dass er das Gespräch mit der Russisch-Orthodoxen Kirche im In- und Ausland mehrfach 

aufgenommen habe. „Die Russisch-Orthodoxe Kirche war mit 20 Delegierten auf der Vollversammlung vertreten. Darüber 

hinaus lud der ÖRK Vertreterinnen und Vertreter der unabhängigen Orthodoxen Kirche der Ukraine ein (…).“

In einer Verlautbarung hätten die ÖRK-Mitgliedskirchen auf die sich zuspitzende ökologische und klimatische Situation 

aufmerksam gemacht und die Kirchen weltweit aufgefordert, Maßnahmen zur Schöpfungsbewahrung zu ergreifen. In einer 

weiteren Verlautbarung sei sowohl der rechtmäßige Platz des Staates Israel in der internationalen Staatengemeinschaft als 

auch das Recht der Palästinenserinnen und Palästinenser auf Selbstbestimmung bekräftigt worden, berichtete Heckel weiter.

VIELFÄLTIGE BETEILIGUNGEN AUS DER WÜRTTEMBERGISCHEN LANDESKIRCHE

Seitens der württembergischen Landeskirche seien 25 Botschafterinnen und Botschafter vertreten gewesen, die im Rahmen 

eines Multiplikatorenprojektes des Dienstes für Mission, Ökumene und Entwicklung die Vollversammlung besuchten, zudem 

habe es Tagungen und Wochenend- Exkursionsprogramm sowie ein 

Fotokunstprojekt gegeben, das nun in einer Wanderausstellung durch Kirchen in Württemberg gezeigt würde. Die württember-

gische Landeskirche sei außerdem von Anfang an in die Vorbereitungen durch einen Sitz im Gastausschuss (Hosting Commit-

tee) einbezogen gewesen, der von Oberkirchenrat Prof. Dr. Ulrich Heckel wahrgenommen wurde.

„Der Ökumenische Rat der Kirchen ist auch in Zukunft für uns als württembergische Landeskirche eine der internationalen 

Plattformen, aus der wir als protestantische Kirche uns über die weltweiten theologischen, kirchlichen und gesellschaftlichen 

Entwicklungen austauschen können“, so das Fazit von Oberkirchenrat Heckel.   
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Synodalreise nach Südafrika

Beeindruckende Arbeit einer kleinen Kirche

In jeder Legislaturperiode unternimmt eine Delegation der Landessynode (Mitglieder des Ausschusses für Mission, Ökumene 
und Entwicklung) und des Oberkirchenrats eine Reise, um eine Partnerkirche außerhalb Europas zu besuchen. Im Herbst dieses 
Jahres reisten die Delegierten nun nach Südafrika, um die Moravian Church of South Africa (MCSA) näher kennenzulernen, die 
auf die Herrnhuter Brüdergemeine zurückgeht und Mitglied der Evangelischen Mission in Solidarität ist (EMS). Die württem-
bergische Landeskirche unterhält bereits vielfältige Kontakte zur MSCA, zum Beispiel auf der Ebene von Kirchengemeinden 
und -bezirken. Neben Ausschussmitgliedern waren auch Synodalpräsidentin Sabine Foth, Oberkirchenrat Prof. Dr. Ulrich Heckel 
und Kirchenrätin Dr. Christine Keim dabei.

Von der Reise berichtete die Vorsitzende des Ausschusses, Yasna Crüsemann, Südafrika sei „ein Land extremer Gegensätze... 

Wir erlebten Not, wie sie fast nicht auszuhalten war. Menschen, die am Straßenrand schliefen, Siedlungen aus Plastikplanen 

mitten in der Stadt, Kinder, die auf Gehsteigen aus Holzverschlägen winken, kilometerlange Townships, eine Müllhalde, in 

der ein Gemeindezentrum entstehen soll. Aber wir haben auch erlebt, wie gerade gelebte christliche Nächstenliebe an vielen 

Stellen ein beeindruckendes Zeugnis abgab.“ So zeichne sich die MCSA mit ihren 89 Gemeinden und rund 90.000 Mitgliedern 

etwa durch ihre sozialdiakonische Arbeit aus. 

Einen Schwerpunkt der Reise bildeten die Themen Kolonialismus, Apartheid und das Zusammenleben mit anderen Religionen. 

Crüsemann berichtete zum Beispiel von der Pilgrimage of Grace, einem Pilgerweg zur Versöhnung zwischen der MCSA und 

der weißen Dutch Reformed Church (DRC), die das Apartheidsregime massiv vorangetrieben und theologisch legitimiert hatte. 

Während dieses Pilgerwegs sei es zu einem eindrücklichen öffentlichen Akt der Versöhnung der beiden Kirchen gekommen.

ZUSAMMENLEBEN IN EINER MULTIRELIGIÖSEN GESELLSCHAFT

Wie das Zusammenleben in einer multireligiösen Gesellschaft gehe, habe laut Crüsemann der Besuch in der Open Mosque zum 

Freitagsgebet gezeigt, einer liberalen Moschee, die sich einem geschlechtergerechten, aufgeklärten Islam verpflichtet weiß, in 

der auf Englisch gepredigt wurde und Frauen und Männer im Gebetsraum waren, teils ohne Kopftuch, und die auf eine offene 

Begegnung mit Menschen aus dem Umfeld setze. Die Moschee befinde sich neben Freikirchen und anderen religiösen Einrich-

tungen in einem lebhaften Viertel.

Zu den Höhepunkten der Reise hätten die Besu-

che in sieben Gemeinden der MSCA am Refor-

mationssonntag gehört, „wo wir in Tandems 

verschiedene Gemeinden in den Cape Flats und 

Townships besuchten und die Theologinnen und 

Theologen unter uns gebeten waren, die Predigt 

(auf Englisch) zu halten. Wir waren teils über-

rascht, wie traditionell die Gottesdienste meist 

waren, dann aber auch, wieviel Persönliches aus 

dem Gemeindeleben etwa in die langen Abkün-

digungen einflossen, wie wichtig die Bläserarbeit 

für die Jugendarbeit in den Gemeinden ist und 

welche Glaubenshoffnung zum Ausdruck kommt, 

wenn eine Gemeinde mitten im wilden Müllplatz 

eines Townships plant, ein neues 

Gemeindezentrum zu errichten.“ Yasna Crüsemann und Matthias Vosseler berichteten von den vielen spannenden  
und bereichernden Erfahrungen, die die Gruppe in Südafrika machen konnte.
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GEGEN DIE GEWALT

Gewalt sei überall ein Thema, so Crüsemann, auch in Form von häuslicher Gewalt. Das habe sich in zwei Corona-Jahren, in 

denen die meisten Menschen zuhause waren, noch einmal verschärft. Einige Kirchengemeinden wie etwa in Mitchell Plains 

machten Projekte zu geschlechterbasierter Gewalt, „sicher eine der beeindruckendsten Erfahrungen unserer Reise. Jugend-

gruppen, Männergruppen, Paargruppen: Männer lernen über Gefühle zu sprechen und wie man Gewalt in Familien verhindern 

kann. Mädchen und Frauen stärken ihr Selbstwertgefühl und Selbstbewusstsein.“ Das Wichtigste sei der Austausch, „einen 

sicheren und geschützten Ort zu haben. Das kennen die meisten nicht. Weder das Zuhause noch der Schulweg seien sicher, 

erst recht nicht das Township, das Viertel, in dem sie wohnen.

Gegen die Gewalt helfe auch das Gemeindezentrum iThemba Labantu (Hoffnung für die Menschen), das die Delegation in der 

Gemeinde Philippi besuchte. In Vorschule, Grundschule, Jugendarbeit, Nachmittagsbetreuung, Ausbildungen für Jugendliche 

und der Suppenküche, die 500 Kinder und Jugendliche täglich speise, werden Kinder von der Straße und ihren Gefahren fern-

gehalten. Bildung und sinnvolle Freizeitbeschäftigung ermöglichten Zukunftsperspektiven. 

THEOLOGISCHER AUSTAUSCH

Auch der theologische Austausch mit der MCSA sei Teil der Reise gewesen, so Crüsemann. Erste Station der Reise sei das 

Moravian Theological Centre (MTC) in Heideveld gewesen. Der Präsidenten der MCSA, Reverend Martin Abrahams, und der 

Direktor des MTC, Dr. Jeremy Wyngaard, betonten, die zunehmende Digitalisierung der Arbeits- und Lebensverhältnisse forder-

ten von der theologischen Ausbildung, dass Prediger und Predigerinnen befähigt würden, ihre Botschaft relevant in einer post-

modernen Gesellschaft zu verkündigen. 

Es sei wichtig, schon in der Ausbildung die Binnenorientierung aufzugeben und sich in das Gemeinwesen einzubringen. Crüse-

mann berichtete, diese Zusammenarbeit von Theologie und Gemeinwesenentwicklung werde an konkreten Projekten (Sport, 

Musik …) erprobt. Für Wyngaard sei dies ein biblisches Modell, das sich am Beispiel und Auftrag Jesu orientiere und in dem das 

„go – geht hin“ konkret werde. Das Modell des theologischen Lernens habe er als „outside in“ statt „inside out“ beschrieben. 

Theologisches Lernen geschehe von den konkreten Lebenswelten her. Von dort würden die Fragen nach „innen“ gebracht und 

nicht wie zuvor „inside out“, also dass man innen viel lernt, was man dann schließlich außen anwende.

In einer öffentlichen Vorlesung habe Oberkirchenrat Prof. Dr. Ulrich Heckel seine Überlegungen zur Taufe im Neuen Testament 

vorgestellt und die Taufe als Sakrament der Einheit hervorgehoben, so Crüsemann. In der anschließenden Diskussion sei das 

jeweilige Taufverständnis, das einem in den Gemeinden begegnet, durchaus auch als in der Praxis spaltend erlebt beschrieben 

worden (Glaubenstaufe versus Kindertaufe, Wiedertaufe).

Crüsemann resümierte, es sei beeindruckend zu sehen, wie die relativ kleine Herrnhuter Kirche, die Moravian Church of South 

Africa (MCSA), die seit fast 300 Jahren am Kap ist und mit vielen Schwierigkeiten zu kämpfen habe, „in diesem zerrissenen 

Land bei den Verwundbarsten präsent ist, wie sie dort Glauben lebt und ein Zeichen der Hoffnung setzt. Wir haben eine viel-

schichtige Kirche kennengelernt, die zwar ein gemeinsames mission statement hat, aber zwischen traditionell und modern 

viele Schattierungen zeigt.“ Und weiter sagte Crüsemann: „Für die meisten von uns waren die Begegnungen in den Gemeinden 

das Wertvollste: hören von den Sorgen und Hoffnungen unserer Glaubensgeschwister, miteinander Gottesdienst feiern, erle-

ben, dass wir Teil einer weltweiten Kirche und Gemeinschaft sind: Begegnungen sind der Herzschlag der Ökumene. Der Blick 

über unseren württembergischen Tellerrand ist notwendig und tut gut. Gerade jetzt.“   



513 | 2022 BERATEN + BESCHLOSSEN

ÄNDERUNG IM PFARRBESOLDUNGSGESETZ

Die Landessynode hat einer Änderung des Pfarrbesoldungs-

gesetz zugestimmt. „Kurz gesagt, es bleibt also mit der Ände-

rung alles wie bisher“, so der Vorsitzende des Rechtsauschuss 

Christoph Müller. Notwendig geworden war die Änderung des 

Gesetzes durch die Besoldungsstrukturreform des Landes 

Baden-Württemberg. Nach der Vorstellung des Gesetzesent-

wurfes in der vergangenen Sommersynode durch Oberkir-

chenrat Dr. Michael Frisch empfahl der Rechtsauschuss nun die 

Zustimmung. Inhalt der Gesetzesänderung war die Anpassung 

der Stufenregelung an die Handhabung im Landesrecht. Künf-

tig entspricht die 5. Stufe beitragsmäßig und vom Zeitpunkt 

des Aufstiegs her der bisherigen 7. Stufe. Infolgedessen musste 

auch die Festlegung der Durchstufung geändert werden. Nach 

dem Votum des Rechtsausschusses stimmte die Landessynode 

dem Gesetzesentwurf einstimmig zu.  

TOP 17 - FÖRMLICHE ANFRAGE NR. 35/16 ZUM INNOVATIONSTAG 2024

Auf die in der förmlichen Anfrage gestellten Fragen zum Organisationsteam, zur Weiterleitung der Informationen an den 

Ausschuss für Kirchen- und Gemeindeentwicklung und zur Transparenz der Vorbereitungen antwortete Oberkirchenrat Prof. Dr. 

Heckel. 

Zunächst wies er auf die Verortung des Projektes beim Zentrum für Gemeindeentwicklung und Ehrenamt und den Missiona-

rischen Diensten hin, die sich in einer Umstrukturierungsphase befinden. Deren Leiter und der Projektleiter des Innovations-

tages stehen in engem Austausch mit Dezernat 1 sowie Prälatin Gabriele Arnold. Für die Planung und Durchführung sollen 

Mitarbeitende aus den oben genannten Bereichen, aus anderen Werken und aus dem Kirchenbezirk Reutlingen mit einbezogen 

werden. Zu den Fragen nach Informationen und Transparenz verwies Heckel auf die Einbindung von Prälatin Arnold in den 

Prozess. Aktuell soll die Organisationsstruktur neu überprüft und weitere Synodale über die Steuerungsgruppe in die Planung 

eingebunden werden.

FÖRMLICHE ANFRAGE NR. 36/16 ZU PC IM PFARRAMT 

Auf die in der förmlichen Anfrage gestellten Fragen zum verschlechterten Service durch die Datagroup, zu Auslieferungs-

schwierigkeiten und Unzufriedenheit mit nicht funktionierender Technik antwortete Dr. Fabian Peters. Er ging auf die Problem-

stellungen im Einzelnen ein. Die meisten Probleme sind dem OKR bekannt. Bezüglich der nicht erbrachten Leistungen soll die 

Datagroup nochmals auf die vertraglichen Vereinbarungen hingewiesen werden. Die Betreuung und Einbindung von Fremdge-

räten durch Datagroup kann aus Haftungsgründen nicht durchgeführt werden. Eine mögliche Unterstützung muss im Einzelfall 

geprüft werden.

Kurzmeldungen 

„Christoph Müller, Vorsitzender des Rechtsauschuss, fasst die Auswirkungen 
der Änderung des Pfarrbesoldungsgesetzes zusammen.
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Lange Wartezeiten auf die Auslieferung von Geräten ist auf die aktuelle Marktsituation zurückzuführen und liegt nicht in der 

Verantwortung des Dienstleisters. Die Probleme bei der Umstellung auf Microsoft Cloud soll durch mehr Ressourcen seitens 

des Dienstleisters gelöst werden. Der eingekaufte Service von Datagroup wurde nicht reduziert, der Dienstleister ist angehal-

ten regelmäßig über die Ressourcen und offenen Tickets zu berichten. Den Gemeinden und Pfarrämtern wird die Nutzung der 

Vollpakete (Hardware inkl. Support) empfohlen, auftretende Probleme sollen direkt bei der IT-Abteilung gemeldet werden, 

damit das Ausmaß erfasst werden kann.    

Gebietstausch mit der badischen Landeskirche

„Teilnahme am Leben der  
Kirchengemeinden erleichtern“

Im ersten Tagesordnungspunkt der Synodaltagung ging es darum, dass die württembergische und die badische Landeskirche 
einige kleine Gebiete entlang der Grenze zwischen den beiden Landeskirchen gegeneinander tauschen, so dass die Menschen 
in diesen Gebieten in die Kirchengemeinden eingegliedert werden können, die ihnen räumlich naheliegen, statt weiterhin zu 
weiter entfernten Gemeinden zu gehören.

Rechtsdezernent Oberkirchenrat Dr. Michael Frisch berichtete von einem Vertrag, den die württembergische mit der badischen 

Landeskirche geschlossen habe, um Teile der württembergischen Kirchengemeinde Wald-Ostrach gegen Teile der badischen 

Kirchengemeinde Pfullendorf zu tauschen. Ziel des Tauschs sei es, „die Teilnahme der Gemeindeglieder am Leben der Kirchen-

gemeinden zu erleichtern“. Solche Umgliederungen habe es 

in den vergangenen Jahrzehnten immer wieder einmal gege-

ben. Da sich durch den Tausch auch die Grenze zwischen den 

beiden Landeskirchen verändere, sei die Bestätigung des 

Vertragsschlusses durch ein kirchliches Gesetz nötig, das die 

Landessynode beschließen muss. 

Im Gesetzestext heißt es zur Begründung des Tauschs, dem 

Vertragsschluss sei ein breiter Beteiligungsprozess in den 

betroffenen württembergischen und badischen Gebieten 

vorangegangen. Und weiter: „Von den Gemeindegliedern 

der im Jahr 1951 eingerichteten Evangelischen Kirchenge-

meinde Wald-Ostrach lebt der überwiegende Teil in Ostrach. 

Wald und Ostrach haben keine gemeinsame Grenze. Der Weg 

von Ostrach nach Wald führt durch das badische Pfullen-

dorf. Die evangelische Kirchengemeinde hat in Wald keine 

eigenen Gebäude.“ Ein Ortsteil von Wald, der Teilort Senten-

hart, gehöre bereits jetzt zur badischen Landeskirche. Auch 

liegt die soziale Anbindung der Menschen (z.B. im Hinblick auf Schule, Einkaufmöglichkeiten etc.) eher bei den umliegenden 

badischen Orten. Dagegen könnten laut Gesetz die bislang badischen Ortsteile von Ostrach gut durch die württembergische 

Kirchengemeinde versorgt werden. Schon jetzt gebe es immer wieder Anfragen zu Taufen, Konfirmationskurs-Teilnahme und zur 

Umgemeindung nach Ostrach aus diesen Ortsteilen. Die „Teilung“ in der Kommune Ostrach werde so aufgehoben.

Oberkirchenrat Dr. Michael Frisch stellte den Gebietstausch 
 mit der badischen Landeskirche im Detail vor.
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Audio-visuelle Sitzungen, Änderungen der Gottesdienstordnung

Bewährte Regelungen aus der Pandemiezeit  
dauerhaft einführen

In TOP 2 der Tagesordnung ging es darum, befristete Anordnungen, die anlässlich der Corona-Pandemie getroffen wurden, 
dauerhaft einzuführen, und Gesetze an die Digitalisierung anzupassen. 

Rechtsdezernent Oberkirchenrat Dr. Michael Frisch berichtete von den geplanten Änderungen des Kirchenverfassungsgesetzes 

und anderer Gesetze. Seit Ausbruch der Corona-Pandemie habe der Geschäftsführende Ausschuss der Landessynode erstmals 

befristete Anordnungen gemäß § 29 Kirchenverfassungsgesetz getroffen. Diese Bestimmungen seien teilweise bereits außer 

Kraft getreten, andere würden demnächst außer Kraft treten. Regelungen, die sich inzwischen bewährt hätten, seien zum Teil 

bereits entfristet worden; andere sollten mit dem vorgelegten Gesetzesentwurf dauerhaft eingeführt werden, so Dr. Frisch. 

BEWÄHRTE BESTIMMUNGEN FÜR NOTLAGEN

Er gab einen Überblick über die Bestimmungen: Zum einen 

seien darunter solche, die weiterhin eine bestimmte Notlage 

voraussetzen, wie im Recht des Gottesdienstes die Möglich-

keit des Verzichts auf Gottesdienste (Änderung der Feiertags-

ordnung), der Änderung der örtlichen Gottesdienstordnung 

durch Allgemeinverfügung des Oberkirchenrats (Änderung 

der Kirchengemeindeordnung), oder der Aufhebung der 

festgelegten Konfirmationstage (Änderung der Konfirma-

tionsordnung). Im Organisationsrecht nannte Dr. Frisch unter 

anderem die Möglichkeit der Einberufung der Landessynode 

ohne persönliche Anwesenheit aller oder einzelner Mitglie-

der, oder die Notverkündung von Gesetzen in elektronischer 

Form (jeweils Änderung des Kirchenver-

fassungsgesetzes). 

Christoph Müller, Vorsitzender des Rechtsausschusses erläuterte, der Tausch habe praktisch keine größeren Konsequenzen für 

die Landeskirchen. Die württembergische Seite würde mit dem Tausch ca. 50 Gemeindeglieder verlieren. Der Rechtsausschuss 

habe dem Gesetz einstimmig zugestimmt.

Die Synodalen Dr. Thomas Gerold (Bitz) und Christiane Mörk (Brackenheim) sprachen sich in der Aussprache aufgrund der 

großen Distanzen zwischen den bislang zusammengehörenden Ortsteilen für den Gebietstausch aus.

Das kirchliche Gesetz wurde in erster Lesung festgestellt und in zweiter Lesung einstimmig beschlossen  

Christoph Müller, der Vorsitzende des Rechtsausschusses, erklärte, wie die neuen 
Regelungen die in der Corona-Pandemie gewonnen Erfahrungen weiterführen. 
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ÄNDERUNGEN AUFGRUND DIGITALISIERUNG 

Zum anderen seien Änderungen geplant, die sich aufgrund fortschreitender Digitalisierung bewährt hätten. Hier nannte Dr. 

Frisch unter anderem die Möglichkeit der audio-visuellen Teilnahme an den Sitzungen des Kirchengemeinderats (Kirchenge-

meindeordnung) und der Mitarbeitervertretung (Mitarbeitervertretungsgesetz). 

Die vorgeschlagenen Regelungen entsprächen wörtlich den derzeit noch geltenden Regelungen, erklärte Oberkirchenrat Dr. 

Frisch. Der Gesetzentwurf sei dem Evangelischen Kirchengemeindetag in Württemberg, der Kirchenbeamtenvertretung, der 

Arbeitsrechtlichen Kommission, der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung, der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeiterver-

tretungen im Diakonischen Werk Württemberg und dem Diakonischen Werk der evangelischen Kirche in Württemberg mit 

Gelegenheit zur Äußerung übersandt worden. 

Bezüglich einer Stellungahme der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk Württemberg zur Möglichkeit der Teilnahme 

an Sitzungen mittels Video- und Telefonkonferenz schlug Dr. Frisch die Prüfung bei der nächsten Novellierung des Mitarbei-

tervertretungsgesetzes vor. 

Die Synodalen verabschiedeten das Gesetz in erster und zweiter Lesung.  

 

Kurzmeldung Kurzmeldung 

LEBEN IM PFARRHAUS FÜR HOMOSEXUELLE PFARREHEPAARE

Der Antrag auf Aufhebung der rechtlichen und verwaltungstechnischen Einschränkungen für homosexuelle Pfarrerinnen  

und Pfarrer aus der Herbstsynode 2021 wird nicht weiterverfolgt. Dies teilte der Vorsitzende des Rechtsauschusses Christoph 

Müller der Synode mit. Das Kollegium des Oberkirchenrats habe im Frühjahr dieses Jahres beschlossen, dass der Oberkirchen-

rat Pfarrpersonen in gleichgeschlechtlichen Partnerschaften und Ehen bei der Stellensuche und im Bewerbungsverfahren 

beraten werde. Dadurch, so der Rechtsauschuss, sei das Anliegen des ursprünglichen Antrags bereits umgesetzt und müsse 

nicht weiter durch die Synode verfolgt werden. Im Anschluss des Berichts begrüßte Erstunterzeichner Dr. Hans-Ulrich Probst 

das Engagement des Oberkirchenrats, das eine weitere Behandlung des Antrags hinfällig machte.  
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Zehn Pfarrstellen sollen versuchsweise für verschiedene Berufsgruppen geöffnet werden

Breit aufgestellt: Multiprofessionelle Teams sollen  
in Kirchengemeinden erprobt werden

Multiprofessionelle Teams bieten mehr Möglichkeiten: Die Teams sind breiter aufgestellt. Pfarrstellen könnten auch mit 
Berufsgruppen wie Diakoninnen und Diakonen besetzt werden. Und der Zugang zum Pfarrdienst wäre ohne ein universitäres 
Theologie-Studium möglich. Auf EKD-Ebene wurden multiprofessionelle Teams bereits getestet und Ergebnisse zusammen-
gestellt.

Christoph Müller, Vorsitzender des Rechtsausschusses, berichtete zunächst über den Antrag Nr.12/21 zum Modellversuch 

Distriktgemeinde. Das Ziel des Antrags sei es gewesen, betonte Müller, einen „Erprobungsraum“ für die Distriktgemeinde zu 

eröffnen, nicht deren unmittelbare Einführung.

Auf der Distriktebene sollten, so der Antrag, alle Personalentscheidungen getroffen sowie die Verwaltung angesiedelt 

werden und zudem ein Gesamtfinanzbudget zur Verfügung stehen. Eine neue Körperschaft, die Distriktgemeinde, sollte 

als Weiterentwicklung der Verbundgemeinde entstehen. Die Gremien der Distriktgemeinde sollten direkt gewählt werden. 

Die Geschäftsführung sollte nach einem rollierenden System von den Pfarrpersonen der beteiligten Gemeinden im Distrikt 

verantwortet werden. Aus einem „Globalbudget“ sollte die Distriktgemeinde alle Aufgaben, auch Pfarrstellen finanzieren 

können, so der Antrag. In der Distriktgemeinde sollten multiprofessionelle Teams mit einer multiprofessionellen Dienstauf-

tragskonzeption tätig sein.

INTENSIV BERATEN

Im Rechtsausschuss sei „intensiv“ über diesen Antrag beraten worden. Auch der Oberkirchenrat habe sich mit dem Antrag 

befasst, sagte Christoph Müller. Dabei hätten sich für die Ausschussmitglieder unterschiedliche Fragen ergeben, etwa: Sei 

es sinnvoll, nach der Verbundkirchengemeinde als junger Form der Körperschaft eine weitere Form der Körperschaft neu 

zu bilden? Im Prozess „Kirchliche Strukturen 2024plus“ sei bereits das Modell der Distriktkirchenpflege ausprobiert, jedoch 

zugunsten einer Regionalverwaltung verworfen worden. Zudem stünden Kirchengemeinden vor einer „großen Veränderung“, 

wenn der Körperschaft Kirchengemeinde Kernkompetenzen entzogen würden, wie die Haushaltshoheit oder die Gottes-

dienstordnung. Die 36 bestehenden Verbundkirchengemeinden setzten zudem bereits einen Teil der beantragten Umstruk-

turierungen um. Nicht zuletzt sei die Verbundkirchengemeinde bereits eine Kirchengemeinde in einem Verbund. 

ROLLIERENDES SYSTEM SCHWIERIG

Der Oberkirchenrat habe zudem befürchtet, dass es bei einer rollierenden Geschäftsführung zu Schwierigkeiten bei der 

Kontinuität der Entscheidungsprozesse und der Verantwortungsübernahme im Falle von Entscheidungen komme. Auch 

hinsichtlich der Finanzierung mittels eines Globalbudgets habe es im Ausschuss Bedenken gegeben: Zwei Systeme der 

Pfarrstellenfinanzierung seien in der Landeskirche nicht realisierbar.

Dennoch sehe der Rechtsausschuss die Bildung von multiprofessionellen Teams als eine „in Württemberg noch nicht 

erprobte Form von gemeinsamer Zusammenarbeit“ an, erklärte der Vorsitzende des Rechtsausschusses. Es handle sich um 

einen Ansatz, „dessen Möglichkeiten und Grenzen unter Beteiligung der entsprechenden Berufsgruppenvertretern ausge-

arbeitet werden könnte“. Auch der Ausschuss für Kirche und Gemeindeentwicklung habe sich mit dem Modell beschäftigt. 
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MIT LAUFENDEN PROJEKTEN IM DIAKONAT ZUSAMMENBRINGEN

Das sozialwissenschaftliche Institut der EKD (Evangelischen Kirche in Deutschland) hat bereits Erfahrungen mit multipro-

fessionellen Teams zusammengestellt, erklärte Müller. Der Ansatz müsste „zwingend“ mit laufenden Projekten im Bereich 

des Diakonats verbunden werden, sagte er. Aber auch über alternative Zugänge zum Pfarrdienst könne in diesem Zusam-

menhang nachgedacht werden. 

Die Erprobung multiprofessioneller Teams könne als Begleitmaßnahme zum PfarrPlan 2030 verwirklicht werden. Der 

Finanzausschuss hat deshalb den Folgeantrag Nr. 47/22 eingebracht.

KRITERIEN FÜR DIE EINFÜHRUNG MULTIPROFESSIONELLER TEAMS 

Der Oberkirchenrat werde gebeten, ein Modell zur Erprobung multiprofessioneller Teams umzusetzen, lautete der Antrag. 

Aus Restrukturierungsmitteln sollten Finanzmittel im Wert von bis zu zehn Pfarrstellen für die Zeit von sechs Jahren bereit-

gestellt werden. Damit könnten zehn Pfarrstellen nicht besetzt und die Finanzmittel für die Übernahme der Aufgaben 

verwendet werden, ein Betrag von sechs Millionen Euro. Der PfarrPlan 2030 solle sich durch diese Stellen nicht ändern. 

Eine Begleitgruppe in Form eines Projektbeirats müsse den Versuch evaluieren.

Damit eine Stelle eingerichtet werde, müssten Kriterien erfüllt werden, sagte Müller. Dazu gehöre, dass vor der Ausschrei-

bung einer Pfarrstelle ein Konzept für deren multiprofessionelle Besetzung vorliegen müsse. Die pastoralen Tätigkeiten, die 

vom multiprofessionellen Team übernommen werden könnten, müssten zudem festgelegt werden. Außerdem müsse zusam-

men mit dem Projektbeirat eine Liste möglicher Qualifikationen für die Besetzung der Stelle festgelegt werden. Dieser 

müsse zudem eine Beispielliste möglicher Berufsgruppen erarbeiten. 

Ein weiteres Kriterium sei es, dass die pastorale Versorgung der beteiligten Gemeinden sichergestellt sein müsse. Festge-

legt werden müsse auch, welche kirchengemeindlichen Aufgaben an wen delegiert würden. Pro Kirchenbezirk werde höchs-

tens eine Pfarrstelle umgewandelt. Außerdem würden innovative Konzeptionen bevorzugt zur Umwandlung angenommen, 

darunter brisante Arbeitsfelder und Bereiche mit bestimmten Themen wie Armut oder digitale Medien. Schließlich seien die 

Regelungen der der Landeskirche zugrundeliegenden Bekenntnisschriften sowie die Kausalordnungen einzuhalten. „Es wird 

eine Evaluation der einzelnen Erprobungen und des Gesamtprojektes durchgeführt“, sagte Müller. Der Projektbeirat solle 

durch den Oberkirchenrat mit synodaler Mitwirkung gebildet werden.

AUSSPRACHE

Dr. Harry Jungbauer (Heidenheim) nahm Stellung zu dem Kriterium für die Besetzung der Pfarrstellen. Die pastorale Versor-

gung der Gemeinden müsse sichergestellt werden. Religionsunterricht sei eine Grundaufgabe im Pfarramt, gehört aber nicht 

zu den Pastoralaufgaben. Für besonders wichtig halte er es deshalb, die Erfüllung des Religionsunterrichts-Deputats sicher-

zustellen. Denn es gebe große Lücken in diesem Bereich. Da “Erprobung” bedeute, dass man das Erprobte anschließend 

genauso umsetze, müsste neben pastoralen Tätigkeiten auch der Religionsunterricht genannt werden. Das sei für die Kirche 

im Bereich Bildung wichtig.

Wie gehe es nach sechs Jahren weiter, fragte Anselm Kreh (Hermaringen). Wenn Gemeinden sich auf eine multiprofessionell 

besetzbare Pfarrstelle bewerben würden, müsse es für sie Perspektiven gebe, wie die Stelle fortgesetzt werde. 

Es gebe erhebliche Einschränkungen im Bereich Pfarrdienst, sagte Dr. Antje Fetzer-Kapolnek, stellvertretende Vorsitzende 

des Ausschusses für Kirchen- und Gemeindeentwicklung. Wenn sich das Projekt bewähren würde und daraus eine Dauer-

lösung entstehe, würde das Hoffnung machen. Die zehn Umwandlungsstellen müssten jedoch so auf den Weg gebracht 

werden, dass sie den Pfarrplan-Gremien in den Distrikten bekannt seien, die derzeit mit ihren Planungen beginnen würden. 

Johannes Eißler (Eningen) verwies auf das Programm “Flex-Paket 3”, das, wie das Projekt im Antrag, auch den Pfarrplan 

abfedern solle. Er stellte fest, dass der Oberkirchenrat offen für Modelle sei, die “von unten” wachsen würden. Wichtig 

sei es, dass Gemeinden im Distrikt mit anderen ins Gespräch kommen würden. Reformen sollten stärker von der Basis her 

entwickelt werden. Es sei „mutig”, auf eine Stelle zu verzichten, das Projekt habe aber Modellcharakter. 



573 | 2022 BERATEN + BESCHLOSSEN

Götz Kanzleiter (Ostelsheim) betonte, Einzelkämpfertum sei heute “out”. Die Zusammenarbeit mit verschiedenen Berufs-

gruppen sei daher “höchst spannend”. 

Kai Münzing (Dettingen an der Erms) sagte, der Folgeantrag habe die Zielrichtung, den Pfarrplan 2030 zu entlasten. Das 

müsse nach außen auch so dargestellt werden: “Wir müssen zu großen Einschnitten kommen”, sagte er. Multiprofessionelle 

Pfarrstellen seien dafür zukunftsweisend. Es gebe Landeskirchen, die solche Stellen schon lange besetzen würden. In der 

Corona-Zeit hätten sich zudem viele neue Formen der Gottesdienste oder etwa des Religionsunterrichts entwickelt. “Auf 

einmal kamen ganz andere Menschen in die Kirche, die wir vorher nicht im Blick hatten”, etwa Medientechniker und Musiker. 

Auch Gemeindeassistentinnen und Gemeindeassistenten müssten daher bei dem Modellprojekt in den Blick genommen 

werden.

Christoph Schweizer (Esslingen) schließlich forderte, dass die Antragsstellung auf bürokratischer Ebene nicht zu viel 

Aufwand machen dürfe. Mit dem Stellen vergleichbarer Anträge sei häufig viel Arbeit verbunden, etwa bei „Flex-Paket 3”. 

Er betonte: Es sei gut, dass eine Laufzeit von sechs statt fünf Jahren geplant sei, die Stelle müsse aber auf bürokratischer 

Ebene “schlank bleiben”.

Dr. Harry Jungbauer brachte den weitergehenden Antrag Nr. 74/22 ein, in dem die Erfüllung des Religionsunterrichts-Depu-

tates zusätzlich zur Erfüllung der pastoralen Aufgaben genannt wird. Der Halbsatz „und die Erfüllung des RU-Deputates 

müssen sichergestellt sein“ solle bei 1. Kriterien, 5. ergänzt werden. 

Der Antrag wurde mit Mehrheit beschlossen. 

Digitaler Abruf von Gesetzen 

„Verkündung von Gesetzen in  
elektronischer Form ermöglichen“

Bei Tagesordnungspunkt 4 ging es darum, die gesetzliche Grundlage dafür zu schaffen,  
dass Gesetze künftig auch in elektronischer Form verkündet werden können. 

Rechtsdezernent Oberkirchenrat Dr. Michael Frisch erläuterte einleitend den historischen 

Hintergrund der heutigen Regelung zur Verkündung von Gesetzen im Kirchenverfassungsgesetz. Inzwischen verkündeten ande-

re Landeskirchen sowie Bundesländer Gesetze in elektronischer Form. Der eingebrachte Entwurf solle die Voraussetzung dafür 

schaffen, dass kirchliche Gesetze der Landeskirche in elektronischer Form verkündet werden könnten. Details sollten durch eine 

Verordnung des Oberkirchenrats geregelt werden. 

Dr. Frisch regte die Verweisung an den Rechtsausschuss an. 

In der Begründung des Entwurfs heißt es, die Umstellung auf eine elektronische Verkündung von Gesetzen bedürfe einer 

Änderung von § 25 Abs. 3 Satz 1 Kirchenverfassungsgesetz. Der Zugang zu den Gesetzen müsse für jedermann sichergestellt 

werden. Eine digitale Bekanntgabe eröffne einen zeit- und ortsunabhängigen sowie barrierefreien Zugang, hinzu kämen ökolo-

gische und ökonomische Aspekte. 

Das Gesetz wurde in den Rechtsausschuss verwiesen. 

Dr. Michael Frisch,  
Rechtsdezernent der Landeskirche
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Gesellschaftliche Veränderungen

Familienverzeichnis nicht  
mehr notwendig

Der fünfte Tagesordnungspunkt behandelte die Abschaffung des Familienverzeichnisses.

Rechtsdezernent Oberkirchenrat Dr. Michael Frisch berichtete, dass die Führung des Familienregisters in den vergangenen Jahr-

zehnten durch geänderte Lebensformen, religiöse Pluralisierung der Gesellschaft und die gestiegene Mobilität der Bevölkerung 

immer schwerer geworden sei. Zudem könnten sich Pfarrpersonen über das Gemeindemitgliederverzeichnis informieren. Seit 

einiger Zeit erreichten den Oberkirchenrat Forderungen der Kirchenregisterführer, das Familienregister abzuschaffen. In den 

Ordnungen der Gliedkirchen der EKD seien die Familienverzeichnisse meist nicht mehr vorgesehen; diese Entwicklung zeige sich 

auch in den Richtlinien der EKD. 

In zwei Gesetzentwürfen des Oberkirchenrates von 2017 und 2018 sei der 15. Landessynode die Abschaffung des Familienre-

gisters im Zusammenhang mit der Einführung anderer Regelungen vorgeschlagen worden. Im 2019 folgenden entsprechenden 

Entwurf sei die Abschaffung des Familienregisters jedoch nicht mehr vorgesehen gewesen. Daher werde jetzt erneut vorge-

schlagen, die Vorschrift zur Führung des Familienregisters zu streichen. Dr. Frisch regte die Verweisung an den Rechtsausschuss 

an. Im aktuell vorgelegten Entwurf heißt es unter anderem zur Begründung, der Nutzen der Familienverzeichnisse sei für die  

Ev. Landeskirche und die Gemeindearbeit vor Ort gering geworden und stehe in keinem Verhältnis zum hohen Pflegeaufwand. 

In der Aussprache begrüßte der Synodale Gerhard Keitel (Maulbronn) den vorgelegten Entwurf, und regte an, das Thema insge-

samt einer umfassenden Prüfung zu unterziehen. Es wurde die Verweisung an den Rechtsausschuss beschlossen. 

Dr. Michael Frisch,  
Rechtsdezernent der Landeskirche

Keine Bezirkspfarrstellen für missionarische Aufgaben

Anliegen einer missionarischen  
Gemeindeentwicklung bereits aufgegriffen 

Der Antrag auf die Einrichtung von Pfarrstellen für missionarische Aufgaben in jedem Kirchenbezirk wird nicht weiterverfolgt. 

Diesen Beschluss des Ausschusses für Kirchen- und Gemeindeentwicklung (KGE) teilte dessen stellvertretende Vorsitzende Dr. 

Antje Fetzer-Kapolnek der Synode mit. 

LANGE BERATUNGEN 

Bereits 2020 wurde der Antrag „Zwischen Missionsbefehl und Säkularisierung“ in die Synode eingebracht. Dort war der Antrag 

in den Ausschuss KGE in Zusammenarbeit mit dem Theologischen Ausschuss (ThA) verwiesen worden. Inhalt des Antrags war 

die Forderung ab dem Jahr 2025 flächendeckend in allen Kirchenbezirken jeweils eine Pfarrstelle für missionarischen Aufgaben 
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einzurichten. Als Vorbild wurde dabei das Projekt „Kirche, die weiter geht“ aus der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Sachsen 

genannt. Dr. Antje Fetzer-Kapolnek führte aus, wie der Antrag nach dem Verweis in die Ausschüsse durch die beiden Ausschüs-

se unter Einbezug der Expertise von Dezernat 1 und 3, sowie des Evangelischen Jugendwerks (EJW) bearbeitet wurde. 

INHALTLICH ZU UNTERSTÜTZEN, IN DIESER FORM NICHT UMSETZBAR

Das grundsätzliche Anliegen und die Dringlichkeit hinter diesem Antrag habe Cornelius Kuttler, Leiter des EJW, in einer 

Sitzung des Ausschusses KGE zum Ausdruck gebracht. Für junge Erwachsene sei die Landeskirche nicht mehr die erste Wahl, 

wenn sie überhaupt nach der ersten Gehaltsmitteilung noch Mitglieder seien. Viele junge Ehrenamtliche wanderten aufgrund 

der unpassenden landeskirchlichen Angebotsstruktur zu Freikirchen ab. Dies zeige, wie groß der Bedarf danach sei, jungen 

Menschen in der Landeskirche Heimat zu geben. 

Gleichzeitig wurden Bedenken gegenüber der Einrichtung von Pfarrstellen für missionarische Aufgaben in jedem Bezirk geäu-

ßert. Die Einrichtung von 45 neuen Pfarrstellen sei weder personell noch finanziell umsetzbar. Würden diese Stellen durch 

Kürzung vom Gemeinde- oder Sonderpfarrstellen geschaffen, werde so die parochiale Struktur geschwächt. Die Neuschaffung 

der Stellen sei wiederum durch die zu erwartende Entwicklung der Kirchensteuereinnahmen kritisch zu betrachten. Gegen 

die Umwidmung der schon bestehenden beweglichen Pfarrstellen in Pfarrstellen für missionarische Aufgaben habe Oberkir-

chenrätin Nothacker eingewandt, dass diese Pfarrstellen zum Ausgleich von Engpässen im Kirchenbezirk durch Krankheit und 

Krisenphasen benötigt würden. Außerdem habe Oberkirchenrätin Nothacker zu bedenken gegeben, dass den Kirchenbezirken 

bei der Ausgestaltung der Pfarrpläne die Gestaltungsmöglichkeit nicht genommen werden solle. 

MISSIONARISCHE AUFBRÜCHE BESTEHEN BEREITS

Auf Grund der verschiedenen Bedenken haben die beiden Ausschüsse in einer gemeinsamen Sitzung beschlossen, dass das 

grundsätzlich unterstützte Anliegen in die Beratungen zum Pfarrplan einfließen soll. Kirchenrat Tobias Schneider habe in der 

abschließenden Sitzung des Ausschusses KGE von Projekten berichtet, in denen das inhaltliche Anliegen des Antrags schon 

zum Ausdruck komme. In seinem Bericht habe er auf den erfolgreichen Start 

des Projekts „Missionarische Gemeindeentwicklung mit jungen Erwachsenen“ in 

Herrenberg und Ludwigsburg, sowie den Start des Taufprojektes hingewiesen, 

bei dem Eltern angeschrieben werden, deren Kinder während der Corona-Jahre 

nicht getauft wurden. Abschließend habe Kirchenrat Schneider konstatiert, dass 

das inhaltliche Anliegen der missio dei bereits auf verschiedene Weise umgesetzt 

würde. 

Nach abschließenden Beratungen, so die stellvertretende Vorsitzende Dr. Antje 

Fetzer-Kapolnek, sei der Ausschuss KGE zum Ergebnis gekommen, dass das grund-

legende inhaltliche Anliegen des Antrags „Kirche zwischen Missionsbefehl und 

Säkularisierung“ bereits aufgegriffen sei und damit nicht weiterverfolgt würde.  

Dr. Antje Fetzer-Kapolnek, Stellvertretende Vorsitzendedes Ausschusses 
für Kirchen- und Gemeindeentwicklung
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Runder Tisch Ernährung und Landwirtschaft soll eingerichtet werden

Nachhaltige Beschaffung an vielen Stellen 
in der Landeskirche präsent

Der Antrag, den Oberkirchenrat zu bitten, ein Konzept zur Stärkung der Kreislaufgedankens bei der Nutzung und Beschaffung 

von Produkten zu erarbeiten, wird nach Beratung des Ausschusses für Kirche, Öffentlichkeit und Bewahrung der Schöpfung 

(KGS) nicht weiterverfolgt. Auf Initiative des Oberkirchenrats soll aber ein Runder Tisch Ernährung und Landwirtschaft einge-

richtet werden

ANTRAG DER LETZTEN HERBSTSYNODE SOLLTE UNMITTELBARKEIT 
DER LIEFERBEZIEHUNGEN BESTÄRKEN

Annette Sawade, Vorsitzende des Ausschusses KGS berichtete von den Beratungen des Ausschusses, in den der Antrag bei 

der letzten Herbstsynode verwiesen wurde. Hintergrund des Antrags sei die Feststellung einer Fokussierung bei der Herstel-

lung und Lieferung von Gütern auf die Effizienz gewesen, wie sie in extremer Form zum Beispiel an Einweg-Kleidungsstücken 

sichtbar werde. Darin käme eine Geringschätzung der Schöpfung und der am Herstellungsprozess beteiligten Menschen zum 

Ausdruck, die oftmals unter ausbeuterischen Bedingungen arbeiten müssten. Anliegen des Antrags sei es gewesen, bei der 

Beschaffung von Produkten weniger den Kostenfaktor in den Vordergrund zu rücken, sondern die Unmittelbarkeit von Liefer-

beziehungen anzustreben und so an möglichst vielen Stellen Kirchenmitglieder als Akteure der Lieferketten einzubinden. 

AN VIELEN STELLEN WIRD SCHON NACHHALTG GEHANDELT

Im Beratungsprozess zum Antrag habe der Oberkirchenrat auf die vielen Orte hingewiesen, an denen schon im Sinne des 

Antrags gehandelt würde. Das Anliegen des Antrags sei an vielen Stellen der Landeskirche bereits umgesetzt, beispielswei-

se beim Grünen Gockel, bei der Aktion KITA.umweltbewusst.2030, oder dem Klimaschutzkonzept der Landeskirche. Auch im 

Bildungs- und Schulungsangebot der verschiedenen landeskirchlichen Einrichtungen sei das Thema sehr präsent. 

Die Einrichtung eines Referentinnen- und Referentenpools in Zusammenarbeit mit dem Bauernwerk sei vom Oberkirchenrat 

prinzipiell unterstützt worden. 

 Annette Sawade, Vorsitzende des Ausschusses für Kirche, Gesellschaft, Öffentlichkeit und Bewahrung der Schöpfung
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OKR UND AUSCHUSS SPRECHEN SICH FÜR DIE EINRICHTUNG EINES RUNDEN TISCHES AUS

Von Seiten des Oberkirchenrates sei im Gespräch zum Antrag der Vorschlag eingebracht worden, so Sawade, einen „Runden 

Tisch Ernährung und Landwirtschaft“ zu gründen. Unter Beteiligung der Leitung des Referats Umwelt sowie Theologie und 

Kirche und Leitung durch das Landesbauernpfarramt könne so ein Runder Tisch ein geeigneter Ort sein, um vorhandene Initia-

tiven besser zu vernetzen, die bestehende Expertise ins Gespräch zu bringen und gemeinsame Positionen zu erarbeiten. Darü-

ber hinaus könne über dieses Forum die Vielfalt der Angebote besser kommuniziert werden und Anlässe für Aktionen besser 

identifiziert werden. Ziel sei es auch die Evangelische Jugend im ländlichen Raum an diesem Runden Tisch zu beteiligen. 

Der Ausschuss KGS habe die vom OKR berichteten Aktivitäten begrüßt und der Einrichtung eines Runden Tisches Ernährung 

und Landwirtschaft zugestimmt. Gleichzeitig habe man darum gebeten die Sachkompetenz des Evangelischen Bauernwerkes 

bei der Einrichtung des Runden Tisches angemessen zu berücksichtigen. 

In Hinblick auf die bereits bestehenden vielfältigen Angebote im Sinne des Antrags und die Einrichtung des Runden Tisches 

habe der Ausschuss schließlich beschlossen, den Antrag nicht weiterzuverfolgen. 

Abschließend führte Sawade an, dass die Formulierung “der Antrag wird nicht weiterverfolgt” in diesem Fall und ebenso bei 

den nächsten Tagesordnungspunkten bedeute, dass das Anliegen des Antrags bereits umgesetzt ist oder sich in der Umset-

zung befinde. Gerade gegenüber den Kirchengemeinden sei wichtig, zu betonen, dass die den Anträgen zugrundeliegenden 

Anliegen nicht einfach fallen gelassen würden.  

Beitrag der Landeskirche zur Artenvielfalt

Vielfältige Angebote zur Erhöhung der Artenvielfalt

Das Vorsitzende des Ausschusses für Kirche, Gesellschaft, Öffentlichkeit und Bewahrung der Schöpfung (KGS), Annette Sawa-

de, berichtete von der Beratung des Antrags 34/20 zur Erhöhung der Artenvielfalt. 

ERHALT DER ARTENVIELFALT ALS WICHTIGER BEITRAG ZUR BEWAHRUNG DER SCHÖPFUNG

Bei der Sommersynode war der Antrag in den Ausschuss KGS verwiesen worden. Inhalt des Antrags sei der Auftrag an den 

Oberkirchenrat gewesen, Beratungsangebote für Kirchengemeinden und kirchliche Einrichtungen zu schaffen, wie die Arten-

vielfalt auf freien Grünflächen um kirchliche Gebäude erhöht werden könne. Weiter sollten nach dem Antrag die Angebote 

des Umweltbüros dafür genutzt und erweitert werden und kostenloses Saatgut bereitgestellt werden, so Annette Sawade. 

Oberkirchenrat Christian Schuler hatte das Anliegen des Antrags mit seiner Feststellung, dass die Artenvielfalt und Bewahrung 

der Schöpfung ein „wichtiges Kernthema der Umweltarbeit der Evangelischen Landeskirche in Württemberg“ sei, grundsätzlich 

unterstützt. 

HINWEIS AUF BEREITS BESTEHENDE ANGEBOTE

Weiter hatte Oberkirchenrat Schuler berichtet, dass diese Haltung bereits in der Selbstverpflichtung zum Artenschutz in den 

2011 erschienenen „Leitlinien für gelebtes Gastsein“ zum Ausdruck gekommen ist. Das Umweltreferat beteilige sich jährlich an 

einer Blumensamenaktion der NABU, thematisiere das Thema des Artenschutzes bei Fortbildungen zu Bau- und Sanierungs-

maßnahmen und unterstütze die Anlage und Pflege insektenfreundlicher Außenanlagen. Die Umsetzung solcher Maßnahmen 
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läge dann aber vor allem in den Händen der Ortsgemeinden. Über die bereits bestehenden Maßnahmen hinaus seien die finan-

ziellen und personellem Mittel des Umweltreferats begrenzt. 

Die Ausschussvorsitzende Sawade berichtete, dass nach dem Bericht von Oberkirchenrat Schuler der Ausschuss KGS zur 

Ansicht gelangt sei, dass das dem Antrag zugrundeliegende Anliegen bereits umgesetzt und erledigt sei. Darum habe der 

Ausschuss beschlossen, den Antrag nicht weiterzuverfolgen. 

Erstunterzeichner Dr. Markus Ehrmann antwortete auf den Bericht der Vorsitzenden Sawade, dass über das Potential und die 

Notwendigkeit der Erhöhung der Artenvielfalt auf landeskirchlichen Flächen weitgehend Einstimmigkeit bestünde. Weil die 

momentanen Bemühungen nicht ausreichten, sei er mit der Nicht-Weiterverfolgung des Antrags nicht einverstanden.  

Bemühungen um bessere Voraussetzung zur Einrichtung von Photovoltaikdächern 

Mehr Strom von Kirchendächern

Die Anzahl der Photovoltaikanlagen auf Kirchendächern ist noch ausbaufähig. Dies war die Feststellung hinter dem 
Antrag 38/20 über dessen Beratung Annette Sawade, Vorsitzende des Ausschusses für Kirche, Gesellschaft, Öffentlichkeit 
und Bewahrung der Schöpfung (KGS) der Synode berichtete …

KIRCHENGEMEINDEN SOLLEN BEI DER EINRICHTUNG UNTERSTÜTZT WERDEN

Nach der Verweisung des Antrags in den Ausschuss und einer ersten Beratung habe man den Oberkirchenrat um eine Stellung-

nahme gebeten und gemeinsam beraten, so Sawade. Inhalt des Antrags sei die Bitte an den Oberkirchenrat, ein Konzept zur 

Erhöhung der Photovoltaik-Anlagen auf kirchlichen Gebäuden zu entwickeln. In der Begründung zum Antrag sei das Anlie-

gen betont worden, dass Pfarrerinnen und Pfarrer und Kirchengemeinderäte bei der Einrichtung von Photovoltaikanlagen 

(PV-Anlagen) möglichst gut entlastet würden. Dazu sei eine gute Beratung durch den Kirchlichen Energieversorger und die 

Ökumenische Energiegenossenschaft notwendig.

ENTLASTUNG DER GEMEINDEN DURCH DEN KSE

Der Oberkirchenrat, so Sawade, hatte in den Beratungen von folgenden bereits angegangen Maßnahmen berichtet. Eine Erhe-

bung des Dezernats 8 habe gezeigt, dass durch bautechnische Hinderungsgründe weniger Möglichkeiten zur Einrichtung von 

PV-Anlagen bestünden als zuerst angenommen. Neben bereits bestehenden Beratungen durch die Vernetzte Beratung habe 

der Kirchliche Energieversorger KSE ein Betreiberkonzept entwickelt, dass Kirchengemeinden ermöglicht in PV-Anlagen zu 

investieren ohne selbst Betrieb und Verwaltung verantworten zu müssen. Schließlich hatte der Oberkirchenrat in den Beratun-

gen auf zwei Möglichkeiten zur Finanzierung von PV-Anlagen hingewiesen. 

PHOTOVOLTAIK KANN INZWISCHEN OPTISCH UNAUFFÄLLIG UMGESETZT WERDEN

Neben diesen Ausführungen zur Beratung mit dem OKR ergänzte Sawade den Hinweis, dass den ästhetischen Bedenken 

gegenüber PV-Anlagen auf Kirchdächern inzwischen mit angemessenen Gestaltungselementen begegnet werden könne. Oft 

gestalteten sich aber trotz einer grundsätzlich positiven Haltung auf Landesebene die Gespräche mit den Denkmalschutzbe-

hörden auf Landkreisebene noch schwierig. 
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Der Antrag habe sich aber im Rahmen des Klimaschutzgesetzes in Hinblick auf die damit verfügbaren erhöhten Mittel des 

Ausgleichstocks und das neue Betreiberkonzept durch die KSE erledigt und sei deshalb nicht weiterzuverfolgen. 

PHOTOVOLTAIK IN ZUKUNFT NOTWENDIG ZUR CO2-KOMPENSATION 

Als Antwort auf den Bericht von Annette Sawade bedankte sich der Erstunterzeichner des Antrags, Dr. Markus Ehrmann, 

dass alle Anliegen des Antrags vom OKR aufgenommen werden. Gleichzeitig betonte er, dass eine schnellere Umsetzung 

wünschenswert gewesen wäre. Zuletzt wies er darauf hin, dass in der Umsetzung des noch zu beschließenden Klimaschutz-

gesetzes PV-Anlagen als Möglichkeit zur Treibhausgaskompensation unbedingt in Betracht gezogen werden müssten. Es sei 

damit zu rechnen, dass zunächst nicht in allen Kirchengemeinden ausreichend Emissionen eingespart werden können, so dass 

eine Kompensation notwendig werde.  

Kurzmeldungen 

BEITRIT T DER L ANDESKIRCHE ZUR EINKAUFSPL ATTFORM „WIR-KAUFEN-ANDERS.DE“

Annette Sawade, Vorsitzende des Ausschusses Kirche, Gesellschaft, Öffentlichkeit und Bewahrung der Schöpfung (KGS) 

berichtete der Synode vom Beschluss des Ausschusses den Antrag zum Beitritt zur Handelsplattform „wir kaufen anders.de“ 

nicht länger zu verfolgen. Gespräche mit dem Umweltbeauftragen der Landeskirche, Klaus Peter-Koch, haben ergeben, dass 

das Thema der nachhaltigen Beschaffung bereits in Zusammenarbeit mit der Diözese Rottenburg-Stuttgart angegangen werde. 

Darüber hinaus habe Koch darauf hingewiesen, dass so den Kirchengemeinden die Freiheit gelassen würde, regionale Anbieter 

vorzuziehen. In einer abschließenden Abstimmung habe der Ausschuss (KGS) mit einer Gegenstimme beschlossen, den Antrag 

nicht weiterzuverfolgen. 

In seiner Reaktion betonte Erstunterzeichner Michael Schradi, wie notwendig eine gute Möglichkeit zur einfachen öko-fairen 

Beschaffung sei und beantragte entgegen dem Beschluss des Ausschusses (KGS) die Abstimmung des Antrags. Dieser wurde 

von der Synode mit 40 Stimmen angenommen.  

AUFRUF: WANN, WENN NICHT JETZT

Annette Sawade, Vorsitzende des Ausschusses für Kirche, 

Gesellschaft, Öffentlichkeit und Bewahrung der Schöpfung, 

berichtete, der Antrag Nr. 60/20 aus der Herbstsynode 2020 

über den Beitritt der Landeskirche zu dem frauenpolitischen 

Aufruf „Wann, wenn nicht jetzt“ werde vom Ausschuss nicht 

mehr weiterverfolgt. Der Aufruf sei bereits Ende 2021 von 

den Initiatorinnen abgeschlossen worden. Leider sei der 

Oberkirchenrat der Bitte der Synode nicht nachgekommen, 

zum Antrag eine Stellungnahme vorzulegen. 

Annette Sawade erklärte, warum der Antrag Nr. 60/20 nicht weiterverfolgt wird.
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Beitritt der Landeskirche zum ökumenischen Prozess „Umkehr zum Leben“

MITGLIEDSCHAFT MITTELBAR BEREITS VORHANDEN

Das der Württembergischen Landeskirche zugehörige Zentrum für Entwicklungsbezogene Bildung sei 

bereits Mitglied im ökumenischen Prozess „Umkehr zum Leben – den Wandel gestalten“, berichtete 

Annette Sawade, Vorsitzende des Ausschusses Kirche, Gesellschaft, Öffentlichkeit und Bewahrung der 

Schöpfung (KGS). Die Trägermitgliedschaft war in der Sommersynode 2020 beantragt und anschließend 

in den Ausschuss (KGS) verwiesen worden. Dezernat 1 hatte anschließend auf die bereits bestehende 

Mitgliedschaft hingewiesen. Der Ausschuss habe deshalb beschlossen, den Antrag nicht weiterzuverfol-

gen, so Annette Sawade. 
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